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PRÄSIDENT SASSMANN (um 15 Uhr
5 M'inuten): Ich eröffne die Sitzung. Das Pro­
tokoll der letzten Sitzung ist geschäftl8ord­
nungsmäßig aufgelegen, es ist unbeanstandet
geblieben, demnach als genehmtgt zu be­
traohten.

Von der heutigen Sitzung haben sich ent­
schuldigt: Herr Landeshauptmann Steinböck,
Herr Landesrat Gelmer und Herr Abg. Wen­
ger wegen Krankheit.

Ich habe auf die Plätze der Herren Ab­
geordneten das Stenographische Protokoll der
13. Sitzung der IV. Session der V. Wahl­
periode des Landtages vom 7. Juli 1953 auf­
legen lassen.

Wir gelangen zur Beratung der Tagesord­
nung. Ich ersuche Herrn Abg. H i I gar t h,
die Verhandlung zur Zahl 467 einzuleiten.

Berichterstatter Abg. HILGARTH: Hohes
Haus! Ich habe namens des gemeinsamen
Finanz- und Wirtschaftsausschusses über
den Antrag der Abgeordneten Wenger,

Dr. Steingötter, Nimetz, Gerhartl, Hrebacka,
Zettel und Genossen, betreffend die unverzüg­
liche Erstellung eines Winterarbeitsprogram­
mes 1953/54 und dessen Vorlage an den Land­
tag, zu berichten.

Hohes Haus! Im gemeinsamen Finanz- und
Wirtsohaftsausschuß ist seit einiger Zeit ein
Antrag der Abgeordneten Wenger, Dr. Stein­
götter, Nimetz, Gerhartl, Hrebacka, Zettel
und Genossen, betreffend die unverzügliche
Erstellung eines Winterarbeitsprogrammes,
gelegen. Es wurde am 4. Februar 1954 in
einer gemeinsamen Sitzung dieser heiden Aus­
schüsse eine Debatte über diesen Gegenstand
abgeführt. Dabei hat der von der So'zia­
listischen Partei gestellte Berichterstatter im
Verlaufe der Sitzung davon gesprochen, daß
der seinerzeit eingebrachte Antrag zum Teil
über!holt, zum Teil gegenstandslos ist und
stellte einige Abänderungsanträge zu dem
durch den Präsidenten des Landtages den.
Auslschüssen zugewiesenen Antrag. Daraufhi'll
hat die ÖVP als Mehrheit innerhalb dieses
gemeinsamen Ausschusses die Meinung ver­
treten, daß eine Abänderung des vorliegenden
Antrages nicht möglich ist, und hat daher
einen Antrag gestellt, der folgenden Wortlaut
hat (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Der Antrag der Abgeordneten We,nger,
Dr. Steingötter, Nimetz, Gerhartl, Hrehacka,
Zettel und Genossen, betreffend die unverzüg­
liche Erstellung eines Winterarbeitsprogmm­
mes 1953/54 und dessen Vorlage an den Land­
tag ist durch die Beantwortung der an den
Herrn La1ndeshauptmann in der Landtags­
sitzung vom 3. Februar 1954 gestellten An­
fmge, betreffend das Ausmaß der Arbeits­
losigkeit in Niederösterreich und Maßnahmen
zur Bekämpfung derselben, gegenstandslos
geworden."

Im Verlaufe der Sitzung hat daraufhin der
von der Sozialistischen Partei bestellte Be­
richterstatter sein Mandat zurückgelegt, und
ich wurde von der Mehrheit dies,es doppelten
Ausschusses zum Beriohterstatter für die
heutige Landtagssitzung bestimmt. Gleich­
zeitig hat die Sozialistische Partei einen Min­
derheit,sbericht bekanntgegeben, der allen Ab­
geordnet1en auch zugegangen ist.



PRÄSIDENT SASSMANN : Ich eröffne! die
Debatte. Zum Wort gelangt Herr Abgeord­
neter S t a f f a.

Ich bitte den Herrn Präsidenten, über den
vorliegenden Antrag, den ich soeben vcrlescn
hahe, die Debatte zu eröffnen.
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3. Februar wurde eine bestellte Anfrage der
ÖVP an den Herrn Landeshauptmann gerich­
tet, die der Herr Landeshauptmann sofort
beantwortet hat. In dies·er Antwort hat er im
wesentlichen zum Ausdruck gebracht, daß
erstens die Arbeitslosigkeit in Niederöster­
reich gar nicht so arg sei, und daß zweitens
die L:mdesregierung oihnehin in ihrem Bereich
2lles vorgesehen habe, was notwendig sei, um
die Arbeitslosigke!it in Niederösterreich zu
bekämpfen und um Arbeitsplätze zu schaffen:
Am 4. Februar erklärte die ÖVP dann auch
in ihrem Antrage im gemeinsamen Finanz­
und Wirtschaftsausschuß, daß durch die Be­
antwortung der Anfrage durch den Herrn
L3ndeshauptmann der von unserer Fraktion
eingebrachte Antrag zur Arbeitsbeschaffung
gegenstandslos geworden ist.

Dazu möchte ich nun doch einiges sagen.
Wir haben zu Beginn der Sit!zung durch
unseren Vertreter einen Ergänzungsantrag
eingebracht. Die Mehrheit des Hauses hat die
Meinung vertreten, daß dies nun ein neuer
Antrag sei und daher nicht in Verhandlung
gezogen werden könnte. Sie hat unseren An­
trag abgelehnt und den Ergänzungsa!ntrag
ganz einfach nicht in Verhandlung gezogen.
Wir haben daher einen Minderheitsbericht an­
gemeldet, und Sie gestatten nun, daß ich doch
einiges dazu sage, zunächst einmal zu den
Argumenten des Herrn Landeshauptmannes
in der seinerzeitigen Beantwortung der von
der ÖVP gestellten Anfrage.

Wenn der Herr Landeshauptmann in seiner
Beantwortung behauptet hat, daß es nicht
60.000, sondern nur 52.000 Arbeitslose in
Niederösterreich gibt, daß ferner bei den
60.000 die Randgemeinden mitgereclhnet sind,
die eigentlich abgerechnet werden mÜBsen,
dann muß ich fragen: Ist das eine Art und
Weise, wie ein derart ernstes Problem, wie
es die derzeitige Arbeitslosigkeit in Nieder­
österreich, also der derzeitige Stand der
Arbei tslosenziffer darstellt, seitens des ver­
antwortlichen Man'IJ.es in diesem Lande behan­
delt wird, der da glaubt, durch stundenlanges
Operieren mit Ziffern die Tatsache, daß wir in
Niederösterreich mehr als 50.000 Arbeitslose
zählen, aus der Welt schaffen zu können? Es
kommt doch, Hohes Haus, gar nicht darauf
an, ob Niederösterreich vorige Woche 60.000
oder nur 55.000 Arbeitslose gezählt hat. Sind
Jhnen denn 55.000 Arbeitslose noch nicht
genug? Haben wir es wirklich notwendig, um
einige tausend Arbeitslose mehr oder weniger
zu streiten und zu diskutieren? Wir hätten
vielmehr nach unserer Meinung alle mit­
sammen die Aufgabe und die Verpflichtung,
dafür zu sorgen, daß der Arbeitslosenstand
in einem erheblichen Maße herabgemindert

Abg. STAFl<'A: Hoher Landtag, meine
Da;nen unrl Herren! Es ist eigentümlich, daß
sich cer Herr Berichterstatter in seiner
Begründung über die Behandlung dieses An­
trage:s im Ausschuß bzw·. im doppelten Aus­
schu~. dnrauf beruft, daß die rvle:hrheit den
Standpunkt vertrete'tl habe, durch den Zusatz­
achT Ergänzungsantrag der Sozialistischen
Fraktion, eingebracht Idurcn ihren Eericht­
erstatter, sei eigentlich ein neuerlicher An­
trag entstanden, und er könne im Ausschuß
nicht behandelt werden. Ich möchte dem
Hohen Haus doch den ~ 2·1 der Geschäftsord­
nung in ,:Erinnerung rufen, in dem es heißt
(liest): "Jeder Ausschuß hat das Recht, seI.b­
ständige Anträge auf Erlassung von Gesetzen
oder Fassung von Beschlüssen zu stellen, die
mit einem ihm vom L!andtage zugewiesenen
Gegenstande in Verbindung stehen."

AIsü nach der Geschäftsordnung hätte der
Ausschuß nicht nur das (Recht, F~rgänzungs­
anträge in Behandlung zu ziehen, sondern
auch selbständige Anträge einzubringen und
dem Hause vorzulegen. Wenn der Herr B2­
richterst~. tter eingangs seiner Ausführunge u
erklärt hat, in. diesen beiden Ausschüssen ist
seit einiger Zeit ein Antrag der Sozialistischen
Fraktion, betreffend Vorsorge für ein Winter­
arbeitsprogramm, gelegen, so ist der Ausduck
"einige Zeit" gut gewählt, denn ich möchte
hierzu feststellen: Am 15. Oktober 1953 hat
die Sozialistische Fraktion diesen Antrag im
Hause eingebracht, und um gleichen Tage
wurde dieser Antrag vom Präsidenten dieses
Hauses dem gemeinsamen Finanz_ und Wirt­
schaftE'clUsschuß zur Behandlung zuge Niesen.
Vom 15. OktobEr 1953 bis zum Februar 1954
haben. es leider die beiden Obm2nner der
beiden Ausschüsse nicht für notwendig er­
achtet, die Ausschüsse zusammenzuberufen,
um diesen Antrag in Bohandlung zu ziehen.
Erst als zu Anfang des Monats Februar die
Sozialistitsche Fraktion energisch gefordert
hat, daß diese Ausschüsse zusammentreten,
wurden sie für den 4. Februar einberufen. Die
Einberufung erfolgte erst 14 Tage, nachdem
ldie So!zialistische Fraktion das Verlangen
gesrellt hatte. Einige Tage später hat der
ÖVP-Klub die Einberufu!ng einer außerordent_
lichen Sitzung des Landtages verlangt, die
jedoch sofort einberufen wurde, und zwar für
den 3. Februar. In dieser Landtagssitzung am
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wird, daß alle guten Kräfte in diesem Land
zusammenwirken, um die Aribeitslosen, soweit
sie al1beits,willig sind, so rasch als nur möglich
wieder in Arbeit, Verdienst und Brot zu brin­
gen. Denken Sie doch daran, daß hinter diesen
55.000 oder 60.000 Arbeit,slosen mindestens
die gleich hohe Anzahl von Angehörigen steht,
so daß wir zusammen mit ihren Angehörigen
eine Zahl von 100.000 bis 150.000 Menschen in
unserem Bundesland zählen, die gezwurngen
sind, von der kärglichen Arbeitslosenunter­
stützung zu leben.

Der Herr Landes,hauptmann hat auch in
einem überaus geschickten Spiel mit Ziffern
und Z,ahlen zu beweisen versucht, daß die
Landesregierung so vieles vorgekehrt habe,
und daß eigentlich alles getan wurde, was
überhaupt möglich war, um die Arbeitslosig­
keit einzudämmen. Er hat hier eine Ziffer von
233 Millionen Schilling genannt, die für
arbeitsbeschaffende Aufgaben zur Verfügung
gestellt werden. Er hat hier erklärt, daß an
1000 Baustellen 7000 Beschäftigte gezählt
werden. Eine ·einfache Division, Hohes Haus,
ergibt auf jede Baustelle ganze sieben Be­
schäftigte. WollEn Sie ernstlich behaupten,
wollen Sie ernstlich der öffentlichkeit ein­
reden, daß das eine Arbeitsbeschaffung ist,
daß man mit Arbeiten, wo an einer Baustelle
sieben Arbeiter beschäftigt sind, die Arbeits­
losigkeit in Niederösterreich wirklich ernst­
lich bekämpfen kann? Glauben Sie nicht, daß
es notwendig wäre, daß an den einzelnen Bau­
stellen viel mehr Beschäftigte eingestellt wer­
den müßten? Glauben Sie nicht, daß es not­
wendig wäre, zu diesen 1000 Baustellen noch
zusätzliche Baustellen mit noch mehr Beschäf­
tigten zu schaffen, damit endlich in diesem
Lande jeder mit ruhigem Gewissen sagen
kann und auch die Arbeitslosen das Gefühl
haben, daß hier das Menschenmögliche ge­
leistet wurde! Mit sieben Arbeitern an einer
Baustelle werden Sie dieses Gefühl den
Arbeitslosen nicht vermitteln können.

Aber wenn ich nun von den 233 Millionen
Schilling spreche, die der Herr Landes,haupt­
mann in seiner Be,antwortung der Anfrage
hier genannt hat, dann erlaube ich mir nur
eine ganz kurze Frage. In diesen 233 Millionen
Schilling sind die Beträge des Voranschlages
1954, die Beträge des Nachtragsbudgets ,1953
und die Beträge des außprordentlichen Pro­
gramms im Betmge von 60 Millionen Schilling
enthalten. Der Herr Landesfinanzreferent hat
uns aus Anlaß der Beratung de,s Voran­
schlages für 1954 auf eine Anfrage im
Finanzausschuß erklärt, das Nachtragsbud­
get 1953 sei im Jahre 1953 voHständig erfüllt
worden. Das heißt, die damals in diesem
Nachtragsbudget bewilligum Beträ.ge und

Kredite sind bereits verausgabt und in An­
spruch genommen. Das heißt weiter, daß
diese Beträge für ein arbeitsbeschaffendes
Programm im Jahre 1954 nicht ein zweites
Mal zur Verfügung stehen können. Das heißt
schließlich, daß man hier in diesem. Hause
tatsächlicTI mit der Not der Arbeitislosen ein
Spiel treibt, indem man uns falsche Ziffern
mitteilt. Denn entweder ist die Behauptung
des Herrn Finanz,referenten im Finanzaus­
schuß, daß das Nachtragsbudget 1953 voll­
ständig erfüllt ist, nicht richtig gewesen, oder
es stimmen die 233 Millionen Schilling des
Herrn Landeshauptmannes in seiner Mittei­
lung von voriger Woche nicht.

Ich glaube also, daß man in dieser Art und
Weise eine so ernste Frage, ein so ernstes
Problem, an dem nicht nur das Schicksal der
60.000 Arbeitslosen in Niederösterreich und
der 300.000 Arbeitslosen in ganz österreich,
sondern auch nach unserer Auffassung das
Schicksal der Wirtschaft dieses Staates und
dieses Landes, wie überhaupt die Existenz­
grundlage dieses Staates und dieses Landes
hängt, nicht behandeln kann. Glauben Sie
nicht, daß man sich so leichtfertig über diesen
Zustand hinwegsetzen kann, ohne damit die
Grundlagen dieses Staates zu erschüttern!

Wir sind daher der Meinung, daß man
nicht, so wie es die Mehrheit tut, jetzt sagen
kann: Durch die Beantwortung der Anfrage
durch den Herrn Landeshauptmann haben
wir alle unsere Verpflichtungen erfüllt, daher
ist der Antrag der Sozialistischen Fraktion
auf Beschaffung neuer und zusätzlicher Mittel
sowie auf sofortige Zurverfügungstellung
aller bereit,s bewilligten Mittel, um so rasch
als möglich den Arbeitsmarkt anzukurbeln,
gegenstandslos geworden,weil wir, die Mehr­
heit die,ses Hauses, ja alle unsere Verpflich­
tungen erfüllt haben. Wir Sozialisten sind
vielmehr nach wie vor der Meinu'ng, es müs­
sen alle ZUr Verfügung stehenden Mittel und
alle bereits in den versohiedenen Voran­
schlägen, Nachtragskrediten und Sonder­
krediten bewilligten Mittel so rasch aIs mög­
lich flüssiggemacht und bereitgesteIlt werden.
Wir haben nichts davon, wenn jetzt die Aus­
schreibungen für versclhiedene Arbeiten' im
Februar, März und April vorgenommen wer­
den. Wir müss.en doch endlich zu dem Stand­
punkt kommen, wenn wirklich eine günstige
Jahreszeit eintritt, daß dann die Projekte
reif sein müssen, um beim ersten günstigeren
Tag der Witterung die Arbeiten beginnen zu
können. Wenn Sie erst Ende :F'ebruar oder
Anfang März Projekte erstellen und dann erst
die Ausschreibungen durchführen wollen,
dann werden wir wahI1Stcheinlich in den Mai
und Juni hineinkommen, bis wir tatsächlich
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eine merkliche Verringerung der Arbeits­
losenziffl'{' in diesem Lande verzeichnen
können. Es geht dabei nicht allein um die
während der Wintermo'uate arbeitslos gewor­
denen Arbeiter im Baugewerbe und im Bau­
nebengewerbe, denn es glaubt doch sicherlich
niemand in diesem Hause, daß mit der Wieder­
beschäftigung der Bauarbeiter das Problem
der Arbeitslosigkeit gelöst sein wird. Glauben
Sie aber ehrlich und ernstlich daran, daß wir
mit Einbruch der schöneren Jahreszeit im­
stande sei·n. werden, alle 60.000 Al beitslosen
in Niederösterreich in Arbeit zu bringen?
Glauben Sie wirklich, daJ~ es uns gelingen
wird, die 300.000 Arbeitslosen in ganz Öster­
reich über den Sommer irgendwie in Arbeit
und. Verdienst zu bringen. noch dazu, wenn
Sie das Problem in einer derart unernsten Art
und Weise in Behandlung ziehen? Ich bin der
Meinung. daß wir sehr viel GlüCk haben müs­
sen, und daß wir alle unsere Kräfte an­
strengen müssen, wenn wir erreichen wollen,
daß über die Sommermonate z;wei Drittel cles
.ietzige·n Arbeitslosenstandes in Arbeit und
Verdienst kommen. Es ist gar nicht daran zu
denken, daß wir alle 300.000 Arbeitslosen auf
Arbeitsplätze unterbringen werden. Dazu
müßten viel weitreichendere, viel groß­
zügigere Maßnahmen durchgeführt werden,
dazu wäre es notwendig, daß man sich heute
sofort hinsetzt und versucht, zu ergründen,
welche Maßnahmen getroffen werden könnten,
um zusätzliche Arbeiten zu schaffen, damit
wir langsam aber sicher ein ständiges Ab­
gleiten der Arbeitslosenziffern erreichen. Wir
sind also der Meinung, daß erstens alle schon
bewilligten Kredite sofort flüssiggemacht
werden sollen, und daß z,weitens der Landtag
sofort ein zusätzliches Arbeitsprogramm vor­
gelegt erhält und es beschließt, damit rasch
mit seiner Verwirklichung begonnen werden
kann.

Ich erlaube mir daher folgenden Antrag zu
stellen (liest):

,,1. Die Landesregierung wird aufgefordert,
mit der Vergebung der im Voranschlag 1951
vorgesehenen Arbeiten unverzüglich zu be­
ginnen und die hierfür erforderlichen Mittel
bereitstellen; falls zuwenig flüssige Mittel
vorhanden sind, ist von den vom Landtag er­
teilten Kreditermächtigungen Gebrauch zu
machen.

2. Die Landesregierung wird aufgefordert,
mit den im Sonderbauprogramm für Fluß­
regulierungen vorgesehenen Arbeiten zu be­
ginnen, und für den Fall, als die für 1954 auf
die Interessenten entfallenden Beiträge noch
nicht bereitstehen, diese durch Aufnahme von
Darlehen vorzufinanzieren.

-----~._-_..__.

3. Die Landesregierung wird aufgefordert,
unverzüglich ein Sofortprogramm zur Durch­
führung öffentlicher Arbeiten, die über die im
Voranschlag 1954 vorgesehenen öffentlichen
Arbeiten hinausreichen, zu erstellen und dem
Landtag ehestens zur Beschlußfassung und
Bereitstellung der erforderlichen Mittel vor­
zulegen."

Wir sind aber auch der Meinung, daß für
zusätzliche Arbeiten in unserem Lande nicht
nur das Laüd Niederösterreich, sondern dar­
über hinaus auch der Bund herangezogen wer­
den soll, denn Niederösterreich zählt ja be­
kanntlich zu den Bundesländern, die am
schwersten unter den Kriegseinwirkungen
und unter den Folgen des Krieges und der
Besetzung leiden. Wir beantragen daher
weiter (liest):

,,4. Die Lnndesregierung wird aufgefordert,
an die Bundesregierung heranzutreten, um
von dieser, mit Rücksicht auf das Ausmaß
der Arbeitslosigkeit in Nieclerösterreich und
die übrigen wirtschat lichen Nachteile des
Landes, die Bereitstellung von Notstands­
mitteln für Niederösterreich zur Durch­
führung öffentlicher Arbeiten zu erwirken.

5. Die Landesregierung wird aufgefordert,
bei der Bundesregierung vorstellig zu werden
und dahin zu wirken. daß die im Bundes­
budget 1954 zur Durchführung öffentlicher
Arbeiten für Niederösterreich vorgesehenen
Mittel flüssiggemacht werden."

Ich bitte Sie, diesem Antrage zuzustimmen.

:Nun möchte ich mich doch noch mit einigen
Argumenten beschäftigen, die die bei den Red­
ner der Mehrheitspartei aus Anlaß der Beant­
wortung der Anfrage durch den Herrn Lan­
deshauptmann hier vorgebracht haben. Es
wurden i'n. erster Linie immer wieder der
"GenEral \Vinter" und der "General Frost"
für die übergroße Arbeitslosigkeit in Nieder­
österreich verantwortlich gemacht. Es wurde
behauptet, nur die überaus starke Kälte sei
eigentlich die Ursache dafür, daß man eine so
große Arbeitslosigkeit in Niederösterreich
und im ganzen Bundesgebiet verzeichnet, denn
der "General Frost" zwingt zur Einstellung
der Arbeiten an den Baustellen. Ja, der Herr
Abg. Hirmann ich muß sagen, ich
habe mich gewundert, daß es gerade der Ab­
geordnete Hirmann war, der sonst als wirk­
lich sachlicher und ernst zu nehmender Red­
ner angesehen wird - hat sich sogar zu der
Behauptung verstiegen, daß es im Bau­
gewerbe üblich sei, daß vier Wochen vor Ein­
bruch des Frostes die Arbeiten an den Bau­
stellen eingestellt werden. Ich frage nun den
Herrn Ahg. Hirmann, wer ihm sagt, wann
der Zeitpunkt des vier Wochen später
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einsetzenden Frostes beginnt? (Zwischenrufe
bei der ÖVP.) Ich weiß es nicht. Heuer bei­
spielsweise ist die Frostperiode Mitte Jänner
eingetreten, und es wird niemand den Gegen­
beweis erbringen können, daß nicht bis Mitte
Jänner eine verhältnismäßig milde Witterung
geherrscht hat.

Ich habe vor mir einen Ausschnitt aus der
"Neuen Wiener Tages!rz:eitung" vom August
des vorigen JahTes liegen, und rz:war vom
23. August 1953. Da heißt es unter der über­
schrift "Bankkredite gegen die Arbeitslosig­
keit in Niederösterreich" (liest): "Landee­
hauptmann Steinböck erklärte Freitag, daß
die niederösterreichische La'ndesregierung mit
UnteI1stützung des Bundes größere Bank­
kredite einsetzen wird, die ausschließlich für
Arbeiten in den Notstandsgebieten Nieder­
österreichs verwendet werden sollen." Bisher
haben wir von dem Einsetrz:en dieser Bank­
kredite weder in den Notstandsgebieten noch
sonst irgendwo in Niederösterreich etwas be­
merkt.

Aber es heißt weiter (liest): "Die Zahl der
ArbeitslÜlsen in Niederösterreich betrug am
1. Juli 1953 22.981, während am 1. Juli 1952
nur 21.016 Arbeitslose gezählt wurden."

Das war im Juli und August des vergan­
genen Jahres, also noch ziemlich weit weg von
den vier Wochen vor Einbruch der Frost­
periode. Damals wurde schon festgestellt, daß
ei'ne überaus zeitlich einsetzende Winter­
arbeitslosigkeit zu erwarten ist, denn es heißt
ja in diesem Bericht weiter (liest): "Eine
Delegation niederösterreichischer Arbeitneh­
mer, die Freitag bei Landeshauptmann Stein­
böck vorsprach, gab ihrer Besorgnis über das
frühzeitige Sinken der Beschäftigtenzahl Aus­
druck, das heuer früher erfolgt sei als im
vergangenen Jahr."

Trotzdem wurde nichts unternommen, trotz­
dem wurde unser Antrag vom 15. Oktober
1953 bis zum 4. Februar 1954 im Ausschuß
buchstäblich sabotiert und nicht behandelt.

Ich könnte Ihnen noch eine Reihe von Aus­
sendungen der öVP i!ll ihrer Presse mitteilen,
beispielsweise eine NoUz im "Kleinen Volks­
blatt" vom 25. September des vergangenen
Jahres, wo es heißt (liest): "Für den kom­
menden Winter haben die niederösterrei­
chischen Behörden bereits ein Arbeitspro­
gramm erstellt, damit die von der Witterung
unabhä!llgigen Bauten weitergeführt werden
können." Ich habe hier noch eine Notiz unter
der Überschrift "Hundert Millionen Schilling
setzt Niederösterreich für die Beschaffung
von. Winterarbeitsplätzen ein." Von aller;.
diesen angekündigten und ziemlich laut an­
gekündigten Versprechungen haben wir leider

bisher in Niederösterreich nichts bemerkt,
vielmehr alles vermißt.

Es wurden auch andere Argumente außer
dem "General Winter" und dem "General
Frost" noch ins Treffen geführt. So war es
beispielswei,se der Abg. Hainisch, der den Mut
hatte, aufzustehen und zu erklären: Die Bau­
arheiter haben früher keine Arbeitslosen­
unterstützung bekommen, und erst seitdem
die Bauarheiter Arbeitslosenunterstützung be­
kommen sei die Arbeitslosenziffer bei ihnen
so hoch. (Abg. Ha,inisch: Das ist eine glatte
Lüge, was Sie da sagen. Das habe ich nicht
gesagt! Das ist eine glatte Verdrehung der
Tatsachen! Lesen Sie das Stenographische
Protokoll! - Präsident Saßmann gibt das
Glockenzeichen.) Wenn das eine Lüge ist,
dann lügt das "Kleine Volksblatt", aber nicht
ich. Hier habe ich das "Kleine Volksblatt"
vom 11. Jänner dies,es Jahres. Hier lese ich,
schwarz auf weiß geschrieben, und zwar unter
der Überschrift: "Hauptversammlung der
öVP-Ortsgruppe Korneuburg" (liest): "Herr
Abg. Hainisch führte unter anderem aus,
bei den Ballarbeitern gab es früher keine
Arbeitslo2enunterstützungen." (Abg. Hainisch:
Ist das vielleicht nicht wahr?) Ich darf fest­
stellen, daß, seit es in Österreich eine Arbeits­
losenunterstützung gibt, die Bauarbeiter
immer im Bezug der Arbeitslosenunter­
stützung gestanden sind. (Abg. Hainisch:
Richtig!) Sie haben nur eine längere Karenz­
frist als andere Arbeitslose, aber Sie haben
die Arbeitslosenunterstützung. Wen!ll sie die
notwendigen Monate erfüllt haben, erhalten
Sie so wie früher die Arbeitslosenunter­
stützung.

Aber Abg. Hainisch hat in Korneuburg
noch anderes gesagt. Er hat erklärt, die Bau­
arbeiter seien gut bezahlt und müßten sich im
Sommer so viel ersparen, daß sie im Winter
zuschießen können. Ich weiß nicht, ob der
Herr Abg. Hainisch jemals als Bauarbeiter
tätig war. Er möge aber einmal in eine Bau­
arbeiterfamilie gehen, und. er wird dort zu
seinem Staunen erfahren, wie "viel" man sich
von dem Verdienst als Bauarbeiter im Sommer
ersparen kann, wenn man bereits im August
al'beitslos wird und vom August bis April zu­
setzen muß. Das glauben Sie, Herr Abg. Hai­
nisch, doch selber nicht, daß man im Bau­
gewerbe in den sechs Monaten im Sommer so
viel verdienen kann, und daß die Löhne im
Baugewerbe so hoch sind, daß die Bau­
arbeiter die restlichen Monate privatisieren
können. (Abg. Hainisch: Wir kommen schon
1~och zusammen! - Heiterkeit.)

Aber nicht nur, daß man mit derlei Ar­
gumenten zu operieren versucht, hat darüber
hinaus der Abg. Stangler erklärt, daß man
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eigentlich zur Lösung des Arbeitslosen­
problems in Niederösterreich nichts anderes
mehr tun müßte, als bei dem Projekt Ybbs­
Persenbeug dafür zu sorgen, daß Niederöster­
reich einen 50prozentigen Anteil an diesem
Projekt erhält. Damit wäre - nach der Mei­
nung des Herrn Abg. Stangler - das Arbeits­
losenproblem in Niederrösterreich schon er­
ledigt. Abgesehen davon, daß ja der Abgeord­
nete Stangler es wi,ss.en könnte und wissen
müßte und es auch weiß, daß die Verteilung
der Anteile beim Kraftwerk Ybbs-Persenbeug
auf einer gesetzlichen Grundlage basiert und
wir in Niederösterreich das Gesetz gar nicht
ändern können, frage ich einmal das Hohe
Haus: Wa,s glauben Sie, um wieviel Arbeits­
lose in Niederösterreich oder in Österreich
mehr beschäftigt werden könnten, wenn
Niederösterreich statt 40 Prozent der Anteile
50 Prozent der Anteile übernimmt? Ob Nie­
derösterreich mehr odtr weniger Anteile an
dem Kraftwerk Ybbs-Persenbeug hat, spielt
bezüglich der Zahl der Be,schäftigten über­
haupt kei'ne Rolle. (Abg. Stangler: Uns ist es
aber nicht gleich, ob niederösterreichische
oder andere Arbeiter dort beschäftigt wer­
den!) Ob Niederösterreich 40 Prozent oder
60 Prozent des Werkes gehören, ist gleich­
gültig. Wegen des größeren Anteils Niede,r­
österreichs wird kein Arbeiter mehr beschäf­
tigt werden. (Abg. Stangler: Aber bei den
Kamptalkrafh{;erken ist es doch möglich ge­
wesen!)

Der Herr Abg. Stangler ist noch weiter'
gegangen. Er hat erklärt, wir So'zialisten
s.eien Hoch- und Landesverräter. (Abgeord-
neter Stangler: Wo habe ich das gesagt? _
Abg. Endl: Wieder eine Verdrehung! _ Ab­
geordneter Stangler: Das ist eine Lüge!) Er
hat gesagt: Die Sozialisten haben das Land
Niederösterreich und seine Interessen ver­
raten! (Abg. Stangler: Ich habe gesagt:
"Arbeiterinteressen!" - Abg. Endl: "Arbeiter­
interessen" hat er gesagt! - Abg. Stangler:
Lügen Sie nicht, Herr Abg. Staffa! --- Lan­
deshauptmannstellvertreter Popp: Vielleicht
schauen Sie im Protokoll nach, da wird es
drinnenstehen!) Wenn der Herr Abg. Stangler
von "Hoch- und Landesverrat der Soziali,ste'n"
gesprochen hat, dann erlauben Sie mir . . .
(Abg. Endl: Das ist eine Verdrehung, HeTT
Kollege Staffa, bleiben wir bei der WaMheit!)
Lieber Herr Abgeordneter, ich habe gar nichts
zu verdrehen, sondern das Protokoll wird die
Richtigkeit feststellen. Ich habe es auch nicht
notwendig, in einem Pathos zu sprechen, wie
der Herr Abg. Endl in der letzten Sitzung des
Landtages hier gesprochen hat. (Ironische
Heiterkeit bei der ÖVP. - Abg. Endl: Was
hei·ßt "Pathos"? - Landeshauptmannstell_

vertreter Popp: Und falsche Behauptungen
aufgestellt hat! - Abg. Endl: Muß .feder so
reden wie der Herr Abg. Staffa, mit solchen
Verdrehungen?) Wenn hier verdreht wurde,
dann haben Sie es selbst getan, denn nicht
wir haben mit Ziffern operiert, sondern Sie
haben falsche Ziffern entweder geliefert oder
sich liefern lassen!

"Venn der Herr Abg. Stangler von "sozia­
li<stischen Landes- und Hochverrätern" spricht,
dann möchte ich doch ganz freundschaftlich
an die Ereignisse des Jahres 1950 erinnern
und fragen, warum der Herr Abg. Stangler
nicht im Oktober 1950 von den "sozialisti­
schen Landes- und Hochverrätern" gesprochen
hat. Damals haben gerade die Bauarbeiter,
die heute - nach dem Rat des Herm Ab­
geordneten Hainisch - von ihrem Verdienst
im Sommer im Winter leben sollen, in erster
Linie dazu beigetragen, daß dieses Land und
dieser Staat seine Selbständigkeit erhalten
hat (Beifall bei den Sozialisten.), und nicht
Sie (zur Seite der ÖVP gewendet) waren es.
(Zwischenrufe bei der Volkspartei. -- Landes­
hauptmannstellvertreter Popp.· Lest eure
eigene Presse durch!) Ja, Sie können in den
Oktoherblättern des Jahres 1950 nachlesen,
wieviel und wie oftmaIs gerade damals den
sozialisti,g,chen Arbeitern für ihre Haltung
gedankt wurde. (Abg. Endl: Es kommt noch
zur Sprache!) Es waren nicht Ihre Funk­
tionäre, es waren die sozialistischen Funk­
tionäre, es waren die sozialistis.chen Arbeiter,
die in den Betrieben gestanden sind (Abgeord­
neter Stangler: Die anderen haben ge­
schlafen?) und mit Einsatz ihres Lebens und
ihrer Gesundheit diese Betriebe verteidigt
ha,ben. (Beifall bei den Sozialisten. - Ab­
geordneter Stangler: Ob das Zur Frage der
Arbeitslosigkeit gehört, das weiß ich nicht!)

Aber nicht nur so weit sind die Behaup­
tungen des Abg. Stangler gegangen, sondern
der Herr Abg. Stangler, ein besonderer Sach­
kenner der Wirtschaft angeblich, ist sogar
so weit gegangen, zu sagen: Na, wir
können in Niederösterreich eigentlich nichts
machen, aber der Minister Waldbrunner möge
doch einige Aufträg.e nach Ternitz geben _
und damit ist die Arbeitslosigkeit schon be­
hoben! (Abg. Stangler: Das habe i.ch auch
nicht gesagt!) Herr Abg. Stangler, erstens
einmal möchte ich Ihnen sagen, falls Sie es
nicht selbst wissen solIten- aber ich nehme
an, Sie wissen es und Sie haben nur so getan,
daß Sie es nicht wissen -, daß mit der Auf­
tragserteilung an einen verstaatlicht,en Be­
trieb noch lange nicht alles getan ist, sondern
daß es auch notwendig ist, das dort erzeugte
Produkt auf den Markt zu bringen und ab­
setzen zu können. (ZwischenrUfe bei der öVP.
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-- Abg. Endl: Wie bei den anderen aueh!) Es
ist also nichts damit getan, wenn der Herr
Minister Waldbru'imer nach Ternitz Aufträge
gibt, sonJern er muß die dort erzeugten Pro­
dukte auch absetzen können (Abg. Zach: Das
gilt für alle!) Aber wenn S:e Ihr angeblich
gute;:; Rezept dem Herrn Mini'ster VValdbrunner
vorgeschlagen haben, warum schlagen Sie es
nicht auch der niederösterreichischen La'rldes­
regierung und jenen Referenten vor, die im
Landcc Niederösterreich arbeitsbesch'lffend
wirken könnten '? 'Warum geben Sie nicht
df'nen, in deren Händen die Arbeitsbeschaf­
fung im Lande liegt, diesen guten Rat, auch
in Niederösterreich mehr Aufträge zu ver­
gehen? Glauben Sie nicht, daß auch hie:r mehr
möglich wäre? Es gibt unzähl1ge Straßen, es
gibt unzählige Flußläufe, es gibt unzählige
Brücken, die instand gesetzt werden könnten.
Es gibt Was'serleitung,sprojekte, die drin­
gendst notwendig und gesundheitlich UIl­

bedingt erforderlich wären. (Abg. BJndZ: Das
wird alles geschehen!) \Varum geben Sie
nicht die Aufträge? Warum sind Sie nicht
dafür? Sie werdc'll natürlich sagen, der
Minister \Valdbrunner braucht nur vom
Westen einige Aufträge abziehen und nach
Osten geben. Ob das für Österreich gerade
eine großartige Lösung ist? (Erneute Zu:i­
"chemnfc bei der ÖVP. --- Abg. Stangler:
Aber wir sind Niederösterreicher) wir sind
für niederösterreichische Arbeitsbeschaffung!)
Nein, geschätzte Herren,. wir sind nicht nur
Niederösterreicher, wir sind Österreicher!
Wir haben kein Interesse daran, dieses Land
in verschiedene Bunde,sländer zu zerreißen.
(Abg. Zach: Die anderen Länder reden auch
für sich!) Und wenn Sie glauben, daß es für
die Arbeitslosen ei'n großartiger Trost ist, daß
zwar in Ni,ederösterreich die Arbeitslosen
weniger, aber in Oberösterreich mehr sind,
dann ist das keine Lösung des Problems.
(Andauernde Zw'ischenrufe bei der Volks­
partei. - Abg. Zach: Wo sind denn die Not­
standsgebiete? )

Sie haben auch davon gesprochen, daß man
angeblich von seiten des Ministers Wald­
brunner beabsichtigt, verstaatlichte Betriebe
ven Niederösterreich nach dem Westen zu
verlagern. Sie sind den Beweis für diese Be­
hauptung schuldig geblieben! Sie haben
keinen einzigen Betrieb nennen können, der
verlagert werden soll. Aber wir sind in der
Lage, einige Privatbetriebe zu nennen, die
schon lange dorthin verlagert sind. Warum
haben Sie denn hier Ihren Einfluß nicht gel­
tend gemacht?

Der Herr Abg. Stangler ist noch weiter
gegangen und hat erklärt: die Sozialisten
haben eigentlich gar kein Verständnis, ja sie

interessiert die Not der Arbeitslosem übe'r­
haupt nicht, sondern was sie heute im Inter­
C~Sl' der Arbeit,slüsen vorgeben zu tun, das tun
sic~ ja nur im Hinblick auf die Nervosität vor
den kommenden 'Wahlen. (Zwischenrufe bei
de!' ÖVP. --- Aby. Slangler: Den Eindruck
hube ';eh noch zililmer, Herr .Abg. Staffa!) Sie
huben immer schlechte Eindrlicke. Eines kann
ich Ihnen aber s:lgen, Herr Abg. Stangler, die
Sozialisten sind nervös, aber nicht im Hin­
blick auf die kommenden Wahlen, sondern im
Hinblick ant' die dauernd steigende Zahl der
Arbeitslosen, und wenn Sie glauben, daß wir
Grund h8.ben, nervö;,. zu werden wegen der
limTI,,,cnden Vvahlen, dann muß ich Ihnen
s..:.gen: Im. Jahre 1949 sind nicht wir, sondern
Sie um ein l\landat schwächer in den Landtag
zurückg:kommen; im Jahre 1950 bei den
Gemeindewahlen h2J;en nicht die Sozialisten,
sondern die' Volkspartei an Stimme'l ver­
loren; im Jahre 1P51 bei elen BUl1 ::lespräsi­
dentenwahl:':l kÖrlne~l Sie wahrlich nicht be­
h:lUptcD., daß Sie einen Sieg gefeiert haben,
und iJ,:! Jahre 1953 bei elen Nationalrats­
~;ahlen glaubrn Sie vielleicht wieder einen
Sieg ;;efciert zu hab,en! Wenn Sie also glau­
ben, daß \\'ir Grund zur Nervosität habe·:1 ...
(L1bg. Zach: Wer hat denn im Jahre 1.949
zu:ei Nüc1lie lctl:g getceint ?--- Hei.ierkeii.)
IJcrr A.bg. Zach, cE(; I'/tz,nc.atu 1:8.ben St'2 ver­
loren! (Landeshaup[rHannrdetlt:cTireicT Popp:
Und die Siim1nen auch!) iVenn Sie glauben,
daß wir im Hinblickad die kommenden
iVahlen 'rlervös sind, kann c.,er Grund nur der
s8in, daß sich diese Entwkklung im Herbst
des laufenden Jahres bei den Landtagswahlen
fortsetzen wird und Sie Ihre Mehrheit ver­
lieren werden. Nun, wir überlassen es der
öffentlichkeit, wer mehr Grund zur Nervosität
hat, wir oder Sie. (Abg. Stangler: tlber'den
Roten F'alken herben Sie noeh nicht ge­
sprochen.)

Der 'Herr Ahg. E-rnccker hat es für not­
\vendig befunden, von echten und unechten
Arbeitslosen zu reden. Ieh möchte hierzu eines
eindeutig feststellen: Für uns Sozialisten ist
jeder, der arheiten will und arbeiten kann und
eine Arbeit braucht und keine Arbeit be­
kommt, ein echter Arbeitsloser. Nun haiben
wir den eigentümlichen Zustand, daß gerade
die :Mehrheit dieses IIauses, die eigentlich die
erste Verantwortu'ilg für diese Zustände über­
nehmen und natürlich auch in erster Linie die
Sorge um die Arbeitslosen auf sich nehm2n
müßte, einen ganz eigentümlichen Standpunkt
einnimmt. Sie sagen immer, "vir Sozialisten
wollen mit der Frage der Arbeitslosigkeit
Demagogie betreiben. Nun, meine Herren,
vielleicht fragen Sie einmal den Herrn Ab­
geordneten Zach, df:I' am Donnerstag, dem
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4. Februar, im gemeinsamen Wirtschafts- und
F'inanzausschuß erklärt hat, ja, wir von der
ÖVP würden ja nicht gegen die sozialistischen
Anträge für die Arbeit,sbeschaffung und die
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit stimmen,
aber die Haltung, die die SozialIsten bei der
Beratung des Voranschlages 1954 eingenom­
men haben, ist die Ursache, daß wir gegen
die Anträge der Sozialisten stimmen. Wir
bringen also den Arbeitslosen zur Kenntnis:
Weil die Sozialistische Fraktic'll hier nicht in
allen Fällen bedingungslos den Wünschen der
ÖVP Rechnung trägt und hier nicht brav mit­
stimmt, haben Sie von der öVP nichts anderes
im Sinn, als die Arbeitslosen dafür zu ,strafen.
Der Herr Abg. Hilgarth ist sogar so weit ge­
ga-ligen, zu erklären, seit die Sozialisten gegen
die Haftung!sübernahme eines 300-Millionen­
Kl'edites fiir die NE,WAG deswegen gestimmt
haben, weil die NEWAG nicht vorher einer
Kontrolle unterzogen worden ist, seit diesem
Zeitpunkt besteht die Spannung, und seither
wird frisch und fröhlich gegen dIe Anträge
der Sozialisten gestimmt. Die Arbeitslosen
werden sich diese Taktik merken, und sie wer­
den Ihnen die Rechnung eines Tages präsen­
tieren. Aber ich möchte dem Hause doch allen
Ernstes g,2.gen. sO kann die Frage der Arbeits­
losigkeit nicht gelöst werden, so ist weder den
ArbeitslosC"l noch dem Land noch der Wirt­
schaft gedient.

Hoher Landtag! Nach dem Krieg, in den
Jahren 1945, 1946 und auch noch 19,17, war
es notwendig, ein Arbeitspflichtgesetz zu be­
schließen. Es bestand ein Arbeitspflichtgesetz,
und jeder Staatsbürger war unter bestimmten
Voraussetzungen verpllichtet, eine ihm zu­
gewi€:::ene Arbeit anzu:nehmen, ansonsten
wurde sogar mit dem Entzug der Lebens­
mittelkarte vorgegange-n. Wir glauben nun
als Sozialisten den Standpunkt vertreten zu
dürfen, daß jetzt, wo die Arbeiter in Not ge­
raten sind, die Gemeinschaft die gleiche Ver­
pflichtung hat, fiir diese unschuldig in Not
geratenen Arbeitslosen zu sorgen. (Beifall bei
den Sozialisten.) Die Arbeiter haben nach
dem Krieg ihre Pflicht wahrlich erfüllt. Wer
gC'sehen hat, mit wC'lcher Selbstlosigkeit und
Selbstverständlichkeit die Arbeiter und An­
gestellten damals an ihre Arbeitsplä1ze ge­
gangen sind, wer es weiß und mitgemacht
hat, daß in den Werkstätten weder Material
noch Werkzeug vorhanden war, und daß sicn
die Arbeiter oft das 'Werkzeug, soweit es
ihnen überhaupt geblieben ist, von zu Hause
in den Betrieb mitnehmen mußten, um über­
haupt arbeiten zu können, wer es weiß und
gesehen hat, wie die Arbeiter aus den Schrott­
haufen der zerstörten Betriebe das letzt(~

brauchbare Stück Eisen mit den bloßen Hiin-

den herausgegraben haben, damit die Betriebe
in Gang gesetzt werden können, wer gesehen
hat, wie die Arbeiter -- die Eisenbahn ist
,stillgestanden, der Straßenbalmverkehr war
lahmgelegt - damals kilometerlange Fuß­
wege gegangen sind, um ihrer Arbeitsver­
pflichtuong nachzukommen, ohne zu wissen, ob
sie, wenn sie abends nach Hause kommen,
ihre Wohnung noch in dem Zustand antreffen,
wie sie s,ie verlassen haben, und genau gewußt
haben. daß ihnen, wenn sie mach Hause kom­
men, die Frau nichts oder nur s'eh1' wenig
zum. Essen vorsetzen kann, wer weiß, daß
diese Arbeiter trotz alledem ihre Pflicht er­
füllt haben, der muß sagen: Erfüllen wir
heute genau so selbstverständlich und selbst­
los wie damals die Arbeiterschaft unsere
Verpflichtung im Interesse der Arbeitslosen,
zum Wohle des Staates und ders Landes Nie­
derösterreich. (Lebhafter Beifall bei der
SPÖ.)

PRÄSIDEN'i' SASSMANN : Bevor ich dem
nächsten Redner das Wort erteile, muß ich
Herrn Abg. Staffa fragen, ist sein Antrag ein
Abänderungs- oder ein Zusatzantrag oder ein
selbständiger Antrag. '

Abg. STAFFA: Zu dem Minderheitsbericht
ein Antrag. (Landeshauptmannsteltvertreter
Papp: Ein Aufforderungsantrag an die Lan­
desregieruny.)

PRASIDENT SASSMANN : Ich habe das
Wort "Aufforderung" nicht gelesen. Ich
nehme also zur Kenntnis, es ist ein Auffor­
derungsantrag.

Als nächstem Redner erteile ich Herrn Ab­
geordneten Z e t tel das Wort.

Abg. ZETTEL: Hohes Haus! Schon im
Sommer 1953 ist es klargeworden, daß die
Situation in der Wirtschaft und damit auf
dem Arbeitsmarkt im Winter 1953/54 sehr
ernst werden wird. Aus diesem Grunde heraus
wurde von der Sozialistischen Fraktion im
Oktober 1953 ein Antrag eingebracht, der mit­
helfen sollte, der Arbeitslosigkeit Einhalt zu
gebieten. Der Antrag wurde nicht behandelt.
Es wurde dmm auch vor ganz kurzer Zeit ~­

wie bereits mein Freund Staffa ausgeführt
hat --- unser Zusatzantrag von der Mehrheit
abgelehnt, der neuerdings den Weg zeigt, auf
welchem man rasch und wirksam die Arbeits­
losigkeit bekämpfen kann. Es ist ja nicht
wahr. daß der 1<'rost allein an der Arbeits­
losigkeit schuld ist. Wahr ist vielmehr, daß
die Zahl der Arbeitslosen um ein ganz be­
trächtliches niedriger wäre, wenn rechtzeitig
ein Winterarbeitsprogramm beraten. beschlos­
F;('U und durchgeführt worden wäre. Ein Bri-
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spiel: Es gibt Vorhaben für Kanalbauten, für
welche man die Rohre im Winter herstellen
kann, es gibt Vorhaben für Straßenbauten,
für welche man auch im Winter die Steine
vorrichten kann. Die Behauptung, daß die
Arbeiter wegen der Kälte keine Lust zum
Arbeiten haben, möchte ich mit einem ein­
zigen Beispiel widerlegen. W·er im Bezug der
Arbeitslosenunterstützung steht, kann seiner
Familie nicht das geben, was er ihr geben
kann, wenn er in Beschäftigung ist. In meinem
Bezirk gibt esz. B. viele Wirte und Fleisch­
hauer, aber auch Brauereien, die noch Natur­
eis machen. Die Arbeiter haben bei einer
Kälte von 20 und mehr Grad am Teich und im
Eiskeller gearbeitet, um das Eis einzubringm.
Wenn also oft behauptet wird, daß der Frost
Arbeitsunlust herbeiführt, dann kann ich
Ihnen verraten, daß gar nicht so viel Eis­
macher aufgenommen werden konnten, als
sich Arbeitslose zu dieser Beschäftigung ge­
meldet haben. Es ist das ein Beweis, daß nicht
der Frost schuld daran ist, daß wir so viele
AI'\beitsIose haben, sondern schuld daran ist,
daß keine Gelegenheiten gegeben werden, Ar­
beiter einzustellen. Man kann auch im Winter
verschiedene Arbeiten durchführen. Ich glaube,
der Antrag, den Abg. Staffa eingebracht hat,
weist einen solchen Weg. Um aber diesen An­
trag besonders zu unterstützen und besonders
aufzuzeigen, wie die Dinge in Wirklichkeit
liegen, möchte ich Ihnen doch den Minder­
heitsbericht meiner Fraktion zur Kenntnis
bringen (liest):

"Die Sozialistische Fraktion im gemein­
samen Finanz- und Wirtschaftsausschuß führt
hiermit ihren am 4. Februar 1954 angemel­
deten Minderheitsbericht wie folgt aus:

Die SoziaHstitsche Landtagsfmktion stellte
im Herbst des vorigen Jahres mit Rücksicht
auf den merkbaren Anstieg der Arbeitslosig­
keit in Niederösterreich den Antrag, die Lan­
desregierung mög,e für die Zeit der steigenden
Arbeit'slosigkeit im kommenden Winter recht­
zeitig ein Winterarheitsbeschaffungsprogramm
1953/54 ersteHen. Dieser Antrag wurde am
15. Oktober 1953 vom Präsidenten des Land­
tages dem gemeinsamen Finanz- und Wirt­
schaftsausschuß zur Behandlung zuge,wiesen.

Obwohl nach dem Stande der Witterung
kein Anlaß für die Einstellung oder Ein­
schränkung der Bautätigkeit gegeben war,
nahm in der Folge die Zahl der Arbeitslosen
ständig zu. An z,ahlreichen öffentlichen Bau­
stellen kam die Arbeit zum Stillstand. Unter
diesen Umständen mußte eis jedermann, vor
aUem aber den verantwortlichen Stellen des
Landes klar Hein, daß bei Eintritt winterlicher
Bedingungen die Arbeitslosigkeit sprunghaft
ansteigen werde,erhöhte sich doch schon

während des Monates Dezember, also noch
zur Zeit günstiger Witterungsbedingungen,
gegenüber dem Vormonat die Zahl der
Arbeitslosen um 13.829.

Trotz der alarmierenden Anzeichen haben
es die Obmänner des gemeinsamen Finanz­
und Wirtschaftsausschusses nicht für notwen­
dig gefunden, den Ausschuß einzuberufen und
den sozialistischen Antrag zu behandeln. Da
dieses Versäumnis angesichts einer Arbeits­
losenzahl von nahezu 50.000 unerträglich
wurde, forderte die Sozialistische Landtags­
fraktion die unverzügliche Einberufung des
Ausschuss'2s zur endlichen Beratung des seit
Oktober unerledigten Antrages. Der Aus­
schuß wurde für den 4. Februar einberufen.
Kurz vorher beantragte die Landtagsfraktion
der Österreichischen Volkspartei eine außer­
ordentliche Sitzung des Landtages, die einen
Tag vor dem Zusammentritt des gemeinsamen
Finanz- und Wirtschaftsausschusses anbe­
raumt wurde. In dieser Sitzung des La,nd­
tages versuchte man, um der Behandlung des
sozialistischen Antrages den Boden zu ent­
ziehen, mit Hilfe einer bestellten Anfrage und
deren sofortiger Beantwortung durch den
Herrn Landeshauptmann den Anschein zu
erwecken, als seien hinlängliche Maßnahmen
zur Eindämmung der Arbeitslosigkeit ge­
troffen. Tags darauf ,erklärte auch tatsächlich
die ÖVP-Fraktion des gemeinsamen Finanz­
und Wirtschaftsausschusses, darauf Bezug
nehmend, der Antrag der Abgeordneten Wen­
ger, Dr. Steingötter, Nimetz, Gerhartl, Hre­
backa, Zettel und Genossen, betreffend die un­
verzügliche Erstellung eines Winterarbeits­
programmes 1953/54 und dessen Vorlage an
den Landtag, sei durch die Beantwortung der
an den Herrn Landeshauptmann in der Land­
tagssitzung vom 3. Februar 1954 gestellten
Anfrage, betreffend das Ausmaß der Arbeits­
losigkeit in Niederösterreich und Maßnahmen
zur Bekämpfung derselben, gegenstandslos
geworden.

Dieser Behauptung wird seitens der sozia­
listischen Vertreter im Finanz- und Wirt­
schaftsausschuß entschieden entgegengetreten
und eindeutig festgestellt, daß die Ausführun­
gen des Herrn Landeshauptmannes in keiner
Weise geeignet sind, den gegenwärtigen Stand
von nahezu 60.000 Arbeitslosen unmittelbar
Zl'. verringern.

Was über die Höhe der Arbeitslosigkeit
gesagt wurde, ist ein Spiel mit Zahlen. Ent­
scheidend i1st, daß es in Niederösterreich
nahezu 60.000 Arbeitslose gibt.

Auch die Behauptung, die niederösterrei­
chische Landesregierung habe zur wirksamen
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, insbeson­
dere während der Monate Jänner, Februar
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und März, ein umf.assendes Arbeits.beschaf­
fungsprogramm entwickelt, ist weder ernst zu
nehmen noch hat sie in der Entwicklung der
Arbeitsmarktlage eine Bestätigung gefunden.

Wenn in diesem angeblich umfassenden
Arbeitsbeschaffungsprogramm die Fortfüh­
rung lauf,ender, bereits im letzten Quartal des
Vorjahres begonnener Arbeiten und Bauten
aus dem Nachtragskredit angeführt wird,
so ist eine solche DarsteilIung unernst und
irreführend und wird da,von keine einzige zu­
sätzliche Arbeitskraft eingestellt werden
können.

Anläßlich der Budgetdebatte 1954 hat der
Finanzreferent des Landes erklärt, das Nach­
tragsbudget sei restlos erfüllt worden. Das
heißt, die aus ihm stammenden Kredite sind
verbraucht. Sie werden daher auch kaum ge­
eignet E,ein, irgendein Arbeitsbeschaffungs­
programm des Jahres 1954 zu finanzieren.
Was die Fortführung laufender, bereits im
Vorjahr begonnener Arbeiten betrifft, so kann
ihre besondere Anführung nicht darüber hin­
wegtäuschen, daß ihr~ Finanzierung ebenso
wie jene aller anderem Bauvorhaben aus den
Mitteln des Voranschilages 1954 ,erfolgen muß.
Außerdem beziehen sich die Budgetmittel auf
das ganze Jahr, sind also für die einzelnen
Monate nur zu einem aliquoten Teil verfügbar
und zunächst sogar noch um 15 Prozent
gekürzt.

Daraus ergibt sich als Schlußfolgerung:
Wenn die Aufzählung der verschiedenen Ar­
beitsbeschaffungsmaßnahmen lediglich eine
Liste dessen ist, was im Rahmen des normalen
Budgets 1954 an Projekten vorgesehen wurde,
und wenn diese Vorhaben als "umfassendes
Arbeitsbeschaffungsprogramm" bezeichnet
werden, so müßte man annehmen,es stünden
im Voransch/lag 1954 größere Mittel zur Ver­
fügung, als dies im Vorjahr der Fall gewesen
ist. Tatsächlich jedoch sind die Ansätze der
wesentlichsten Ausgaben im Bau-, Wohnungs­
und Siedlungs,wesen gleichgeblieben, und es
besteht nur in einer Beziehung ein wesent­
licher Unterschied zum Voranschlag 1953:
Während im Vorjahr die Mittel des Budgets
durch ein Nachtragsbudget und ein Früh­
jahrsarbeitsprogramm ergänzt worden waren,
ist das fÜr das Jahr 1954 nicht der Fall.

Diese Feststellung ist bedeutsam, geht aus
ihr doch überzeugend hervor, daß ohne Er­
stellung eines zusätzlichen Programmes der
Arbeitslosigkeit nicht wirksam abgeholfen
werden kanm. Als Belweis diene das Vorjahr,
dessen Arbeitslosenstand, obwohl niedriger
als heuer, nur durch die Erstellung eines
Frühjahrsarbeitsprogrammes eingeschränkt
werden konnte. Selbst wenn in diesem Jahre
ein zusätzlicher Betrag von 16 Millionen

Schilling im Rahmen des Wasserbauprogram­
mes verbaut werden sollte, so wird dadurch
nur ein Teil jener Mittel bereitstehen, die im
Vorjahr in Form des Frühjahrsarbeitspro­
grammes und des Nachtragsbudgets dem
Lande zugute kamen.

Zusammenfassend ist daher zu bemerken,
daß die in der Anfragebeantwortung erwähn­
ten Maßnahmen weder ein zusätzliches, über
den Rahmen eines normalen Budgets hinaus­
reichendes Arbeitsprogramm darstellen, noch
auch für ein derartiges Sonderprogramm
Mittel zur Verfügung stehen. Überdies sind
diese Vorhaben auch nicht sofort realisierbar,
faMs nicht unverzüglich die notwendigen
Kredite flüssiggemacht werden. Von entschei­
dender Bedeutung ist außerdem, daß ein
beträchtlicher Teil der Arbeitslosen, nämlich
jene aus der Industriearbeiters.chaft, über­
haupt nicht von solchen Maßnahmen betrof­
fe'n wird. Es gilt aber auch für sie die Mög­
lichkeiten der Arbeitsbes.chaffung aufzuzeigen.

Aus allen dies:en Gründen stehen die sozia­
listischen Abgeordneten auf dem Standpunkt,
es sei nach wie vor die dringlichste Aufgabe
der Landesregierung, durch Erstellung eines
Notstands~rogrammesdie Arbeitslosigkeit in
U'llserem Bundeslande wirksam zu bekämpfen.
Mit Rücksicht auf die vorgeschrittene Jahres­
zeit hat die Sozialistische Fraktion des
Finanz- und Wirtschaftsausschusses ihren
Antrag vom Oktober vorig'en Jahres modifi­
ziert und. an Stelle des Winterarbeitsprogram­
mes, dess.en Erstellung von der Mehrheit im
Ausschuß verhindert wurde, die Ausarbeitung
eines Sofortprogrammes zur Arbeitsbeschaf­
fung gefordert. Ein diesbezüglicher Beschluß
durch den Ausschuß kam jedoch nicht zu­
stande, weil die ÖVP-Mehrheit es ablehnte,
darüber zu verhandeln.

Die Sozialistische Fraktion hat daraufhin
die Berichterstattung über den Antrag 467,
Ltg., zurückgelegt und machte von dem
ihr nach der Geschäftsordnung zustehenden
Recht der Abfas;sung eines Minderheitsberich­
tes und desEen Beifügung Gebrauch. Ihre
Anträge zur Arbeitsbeschaffung, die im Aus­
schuß nicht die notwendige Unterstützung
fanden, wird sie bei den Verhandlungen im
Plenum des Landtages einbringen."

Hohes Haus! Der Abg. Staffa hat nun im
Sinne dieses Minderheitsberichtes einen An­
trag gestellt. Ich glaube, die Not der Arbeits­
losen z,wingt jeden, der nur irgendwie diese
Not kennt und mit diesen Menschen in Ver­
bindung steht, nach einem Ausweg zu suchen.
Es kommt gar nicht darauf an oder es soll
gar nicht darauf ankommen, von wo und von
wem der Weg gezeigt wird. Es soll lediglich
darauf ankommen - und das soll richtung-



Landtag von Niederösterreich. V. Session der V. Wahlperiode. 11. Sitzung am 11. Februar 1951. 383

!, I

gebend sein -, daß ein Weg gefunden wird,
daß dieser Weg gezeigt, aber auch beschritten
wird. Ich glaube, was wir (zur Seite der
ÖVP gewendet) von Ihnen schon so oft gehört
haben und was auch Herr Abg. Staffa so
drastisch aufgezeigt hat, sind keine Argu­
mente. Es ist für den Arbeitslosen bestimmt
verbitternd, wenn er solche Aussprüche hört.
Es gibt keine echte und unechte Arbeitslosig­
keit, obwohl ich ohne weiteres zugebe, daß es,
so wie in allen Kreisen der Bevölkerung, auch
in den Kreisen der Arbeitslosen Nutznießer
gibt, die versuchen, die Einrichtung der
Arbeitslosenversicherung zu mißbrauchen. Wer
aber das Arbeitslosenversicherungsgesetz
kennt, wird zugeben, daß den Arbeitsämtern
Mittel und Wege genug zur Verfügung stehen,
um solche Mißbräuche auf das geringste ein­
zudämmen oder überhaupt auszuschalten.
Nicht nur, daß der Arbeitslose, wenn er bei
einer Unregelmäßigkeit ertappt wird, d1e
Unterstützung zurückzahlen muß, wird er
außerdem zu Geldstrafen verurteilt und sogar
vom Bezug der Arbeitslosenunterstützung aus­
geschlossen. Das sind Risken, auf die selten
ein Arbeiter eingehen wird. Man soll also
nicht auf diese Art und Weise argumentieren
und nicht so über die Arbeitslosen reden. Man
soll lieber darüber reden und sich darüber den
Kopf zerbrechen, wie man diesen Menschen
ihre wirtschaftliche Position und das Leben
ihrer Familien erleichtern kann.

Ein Weg wird durch den Antrag des Ab·
geordneten Staffa gezeigt. Im Interesse der
Arbeitslosen, im Interesse der Wirtschaft
überhaupt und im Interesse der gedeihlichen
Arbeit auf politischem Boden appelliere ich
an das Haus, den Antrag des Abg. Staffa zum
Beschluß zu erheben. (Beifall bei der SPÖ.)

PRÄSIDENT SASSMANN : Zum Wort ge­
langt Herr Abg. T e s a r.

Abg. TESAR: Hoher Landtag! An­
knüpfend an die sehr versöhnlichen Worte
des Herrn Abg. Zettel, die im Gegensatz zu
den schroffen Ausführungen des Abg. Staffa
wohltuend wirkten, erkläre ich, daß auch in
unserer Fraktion das Streben nur darnach
geht, die vorhandene Arbeitslosigkeit zu be­
kämpfen und abzubauen, aber mit wirksamen
Mitteln. Schon der selige Dr. Hemala hat ein­
mal ganz richtig erklärt: Eine Handvoll prak­
tische Arbeit ist mir lieber, als ganze Kübel
voll Theorie. Beim Problem der Arbeitslosig­
keit muß ich an den Ausspruch dieses
Arbeitervertreters aus dem Grunde denken,
weil wir mit den Argumentationen, wie sie
Abg. Staffa in seiner schroffen Art vor­
gebracht hat, keinen einzigen Arbeitslosen in

den Arbeitsprozeß eingliedern können. Ich
frage Sie vielmehr, sind die Hunderte von
Bürgermeistern dieser oder jener Städte,
Märkte und Dörfer, ganz gleich, ob sie sozia­
listischer oder ÖVP-Färbung sind, nicht
lebendige Zeugen dafür, daß sie durch ihre
steten Interventionen bei der niederösterrei­
chischen Landesregierung und ihren bewähr­
tEn Referatsleitern praktische Arbeit für die
Eindämmung der Arbeitslosigkeit leisten?
Wir haben es daher auch nicht für notwendig
befunden, meine sehr verehrten Damen und
Herren der Sozialistischen Fraktio'n, weil
eben hier wirklich nützliche Arbeit geleistet
wird, uns mit dieser Phrasendrescherei zu
befassen, wie wir sie leider immer wieder
hcren müssen. Wenn die sozialistische Presse
in ihren Artikeln den Arbeitslosen sagt, mit
Phrasendrescherei sei den Arbeitslosen nicht
gedient, da'J1l1 können Sie (zur Seite der
SPÖ gewendet) nicht behaupten, daß wi"
diese Phrasendrescherei betreiben, vir:lmehr
müssen Sie sich an die Brust klopfen und
sagen: mea culpa, mea maxima culpa, denn
Sie sind ja diejenigen, die leider Gottes nicht
den Frieden in die Herzen der Arbeitslosen
hiaeintragen, sondern leider mithelfen, sie zu
vergiften. (Zustimmung bei cler ÖVP.) Das ist
eine Tatsache, an der wir nicht vorbeikommen.

Ich erinnere an die Worte des Herrn Ab­
geordneten vI/enger, die er voriges Jahr an­
läßlich der Beratungen über ein Nachtrags­
budget gesprochen hat. Er sagte: "Ich bin
mir vollkommen bewußt" - ich glaube, das
ist laut Stenographischem Protokoll ---, "daß
nicht wir allein und nicht Sie allein dieses
Problem lösen können." Hier knüpfe lch an
und sage, daß wir uns hier mit realen Tat­
sachen beschäftigen müssen, und eine dieser
realen Tatsachen ist, daß wir Sorge tragen
müss'm, daß nur ordnungsgemäße Betriebe
Arbeiten verrichten dürfen, um sie in die
L,lge zu versetzen, Arbeiter zu beschäftigen.
Ich spreche darüber aus Erfahrung als Hand­
werksrueister, und ich könnte Ihnen Dutzende
von Beispielen bringen, wie mancher Hand­
werksmeister seine Gesellen entlassen mußte,
weil dir, Pfllscherarbeiten so überhand­
nehmen. Der Gewerkschaftsbund selbst hat
vor zwei -Jahren feierlich versprochen, mit
dc"n Arbeitgebern zusammen die Pfuscher­
arbeiten zu bekämpfen, weil sieh auch die
Herren des Gewerkschaftsbundes voll bewußt
sind, daß dadurch manche Arbeitslose wieder
in den Arbeitsprozeß eingegliedert werden
können. Wir wissen, daß es auch zur Winters­
zeit verschiedene Aushilfsarbeiten gibt. Ab­
geordneter Zettel hat einige Beispiele an­
geführt, ich kann sie ergänzen. So würden
z. B. in ganz Niederösterreich hunderte, ja
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tausende Arbeitsplätze bei Verladearbeiten
für Holztransporte und' sonstige Material­
transporte geschaffen werden. Weil aber diese
Arbeiten kurzfristige sind, werden für sie
bei den Arbeitsämtern keine Arbeitskräfte
angefordert, sondern sie werden von Pfu­
schern g,eleistet.

An diesen Beispielen sehen wir, wie not­
wendig es ist, daß wir endlich an die Wurzeln
der Arbeitslosigkeit herangehen. Wenn wir
das tun, dann werden wir auch zum Ziele
kommen. Ich halte es aber für müßig, hier
allzuviel Wort'e zu verlieren. Die Antwort des
Landeshauptmamnes, die so s,ehr kritisiert
wurde, war präzise, sie war aufgebaut auf
realen Ziffern, die Sie nicht bestreiten können.
Ich kann wohl sagen, daß der Herr Landes­
hauptmann mit seinem Stab von Mitarbeitern
um das Wohl seiner Landeskinder in Nieder­
österreich sehr, sehr besorgt ist. Wir wissen
aber auch, daß unser Finanzreferent von
frühmorgens bis spätabends immer wieder
trachtet, die Mittel aufzubringen, um den An­
sprüchen, die an ihn g.estellt werden, gerecht
zu werden. Immer wieder ist er darauf aus,
von der Bundesregierung - Gott sei Dank,
muß ich !lagen - mit Vehemenz zu verlangen,
daß in den Säckel NiederösterreichSi etwas I

hineinkommt. Das können Sie alles nicht be­
streiten. Er hat wahrhaftig immer rechtzeitig
Vorsorge getroffen. Wenn ich diese beiden
Mandatare erwähnt' habe, muß ich auch Herrn
Landesrat Waltner und Herrn Landeshaupt­
mannstellvertreter Kargl erwähnen, die nicht
nur bestrebt sind, mit ihren Referatsbeamten
da~ Beste zu leisten, sondern denen es in den
letzten Jahren immer wieder gelungen ist,
vom Bund Mittel für Niederösterreichzu er­
halten. Sie haben das alles aber nicht an die
große Glocke gehängt, sondern sie haben in
ihrer Bescheidenheit nach dem Grundsatz
gehandelt, daß Reden Silber und Schweigen
Gold ist. Wenn wir uns das alles vor Augen
halten, können wir wohl sagen, daß diese vier
Männer, die Sie hier so sehr anfeinden, ge­
meinsam mit ihren Mitarbeitern ihre Pflicht
erfüllt haben.

Wir können also ruhigen Herzens hier in
offener Landtags,sitzung sagen: Von seiten
der öVP besteht keine Gefahr, daß die
Arbeitslosigkeit nicht abgebaut wird, denn
wir werden dafür sorgen, daß die Zahl der
Arbeitslosen tatsächlich geringer wird (Leb­
hafter Beifall bei der ÖVP.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Ahg. D u b 0 v s k y.

Abg. DUBOVSKY: Hoher Landtag! Die
Lage in Österreich ist ernst, ganz ernst aber

---- ----_._-----~_._-_.

in Niederösterreich. 300.000 Arbeitslose in
österreich, 60.000 in Niederösterreich zeigen
die Kehrseite jenes "Wirtschaftswunders",
dessen Urheberschaft von den neiden Regie­
rungsparteien - jede für sich - in Anspruch
genommen wird.

Wir haben heute innerhalb einer Woche di~

zweite Landtagssitzung, die sich mit de.·
Frage der Arbeitslosigkeit und der wirt­
schaftlichen Lage unseres Landes - .. denn das
ist weit mehr als die Frage der Arbeitslosig­
keit - beschäftigen soll. Ich glaube, mancher
der Abgeordneten hat den Ton, der bei der
Debatte über dies'e Frage angeschlagen wor­
den ist, als beschämend gefunden, unwürdig
der Not, die in Niederösterreich und in ganz
österreich herrscht. Auf diese Art - das hat
schon die letzte Landtagssitzung gezeigt -­
wird man die Frage der Arbeitsbeschaffung
und die Frage der wirtschaftlichen Entwick­
lung in ÖSiterreich nicht lösen können. Um
diese Frage zu lösen, muß man, wie ich schon
das letztemal ge'sagt ha;be, an die Wurzel
dieser wirtschaftlichen Not herangehen. Die
Arbeitslosigkeit ist doch nicht irgendeine
gottgewollte Einrichtung, sondern sie kommt
letzten Ende!; von der Tätigkeit der Men­
s,chen, von den Unzulärnglichkeiten der Wirt­
schaft und der Wirtschaftspolitik im all­
gemeinen. Und hier ist es zweifellos richtig,
was das Institut für Wirtschaftsforschung
sagt, nämlich, daß es höchste Zeit ist den
Inlandsmarkt zu beleben. Den Inlands~arkt
beleben heißt aber, die Kraft der Konsumen­
ten stärken, der kleinen Leute, wie der Arbei­
ter, der Bauern und der kleinen Gewerbe­
treibenden. Von dieser 8eite aus müßte also
dem Problem in erster Linie zu Leihe gerückt
werden, weil damit eine der Aus,wirkungen
der gemeinsamen Wirtschaftspolitik beider
Regierungsparteien beseitigt wird, nämlich
das Aus,einanderklaffen von Preisen und
Löhnen, was dazu geführt hat, daß der
Inlandsko'llsum immer mehr und mehr ein­
geschränkt wurde und sich dadurch heute
bereits steigende Absatzschwierigkeiten in
der Landwirts.chaft zeigen. Dazu ist die Kam­
pagne der sogenannten Produktivitätssteige­
rung - früher hat man "Antl'eiberei" gesagt
- gekommen. Niemand, der einigermaßen
modern denkt, wird sich einer Produktivitäts­
steigerung, die in der Entwicklung der Tech­
nik begründet ist, in den Weg stellen, aller­
dings unter der Vorauss€tzung, daß diese
Produktivitäts.steigerung allen zugute kommt,
und nicht, so wie es heute ist, nur einigen
wenigen. Ich habe das schon das letztemal an
einem Beispiel der Vöslauer Kammgarnfabrik
gezeigt, wo man rund eineinhalbtausend
Menschen abgebaut hat, die Produktionshöhe
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aber heute genau die gleiche ist wie vor dem
Abbau, die Preise für 'rextilien nicht herab­
gesetzt und die Löhne nicht wesentlich er­
höht wurden. Lediglich der Profit der Aktio­
näre, wie die Bilanz zeigt, hat eine Erhöhung
erfahren!

Die Folge einer solchen Produktivitäts­
steigerung, wie sie in der Vöslauer Kamm­
garnfabrik betrieben wurde und wie sie auch
in den anderen Betrieben zum größten Teil
betrieben wird, bekommen wir jetzt in der
großen Arbeits'losenzahl zu spüren, weil diese
Art der Produktivitätssteigerung nicht eine
Steigerung, sondern eine Einengung des Kon­
sums gebracht hat. Die Präsidentenkonferenz
der Arbeiterkammern hat festgestellt, daß
durch die Zahl der Arbeits.losen ein Konsum­
rückgang in den letzten Jahren von rund z,wei
Milliarden Schilling eingetreten ist, von 1952
auf 1953 allein vorn 685 Millionen Schilling.
Der Konsumrückgang führt jedoch zu wei­
terer Arbeitslosigkeit. Es müßte daher von
seiten der Bundesregierung begonnen werden,
alle Maßnahmen darauf zu richten, daß sieh
die sogenannte Produktionssteigerung, die in
vollkommen falsche Bahnen gekommen ist,
nicht weiter nach dieser Richtung entwickelt,
und daß die bisherigen Schäden korrigiert
werden.

Die Lage Niederösterreichs ist deswegen
besonders arg, weil seit Jahren von seiten
der Bundesregierung, in der gleich viele Ver­
treter beider Parteien sitzen, eine Politik der
Benachteiligung Niederösterreichs betrieben
wird, indem einfach die Mittel, die die Bun­
desregierung den Ländern für bestimmte Auf­
gaben zur Verfügung zu stellen hat, nicht
gerecht z,wischen den Bundesländern verteilt
werden, sondern einseitig zuungunsten Nie­
derösterreichs.. Sie alle er'kennen, daß es diese
~enachteiligung gibt. Sie haben zwar früher
immer gesagt, das sei eine Demagogie von
uns, Sie haben sich in der letzten Zeit aber
schon korrigiert und müssen diese Benach­
teiligung heute selbst zugeben. Sie alle
kennen die Sache mit dem Wohnhaus-Wieder­
aufbaufonds. Eine Konferenz der Baudirek­
toren aller Bundesländer hat festgestellt, daß
der Anteil der Kriegsschäden Niederöster­
reichs an den gesamtösterreichischen Kriegs­
schäden 25 Prozent beträgt. Aus dem Wohn­
haus-Wiederaufbaufonds erhält Niederöster­
reich aber nur neun Proozent. Das hat zur
Folge, daß zwar in einer Reihe von Bundes­
ländern die Kriegsschäden an den Wohn­
häus,ern schon weitestgehend beseitigt sind,
ja, daß man dort vielfach, geradezu in Um­
gehung der Zweckbestimmung der Mittel die­
ses Wohnhaus-Wiederaufbaufonds, große Neu­
bauten aufgeführt hat, während es in Nieder-

österreich noch Hausruinen in Hülle und Fülle
gibt. Wenn man die Differenz zwischen 25 und
neun Prozent, die Niederösterreich aus dem
Wohnhaus-Wiederaufbaufonds zu erhalten
hätte, berechnet, so ergibt sich, daß in den
vier' .Tahren, seit dieser Fonds besteht, Nieder­
österreich um rund 400 Millionen Schilling
weniger erhalten hat, als es auf Grund seiner
Kriegsschäden Anspruch hätte. Sie können
sich selbst ausrechne'n, wie viele tausend Bau­
arbeiter in unserem Bundesland Beschäftigung
gefunden hätten und wieviel Wohnung­
suchende heute schon Wohnungen hätten,
wenn diese Benachteiligung nicht gewesen
wäre. Diese Benachteiligung wird aber weiter
fortgesetzt und ergibt pro .Tahr rund 100 Mil­
lionen Schilling.

Genau so schaut es beim Straßenbau aus.
Der Anteil der Bundesstraßen in Niederöster­
reich am Gesamtstraßennetz steht unter allen
Bundesländern weit, weit an letzter Stelle; er
beträgt nur 14 Prozent, in Oberösterreich
sind es 32 Prozent, in der Steiermark 34 Pro­
zent. Würde man nur den Antrag realisieren,
der im Parlament beschlossen wurde, näm­
lich, da~, 1600 Kilometer Landesstraßeill in
Niederösterreich von der Bundesverwaltung
übernommen werden, so würde das bedeuten,
daß rund 50 Millionen Schilling, die das Land
jetzt für die Erhaltung dieser Straßen auf­
wendet, den anderen Landesstraßen zur Ver­
fügung stünden, daß sich also das nieder­
österreichische Straßennetz wesentlich ver­
bessern würde, und daß weiter gleichzeitig
rund 1000 Arbeiter durch diese zusätzlichen
50 Millionen Schilling Beschäftigung finden
könnten.

Wenn man alle die Summen zusammenzieht,
um die Niederösterreich benachteiligt wurde,
so kommt man auf eine Ziffer, die ,an die
900 Millionen Schilling heranreicht oder die
für das laufende Jahr rund 170 Millionen
SchiHing ergibt. Das ganze außerordentliche
Budget des Landes beträgt aber nur 102 Mil­
lionen Schilling. Es wäre also bei einer wirk­
lichen Beseitigung der Benachteiligung Nie­
derösterreichs die Möglichkeit gegeben, ein­
dreiviertelmal mehr Mittel für Investitionen
zur Verfügung zu stellen, als im außerordent­
lichen Budget für das heurige Jahr enthalten
sind. Damit könnte ein wesentlicher Beitrag
zur Arbeitsbeschaffung geleistet werden. Dazu
kommt noch - das hat niemand bestritten -,
daß in Niederösterreich von seiten der Bun­
desregierung seit 1945 keine wesentlichen
Investitionen oder Großbauten durchgeführt
wurden.

Ich erinnere heute wieder an das Kraft­
werk Ybbs-Persenbeug, von dem man jahre­
lang erzählt hat, daß die Russen daran schuld
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sind, daß dieses Kraftwerk nicht gebaut
wird. Als man da'nn unter dem Druck der Tat­
sachen doch mit den Russen verhandelt hat,
war es sehr rasch möglich, zu einem Über­
einkommen zu kommen. Seither ist schon
fast ein Jahr vergangen und es ist nichts
geschehen. Es hat sich nämlieb herausgestellt,
daß die Pläne nicht fertig waren, als ob man
in deo!! sieben Jahren nicht Zeit gehabt hätte,
die Pläne zu machen. Jetzt sagt man, die
Pläne sind zwar fertig, aber jetzt müss;:m wir
erst mit den Wassprrechtsverhandlungen an­
bngen. Als ob man die Wasserrechtsverhand­
lungen nicht schon längst hätte durchführen
können, um die Möglichkeit auszunützen, an
dieser Großbaustellc in Nicderösterreich 30nO
bis 4000 Menschen unmittelbar zu beschäf­
tigen. Ich habe berc~its das letztemal darauf
hingewiesc'n, daß fS trotz dieser scheinbaren
Schwierigkeiten bei den Wasserrechtsver­
handlungen durchaus jetzt schon möglich
wäre, durch die Aufschüttung der EnldämmR
im Rückstaubecken und durch die notwendige
lJmlegung der Straßen ei'nige Hundert Men­
schen bei Ybbs-Persenbeug zu beschäftigen.
Ich glaube also, daß es hier Möglichkc;iten
zur Arbeitsbeschaffung gibt, nur müßL~ man
ernstlich darangehen, diese Möglichkeit,'n für
Nicderöstcrreich auszuwerten.

Wir dürfen die Augen auch davor nicht
verschließen, daß die Lage Nicderösterreichs
nicht nur durch seine Benachteiligung schwi3­
rigcr geworden ist, sondern daß aUcl1 die
Frage der sogenannten Liberalisierung für
Niederösterreich schwerwiegende Folgen haben
wird. Bereits Präsident Wondrak hat letzthin
hier erklärt, daß die Libercdisierung unsere
Wirtschaft aus dem Gelc,ise bringen wird.
Angesichts der Tatsache, daß in Niederöster­
reich überwiegend eine Fertig,warenindustrie
vorhanden ist, wird die F'rage der Liberali­
sierung für unser Bundesland von entschei­
dender Bedeutung sein. Von dieser F'rage wird
es letzten Endes mit abhängen, ob sich die
Arbeitslosigkeit noch weiter verstärke-n und
die wirtschaftliche Lage Niederösterreichs
noch weiter verschlechtern wird, oder ob es
nicht notwendig sein wird, die Liberalisierung
nur so durchzuführe'n, daß sie unsere Wirt­
schaft nicht schädigt und unsere Arbeiter
nicht arbeitslos macht. Dazu ist es notwendig,
daß der österreichische Gewerkschaftsbund
und die Arbeiterkammern ein entscheidendes
Mitbestimmungsrecht erhalten, und daß erst
nach ihrer Anhörung und nach ihrer Unter­
suchung jedes einzelnen Falles, ob die erzeug­
ten Waren auch liberalisiert werden können,
die Liberalisierung durchgeführt wird.

Wir bedauern es, daß der Antrag der SPÖ­
Fraktion auf Erstellung eines Winterarbeits-

programmes vom Ausschuß wieder als gegen­
standslos zurückgewies.en wurde. Wir glauben,
daß die Anträge, die heute von der SPÖ­
Fraktion gestellt wurden, wert sind, unter­
stützt zu werden. Sie beinhalten zwar nicht
eine generelle Lösung der Ursachen der
Arbeitslosigkeit, aber sie sind geeignet, einige
Anfangsmaßnahmen zur Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit einzuleiten.

Nicht verstehen können wir die Stellung­
nahme, die Sonntag von Staatssekretär Graf
zur Frage der Arbeitslosigkeit eingenommen
wurde. Diese Stellungnahme muß auf das
energischeste zurückgewiesen werden. Sie ist
bar der Kenntnis aller realen Tatsachen. Man
muß endlich mit dem Gerede von echter und
unechter Arbeitslosigkeit aufhören. Fragen
Sie draußen die Menschen, jeder wird Ihnen
sagen, daß er arbeiten will. Wenn es auch da
oder dort einen gibt, dervieHeicht die Situa­
tion ausnützt, so gibt das doch niemandem
ein Recht, so wie es Graf gemacht hat
- und das verbirgt sich ja dahinter - die
Arbeitslosenversicherung auf Umwegen durch­
löchern zu wolle'n. Das ist unmöglich, und das
wird auch auf den schärfsten Widerstand
aller Betroffenen stoßen, gleichgültig, wo sie
politisch stehen mögen. Denn was verbirgt
sich hinter dieser ganzen Einstellung ?Was
heim das, die Arbeitslosen benützen die Zeit
ihrer Arbeitslosigkeit als zusätzlichen Urlaub?
Oder was verbirgt sich dahinter, wenn man
sagt, weil der Mann verdient, brauche die
Frau keine Arbeitslosenunterstützung? Hier
verbirgt sich nichts anderes, als daß man die
Arbeitslosenunterstützung, die eine Versiche­
rungsfrage ist, einfach einengen will. Man
braucht Leute draußen, die aus finanziellen
Gründen bereit sind, billiger zu arbeiten als
jene, die in einem Betrieb arbeiten. Man will
wieder die industrieHe Reservearmee erstehen
lassen, und von diesem Gesichtspunkt aus muß
man die Haltung der ÖVP in dieser Frage
sehen. Nicht alle ÖVP-Mandatare - ich
möchte hier nicht generalisieren --, aber doch
die entscheidenden Kräfte in der ÖVP sind
bemüht, hier wieder auf Grund der Not eine
industrielle Reservearmee zu schaffen, dazu
bestimmt, die Löhne von außen her, von
außerhalb der Fabriktore zu drücken. (Ab­
geordneter Tesar: Das ist ein Irrglaube, ein
Wahn!) Das sagen Sie dem Graf! Will man
wirklich in Einzelfällen jenen die Arbeits­
losenversicherung einstellen, die sie pers,ön­
lieh ausnützen? Meine Damen und Herren, da
gibt es ein generell wirkendes Mittel: so viele
Arbeitsplätze zu schaffen, damit jeder, der
zum Arbeits.amt kommt, sofort vermittelt
werden kann. Da wird es sich sehr bald her­
ausstellen, wer sozusagen nur als so'zialer
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Nutznießer die Arbeitslosenunterstützung für
sich in Anspruch nehme!l1 will.

In den letzten Wochen hat es auch einige
Stellungnahmen in der ÖVP-Presse gegeben,
die so ausgeklungen sind: "Der Gewerk­
schaftsbund hat es ja leicht, der verlangt ein­
fach, Arbeitsplätze müssen her! Ja, aber wo
sollen wir sie hernehmen? Übrigens sei dieses
Verlangen nach Arbeitsplätzen nicht Aufgabe
des Gewerkschaftsbundes." Doch, es ist Auf­
gabe des Gewerkschaftsbundes, dafür zu sor­
gen, daß die Arbeitnehmer einen gesicherten
Arbeitsplatz haben, und daß wirksame Maß­
nahmen getroffen werden, um die Arbeits­
losen beschäftigen zu können! Aber es wäre
gar nicht notwendig, daß sich der Gewerk­
schaftsbund damit beschäftigt, denn die
Herren von der Wirtschaft, die sich oft als
die Wirtschaftskapitäne bezeichnen und alles
Mögliche für sich beanspruchen, hätten die
Arbeitsplätze ja schaffen können. Es wäre
dann nicht notwendig, daß sich der Gewerk­
schaftsbund, und daß wir uns hier mit der
Frage der Arbeitslosigkeit beschäftigen.

Es ist bedauerlich, daß wir nicht das letzte­
mal in der Sitzung des Landtages bei der
Behandlung der Arbeitslosenfrage zu einem
positiveren Resultat gekommen sind. Es ist
auch bedauerlich, daß die Beratungen im
gemeinsamen Fhlanz- und Wirtschaftsaus­
schuß über den vorliegenden Antrag ergebnis­
los verlaufen sind, indem er von der öVP
zurückgewiesen wurde, so daß die SPÖ-Frak­
tion sich bemüßigt gefühlt hat, hier einen
Minderheitsbericht einzubringen. Wir stehen
also praktisch wieder dort, wo wir sehon seit
Wochen, ja seit Monaten stehen, daß zwar
geredet wird, aber nicht sehr viel dabei her­
auskommt.

Wenn ich auch gesagt habe, daß wir die
zur Lösung der Arbeitslosenfrage von seiten
der SPö-Fraktion gestellten Anträge be­
grüßen, genau so wie wir den von ihr am
15. Oktober vorigen Jahres gestellten Antrag
auf ErsteIlung eines Winternotprogramms
unterstützt haben, dann mud doch auch etwas
zur Haltung oder zur Taktik der SPÖ-Frak­
tion hier gesagt werden. So einfach sind die
Dinge nicht, wie sie in der "Arbeiter-Zeitung"
dargestellt werden. Die Anträge sind zweifel­
'os gut, und jeder, der es ernst meint, muß
diese Anträge unterstützen und wird sie auch
unterstützen. Aber wieso kommt es denn, daß
die Frage der Schaffung von Arbeitsplätzen
in Niederösterreich seit Jahren unerledigt
bleibt? Das ist vor allem der inkonsequenten
Haltung der SPÖ-Fraktion zuzuschreiben, die
durch ihre Inkonsequenz die Politik der ÖVP
mit unterstützt. Nehmen wir einige Tat­
sachen her. Die Arbeiterkammer von Nieder-

österreich hat im April ein Arbeitsbeschaf­
fungsprogramm beschlossen. Mit diesem
Arbeitsbeschaffungsprogramm ha.ben der Prä­
sident der niederösterreichischen Arbeiter­
kammer und der Sekretär der Landes­
exekutive Niederösterreich des Österreichi­
schen Gewerkschaftsbundes bei der Landes­
regierung und bei der Bundesregierwng vor­
gesprochen und haben dieses Programm, das
ausgezeichnete Vorschläge enthält, mit denen
man beginnen hätte können, die Arbeitslosig­
keit zu bekämpfen, überall vertreten. Dann ist
am 28. April 1953 eine Landtagssitzung ge--.
wesen. Bei dieser Landt'agssitzung _. es war
die Sitzung für die Budgetberatung 1953 ­
wurde von mir der Antrag gestellt, dieses
Programm der niederösterreichischen Arbei­
terkammer als Grundlage für ein Sofort­
programm der Landesregierung, das inner­
halb von drei Monaten erstellt werden soll, zu
nehmen. Die ÖVP hat meinen Antrag ab­
gelehnt. Aber abgelehnt haben ihn auch die
Abgeordneten der SPÖ-Fraktion, unter ihnen
der Sekretär namens Wenger, der mit diesem
Programm bei der Landesregierung und bei
der Bundesregierung vorgesprochen hat. Ich
glaube, daß das in eine'll normalen Kopf nicht
hineingeht. Man muß sich einfach an den
Kopf greifen, wenn man s'leht, wie die Dinge
wirklich liegen. Aber das Schönere kommt
noch. Als ich persönlich (zur Seite der SP6
gewendet) Ihnen den Vorschlag gemacht
habe, daß ich bereit wäre, im Interesse der
Gewerkschaft und im Interesse der Arbeiter­
kammer meinen Antrag zurückzuziehen, falls
der Abg. Wenger denselben Antrag stellt,
damit dieses Programm zu einem Sofortpro­
gramm der Landesregierung wird, hat der
Abg. Wenger auch diesen Vorschlag ab­
gelehnt. Also die Frage der Arbeitslosigkeit
hat es damals für Sie nicht gegeben, obwohl
man schon ihre ganze Entwicklung gesehen
hat, nämlich, daß die Zahl der Beschäftigten
ständig sinkt und die Zahl der Arbeitslosen
ständig steigt. Dann ist am 15. Oktober
vorigen Jahres der Antrag von der SPÖ­
Fraktion gestellt worden, ein A'ntrag, dem wir
zugestimmt haben, weil wir der Ansicht
waren, daß durch ihn, wenn man ihn wirklich
durchführt, einige Linderung - aber nicht
mehr - für die Arbeitslosen herauskommt.
Die.,Arbeiter-Zeitung" selbst hat darüber in
der gleichen Weise geschrieben. Es ist lange
Zeit über diesen Antrag still gewesen,
und erst in der zweiten Jännerhälfte 1954,
als die SPÖ-Fraktion schriftlich die Ein­
berufung des gemeinsamen Finanz- und
Wirtschaftsausschusses verlangte, erst dann
hat man diesen Ausschuß einberufen. Ja, ver­
zeihen Sie, hat man warten müssen, bis
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60.000 Menschen arbeitslos waren? Hätte man
dieses schriftliche Verlangen nicht schon an­
fang November vorigen Jahres stellen kön­
nen, also 14 Tage nach Einbringung des An­
trages? Warum haben Sie (zur Seite der
SPö gewendet) so lange gewartet, warum
haben Sie gewartet, bis die Arbeitslosigkeit
gestiegen ist, bis sie angewachsen ist, bis sie
ein Ausmaß angenommen hat, das schon a'n
die Jahre der Krise vor dem zweiten Welt­
krieg heranreicht? Ich muß Ihnen genau das­
selbe sagen, was ich schon im Ausschuß ge­
sagt habe. Bei mir hat die Tatsache, daß der
Berichterstatter von der Sozialistischen Frak­
tion im Ausschuß den ursprünglichen Antrag
mit einem nenen Antrag verquickt, gekoppelt
hat, sofort den Gedanken ausgelöst: Bruader,
oha, jetzt hab'n s' der öVP das Hölzl hin­
geworfen, damit sie ihnen den Antrag ab­
lehnen können. Das habe ich geahnt, und
pünktlich ist es so gekommen. Es s'itzen hier
so alte Hasen der SPÖ-Fraktion, die sich in
dem ganzen Getriebe und Räderwerk des
Parlamentarismus auskennen, daß sie wissen
sollten, daß abgewinkt vlird, wenn man die
Geschichte in der Form aufzäumt. Weil man
den Volksparteilern das Hölzel hingeworfen
hat, haben sie den Antrag abgelehnt. (Ab­
geordneter Endt: Und du warst schön stad!)
Du warst ja nicht dort.

S:) geht die Geschichte nicht. Da gehen
draußen die Arbeiter, die in den Betrieben
stehen und deren wirtschaftliche Verhältnisse
am eigenen Leib zu spüren bekommen, weil
in den Betrieben abgebaut wird, und sie daher
selbst um ihren Arbeitsplatz zittern, zum
Gewerkschaftsbund. Die Vertreter des Ge­
werkschaftsbundes gehen mit ihnen zu den
Bezirkshauptleuten als erste I·nstanz. Dort
verlangen sie mit Berechtigurg, daß inter­
veniert werden soll, damit die Landesregie­
rung ihre Versprechungen hält und Arbeits­
plätze schafft. Das findet jeder für richtig.
Unverständlich ist es nun, daß z. B. in Sankt
Pölten der Bürgermeister, ein SPÖler, die
Frage der Arbeitslosigkeit nicht für eine
dringliche Angelegenheit hält. Als im G'2­
meinderat von St. Pölten ein Dringlichkeits­
antrag von meiner Fraktion gestellt wurde,
sich mit einer Resolution an die Landesregie­
rung zu wenden und bei ihr vorzusprechen,
damit Maßnahmen zur Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit getroffen werden, da wal' es
der Bürgermeister und Abgeordnete, Medi­
zinalrat Dr. Steingötter, der dem Antrag die
Dringlichkeit nicht zuerkannt hat. Also bei
einem brennt es, beim a'nderen nicht! Glaubt
ihr (zu den Sozialisten gewendet), daß durch
eine solche Haltung euer Kampf gegen die
Arbeits'losigkeit und zur Schaffung von Ar-

beitsplätzen einen Widerhall finden wird? Ihr
werdet durch eine solche Haltung, durch ein
solches Auftreten doch nicht ernst· genom­
men! ( A bg. Steingätter: Dich nehmen sie
ernst!) Einige Zeit kann man die Leute
draußen auch\mit Demagogie hinters Licht
führe.n, aber eines Tages... (Zwischenrufe
des Landesrates Stika.) Stika sei ruhig, mor­
gen sind es 20 Jahre, wo ich gekämpft habe
lind du davongerannt bist, wo dich die Badner
Arbeiter gesucht haben und du warst nicht
da! Zuerst aufputschen und dann davon­
rennen, weil man die Hosen voll hat! Damals
haben die Leute die Demagogie durchschaut,
und der Tag kommt, wo sie wieder die Dem­
agogie durchschauen werden.

Es wird immer Klage geführt. Die Sozia­
listen sagen, alles spitzt sich auf den Wald­
brunner zu, die öVP sagt wieder, alle gehen
auf ihre Landesräte los. Nun, einmal der
GigeI, einmal der Gogel. Wie liegen aber die
Tatsachen wirklich? Tatsache ist, daß die
arbeitsbeschaffenden Ressorts der Landes­
regierung nicht ausschließlich in den Händen
der ÖVP liegen. Aber wer will bestreiten, daß
bei der Bundesregierung das Schwergewicht
der Arbeitsbeschaffung beim Waldbrtl'llner
oder - wie immer er heißen mag, das ist ja
ganz wurscht - beim Minister für verstaat­
lichte Betriebe und Verkehr liegt? Wer kann
das bestreiten? Ich muß sagen, bisher hat der
Waldbrunner Niederösterreich nichts Gutes
getan. Ich habe schon Ybbs-Persenbeug er­
wähnt, die Großbaustelle für Niederösterreich,
die nicht nur als Baustelle Arbeit beschaffen
könnte, sondern die als Kraftwerk den billig­
sten Strom in Österreich erzeugen wird -­
14 bis 15 Groschen wird die KHowattstunde
kosten, in Kaprun kostet gie uns 55 Groschen
-, was zur Folge haben wird, daß sich auf
Grund dieses billigen Stromes in Niederöster­
reich eine Reihe von Industriezweigen ent­
wickeln werden. Ich hätte heute - wenn es
nicht so traurig wäre - fast einen Lach­
krampf bekommen, als ich den Leitartikel der
"Arbeiter-Zeitung" gelesen habe, denn dort
heißt es: "Im Vorjahr war unseren Bemühun­
gen ein erster Erfolg beschieden. Die Bau­
stelle Ybbs-Persenbeug wurde uns übergeben."
(Heiterkeit bei der ÖVP.) Nun, der Landtag
ke'nnt die Situation vom vorigen Jahr. Ich
brauche sie also nicht zu schildern. Als der
Waldbrunner dazugekommen ist, war schon
alles längst entschieden, es war schon ent­
schieden bei der damaligen Landtagssitzung,
ja, es war schon Jahre vorher entschieden, nur
hat man 'nicht verhandelt. Die Antwort dar­
auf ist er aber bis heute schuldig geblieben.
Darin liegt auch ein Teil der Mitschuld an der
hohen Zahl der Arbeitslosen in Niederöster-
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reich. Darum möchte ich nochmals auf den
Leitartikel zurückkommen: "Gebt uns Ybbs­
Persenbeug zurück!" Zweifellos eine gute
Sache, wenn dort 500 Leute zusätzlich he­
Echäftigt werden, und nicht von den jetzt dort
beschäftigten 1300 Arbeitem 800 abgebaut
werden und nur 500 dort Beschäftigung fin­
den können. Aber um diese Frage drückt sich
der Waldbrunner ausgezeichnet herum. Der
Kollege Nimetz hat in der letzten Landtags­
sitzung gesagt, fangen wir einmal mit 500 an,
dann werden wir es schon auf den heutigen
Stand hinaufbringen und vielleicht in einiger
Zeit noch höher hinauf. Gegen eine solche Art
der Arbeitsbeschaffung, die statt 1300 Be­
schäftigten nur 500 Beschäftigte haben will,
müssen auch Sie, wenn Sie es ehrlich meinen,
Stellung nehmen.

Der Waldbrunner hat für Ybbs-Persenbeug
alles: Maschinen, Rohstoffe, Kredite, die
Ingenieure, und die Arbeiter sind auch dort.
Nun, dann soll er mit dem Bau anfangen,
niemand wird ihn hindern.

Im Jahre 1948 hat man einen großen Pro­
pagandaschlager gehaht. Da sollte damals,
nach Ihren Reden, im Triestingtal ein Alu­
miniumwalzwerk errichtet werden. Geredet
haben Sie bis zur Wahl 1949. Als aber die
Wähler ihre Stimme abgegeben hatten, da
war das Aluminiumwalzwerk nicht im Trie­
stingtal, sondern in Ranshofen. Beim Trie­
stingtal war es beim Reden geblieben. Hier
ergibt sich die konkrete Frage, ob Berndorf
an Ranshofen, den verstaatlichten Betrieb, an­
gegliedert we'fden soll. Ich habe hier den Aus­
zug aus dem Handelsregister vom 9. Dezem­
ber 1953, aus dem eindeutig hervorgeht ­
jeder kann es dort nachlesen -, daß in R'lns­
hofen ein von der amerikanischen Militär­
regierung eingesetzter Öffentlicher Verwalter
ist. 'Vie aus dem Handelsregister hervorgeht,
stellt Ranshofen einen Filialbetrieb der Ver­
einigten Alumniumwerke AG., Berlin, dar.
Dieses Vorgehen, daß man 800 Arbeiter ab­
baut und nachher Krupp-Berndorf den Deut­
schen zuschiebt, wird bei uns auf Widerstand
stoßen. Mich würde es interessieren, ob der
Minister Waldbrunner, der sehr viel in der
Zeitung schreibt und sehr viel darüber redet,
was in Berndorf _geschieht, überhaupt schon
ein Wort mit den Russen darüber geredet
hat. Darauf soll er uns einmal Antwort geben.
Aber das Ganze, wie diese Geschichte auf­
gezogen ist, fängt schon ein bißehen zn stin­
ken an, sie riecht nach Propagalnda, nach
Wahlpropag'lnda. Es wäre z,weckmäßig, wenn
die "Arbeiter-Zeitung" morgen oder über­
morgen - es ist ja nicht so eilig, auch am
Sonntag ist dazu noch Zeit - aus dem Mund
des Herrn Ministers Waldbrunner mitteilen

wUrde: "Ja, ich habe mit den Russen geredet."
Das würde uns viel mehr mteressieren als der
"Kas", den er hier erz.ählt, das wäre viel
besser für die Arbeitsbeschaffung. Da soll er
einmal klipp und klar Antwort geben. Denn
die Frage der Arbeitslosigkeit ist eine ernste
Frage, die jeden einzelnen angeht. Es zeigt
sich jetzt, da man immer gesagt hat, der
Walclbrunner soll Aufträge hergeben, daß er
jetzt auf einmal Aufträge hat. Das ist ein
Beweis, daß er ka'nn, wenn er will. Das gilt
nieht nur für die Erzeugung von Aluminium
in Berndorf, das gilt auch für Ternitz. Ich
habe schon darauf hingewiesen, daß es durch··
aus möglich wäre, durch Errichtung eines
Rohrwalzwerkes in Ternitz einigen hundert
Menschen Beschäftigung zu bieten. Gewalzte
Rohre werden in Österreich nicht erzeugt, sie
werden eingeführt. Man kann nicht sagen,
daß kein Bedarf vorhanden ist. Allein die
SMV bezieht im Monat um 17 Millionen Schil­
ling aus dem Auslarncl Rohre. Das wäre ein
Auftncg', der Ternitz eine bestimmte stabile
Produktion geben würde. Wenn die Ameri­
kaner das \Valz,werk nicht zur Verfügung
stellen wollen, dann soll man die alten Pläne
hernehmen, die es in Ternitz gibt u'nd mit
denen man schon einmal ein Rohrwalzwerk
gebaut hat, das dann im Jahre 1942 irgend­
vmhin geschickt worden ist. Man soll die
Pläne modernisieren und se21bst ein RohrwaJz­
werk herstelle'n. Das 'sind entscheidende Taten
zur Arbeitsbeschaffung, zur Sicherung von
Arbeitsplätzen, zur wirtschaftlichen Entwick­
lung Niederösterreichs.

Es liegt vor allem an den heiden Koalitions­
parteien, daß sie wirklich energisch daran­
gehen, diese Dinge in die Tat umzusetzen,
aber nicht allein i'n der Presse und nicht nur
im L:mdtag oder irgendwo in Versammlungen.
Sie haben es ja leicht. So könnte die ÖVP bei
ihren Landesräten, b,ü ihren Ministern dafür
sorgen, daß die Möglichkeiten, die vorhanden
sind, ausgenützt werden, z. B., daß die Be­
nachteiligungspolitik, die uns im heurigen
Jahr 170 Millionen Schilling kostet, beseitigt
wird. Und die SPÖ-Fraktion könnte genau
das gleiche tun bei ihren Landesregierungs­
mitgliedern und bei ihren Ministern. Das wäre
ei'n entscheidender Beitrag, Hier könnte ein
edler Wettstreit zwischen den heiden Parteien
entbrennen, wer mehr für Niederösterreich
herausholt.. Das wäre ein Weg, wirklich
Arbeitsplätze zu schaffen und den Arbeitern
in den Betrieben den Arbeitsplatz zu sichern.
Diese Sicherung der Arbeitsplätze in den
Betrieben muß getroffen werden. Es ist daher
zu begrüßen, daß der Gewerkschaftsbund in
seinem Ze,hnpunkteprogramm auch den Ab­
baustop aufgenommen hat, um ein weiteres
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stärkeres Anwachsen der Arbeitslosigkeit zu
verhindern. Das aber, was im Ministerrat
herausgekommen ist, diese Empfehlung, das
ist weder heiß noch kalt, das ist so etwas
Laues: Man sagt halt etwas, aber geschehen
braucht eh nichts dabei! Damit ist der Sache
aber nicht gedient.

Ich erlaube mir daher zum Schluß zur
Sicherung der Arbeitsplätze, zur Schaffung
von Arbeitsmöglichkeiten für die Arbeitslosen
in Niederösterreich folgende Anträge zu
stellen (liest).-

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
,,1. Um ein weiteres Ansteigen der Arbeits­

losigkeit in Niederösterreich zu unterbinden,
wird. die Landesregierung aufgefordert, un­
verzüglich bei der Bundesregierung Schritte
zu unternehmen, um einen allgemeinen Ab­
bau- und. Entlassungsstop herbeizuführen.

2. Um die entsprechenden Mittel für die
Bekämpfurng der Arbeitslosigkeit in Nieder­
österreich freizumachen, wird die 'Landes­
regierung aufgefordert, bei der Bundesregie­
rung unverzüglich alle möglichen Schritte zu
unternehmen, die die Benachteiligung Nieder­
österreichs bei der Verteilung der Mittel aus
dem Wohnhaus-Wiederaufbaufonds und dem
Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds, bei der
Übernahme von Landesstraßen in die Bundes­
verwaltung, bei der Bemessung des Beitrages
zum Aktivitätsaufwand für die Lehrer und
auf zahlreichen anderen Gebieten beenden.

3. Um eine rasche Bekämpfung der Arbeits­
losigkeit in Niederösterreich zu ermöglichen,
wird die Landesregierung aufgefordert, vom
Bund die sofortige Inangriffnahme der Bau­
arbeiten beim Donaukraftwerk Ybbs-Persen­
beug zu verlangen, und im Falle des Unver­
mögens des Bundes, diese Forderung zu er­
füllen, die Errichtu'ng einer Interessengemein­
schaft mit der Gemeinde Wien zur Weiter­
führung des Baues anzustreben."

Ich glaube, daß diese Anträge die von der
SPÖ-Fraktion gestellten Anträge wirksam
unterstützen können, und daß sie in der Lage
sein werden, hier wirklich jene Maßnahmen
einzuleiten, die nicht nur im Interesse der
Arbeitslosen, sondern auch im Interesse der
gesamten Bevölkerung Niederösterreichs not­
wendig sind.

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. Hai n i s c h.

Abg. HAINISCH: Hohes Haus! Meine
HerrE'ti Abgeordneten der Sozialistischen
Fr3ktion! Der Herr Abg. Staffa hat uns ein­
gangs der heutigen Sitzung mitgeteilt, daß er
über die Rede, die der als sehr ruhig be-

kannte und sachlich eingestellte Abg. Hir­
mann in der letzten Landtagssitzung gehalten
hat, enttäuscht ist. Er hat dann auch den
übrigen Rednern der Österreichischen Volks­
partei in dieser Landtagssitzung ein schlech­
tes Z,eugnis ausgestellt. Ich möchte Ihnen
sagen, meine s,ehr verehrten Herren, auch ich
bin heute enttäuscht, aber nicht über die
Rede des Herrn Abg. Staffa, von dem ich gar
nichts anderes erwartet habe, denn im Gegen­
satz zum Herrn Abg. Hirmann ist uns allen
Herr Abg. Staffa als ein unsachlich eingestell­
ter Abgeordneter bekannt, sondern ich bin
enttäuscht über das Ausmaß der Entrüstung,
das Sie (zur Seite der SPö gewendet) heute
hier so mühselig zusammengekratzt haben
und mit der Sie einen kleinen Sturm im
Wasserglas hier zu entfachen sich bemüht
haben. Alles das, was wir heute von Ihren
Sprechern zu hören bekommen haben, ist am
vergangeuEn Mittwoch in der letzten Land­
tagssitzung in diversen Varianten von Ihnen
gesagt und von den Rednern der Österreichi­
schen Volkspartei Punkt für Punkt behandelt
und widerlegt wardEin. Es ist also nichts
anderes als eine Wiederholung der Dinge, die
wir in der vergangenen Woche hier gehört
haben.

Wenn der Abg. Staffa hier erklärt hat, daß
ich in der vergangenen Woche hier im Land­
tag gesagt hätte, daß die Bauarbeiter früher
keine Arbeitslos1enunterstützung bekommen
haben, so ist das unrichtig, denn Sie alle
haben gehört, daß ich gesagt habe, die Bau­
arbeiter haben bis vor kurzer Zeit nicht die­
selbe Arbeitslosenunterstützung bekommen
wie die übrigen Arbeiter, und sie bekommen
erst seit kurzer Zeit dieselbe Arbeitslosen­
unterstützung, wie sie die Arbeiter auch in
anderen Branchen bekommen. Ich habe ge­
sagt, daß es richtig und gut war, daß die
Bauarbeiter als Saisonarbeiter immer höher
bezahlt wurden, weil sie eben in den Winter­
monaten immer gezwungen waren, mehrere'
Wochen zu pausieren, ulnd weil sie sich durch
die höhere Bezahlung in den Sommermonaten
etwas ersparen mußten, um in den Winter­
monaten leben zu können. Darüber hinaus
kamen sie erst nach längerer Karenzzeit, als
sie für die anderen Arbeiter galt, in den
Bezug der Arbeitslosenunterstützung. Und das
ist richtig, das können Sie doch nicht be­
streiten. Man darf nicht, wenn man die Frage
der Arbeitslosigkeit wirklich sachlich behaln­
deIn will, den anderen Vorwürfe machen, daß
die Mittel des Landes nach Ihrer Meinung
nicht rechtzeitig genug eingesetzt werden,
wenn man das nicht selbst tut. Ich stelle hier
nur fest, daß nicht nur die Österreichische
Volkspartei in den Wirtschaftsl'eferaten der
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Landesregierung über Geldmittel verfügt, die,
wie Ihnen in der letzten Landtagssitzung
bekanntgegeben wurde, in der Höhe von
233 Millionen Schilling bereitstehen, und die
sofort eingesetzt werden, welnn die Witterung
dies zuläßt, sondern daß auch die Referate,
die von der SPÖ verwaltet werden, über nicht
unbedeutende Geldmittel verfügen. Ich stelle
fest daß der Schulbaufonds, den der Herr
LandeshauPtmannstellvertreter Popp verwal­
tet, über 4 Millionen Schilling verfügt,
die das Land in der letzten Budgetdebatte für
diesen Fonds bewilligt hat, daß diesem Fonds
weitere 6 Millionen Schilling als Ertrags­
anteile und weitere 2 Millionen Schilling aus
Ider Schulbausteuer zufließen, das sind zu­
sammen 12 MiHionen Schilling. Wenn man
noch jene Beträge dazurechnet, die aas den
aus den Fondsmitteln gewährten Darlehen
zurückfließen, dann kommt man auf eine
Summe, die höher liegt als 13 Millionen Schil­
ling. Ich frage den Herrn Landeshauptmann­
stellvertreter Popp, warum wurden diese
Beträge von ihm bisher noch nicht eingesetzt,
die ja auch dazu dienen. könnten, die Arbeit
im Lande anzukurbeln und die Arbeitslosig­
keit entlScheidend zu beeinflussen? (Ruf bei
der SPö: Weil Landeshauptmannstellvertreter
Papp nur jene Beträge einsetzen kann, die
vom Finanzreferenten freigegeben werden.)
WalS vom Landtag beISchlossen wurde, gibt
der Finanzreferent auch frei, darüber ist kein
Zweifel.

Ich muß dieselbe Frage an den Herrn Lan­
desrat Brachmann richten. Bei ihm v.erhält
es sich genau so mit den 2 Millionen Schilling
für den Spitalbaufonds. Und ich muß auch
den Herrn Landesrat Stika fragen, der zu­
sammen mit dem Finanzreferenten Müllner
den Wohnbaufonds verwaltet und einen gro­
ßen Teil der Mittel dieses ]<'onds in seinem
Ressort zu vergeben hat, warum er sich noch
nicht mit Herrn Landesrat Müllner zusammen­
gesetzt hat und die 4 Millionen Schilling,
über die der Wohnbaufonds verfügt, bereits
ausgeschüttet hat; von unserer Seite kann
das sofort geschehen, die Projekte sind fertig
und können augenblicklich zur Ausführung
kommen. Man kann also nicht den anderen
vorwerfen, daß sie etwas nicht getan haben,
was man selbst nicht tut.

Was die Bauarbeiter betrifft, so dürfte
doch auch Ihnen nicht unbekannt sein, daß
gerade an dem Mittwoch voriger "Voehe, an
dem die LandtJagssitzung stattfand, in der
über die Bauarbeiter diskutiert wurde, die
Bauarbeiter den bestehenden Kollektivvertrag
gekündigt haben. Sie wollen jetzt statt der
48stündigen die 44stündige Arbeitswoche bei
48stündiger Bezahlung haben. Glauben Sie,

meine sehr verehrten Herren, daß derartige
Methoden geeignet sind, die Arbeitslosigkeit
im Lande einzudämmen? Eine 48stündige
Bezahlung bei 44stündiger Arbeitszeit würde
eine Verteuerung für jedes Bauvorhaben um
rund mindestens 25 Prozent bedeuten. Um
wieviel weniger Bauten als jetzt könnten denn
dann durchgeführt werden? Glauben Sie, daß
auf diese Art und Weis·e die Wohnungsnot, die
so drückend ist und die Sie auch immer er­
wähnen, im Lande beseitigt werden kann?

Ich will Ihnen sagen. meine Herren, worum
es Ihnen geht. Es geht Ihnen darum, wieder
einmal einen Wahlschlager zu finden. Schauen
Sie, meine Herren, jahrzehntelang war das
Mieterschutzgiesetz Ihr Wahlschlager, mit
dem Sie Ihre Wahlschlachten geschlag'en
haben. Heute, meine Herren, ist dieses Mieter­
schutzgesetz in der Form, wie es jetzt be­
steht, längst zu einer politischen Bombenruine
geworden, wenn ich mich so ausdrücken darf,
und zwar deswegen, weil auch Ihre Herren
und Ihre Parteianhänger längst eingesehen
haben, daß gerade das Mieterschutzgesetz in
der jetzigen Form, nämlich Ausschaltung des
Privatkapitals zum Wohnungsbau, schuld an
der drückenden Wohnungsnot im Lande 'ist.
Das Privatkapital hat seinerzeit einmal den
Wohnungsmarkt aHein bestritten, und Sie
müssen zugeben, daß die öffentliche Hand
allein ohne Privatkapital niemals imstande
sein wird, dieser drücker(Jie'n Wohnungsnot
Herr zu werden. Als dieser Wahlschlager
nicht mehr gezogen hat, mußte dann bei der
Letzten Wahl ein anderer Wahlschlager her,
es war die Lüge vom Rentenraub. Der Finanz­
minister, dem Sie damals diese Absicht
unterschoben, der ist auch heute noch Finanz­
minister, auch nach der Wahl. Die öVP ist
nach dieser Wahl die stärkste Partei 1m Par­
lament. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Im
Nationalrat hat sie ein Mandat mehr. Und
der Finanzminister hat keinem Rentner auch
nur einen einzigen Scbilling weggenommen.
Gerade das ,Gegenteil ist geschehen. Durch die
Senkung der Steuern ist nämlich auch das
Einkommen der Rentner, so wie jenes der
Lohnempfänger, entscheidend gehoben wor­
den. (Beifall und Bravorufe bei der ÖVP.)
Sie haben bald eingesehen, meine Herren, daß
auch mit diesem Wahlschlager nichts -zu
machen ist. Es mußte also ein neuer Wahl­
schlager her. Eine Zeitlang hat es so aus­
gesehen, als ob der neue Wahlschlager lauten
würde: Die ÖVPdie Korruptionspartei ! Aber
darüber ist es sehr bald ruhig geworden.
(Landeshauptmannstellvertreter Papp: Na,
na!) Ja, es ist um diesen Wahlschlager ruhig
geworden. (Landeshauptmannstellvertreter
Papp.' Vorsicht! Vorsicht!) Die öVP hat mit



392 Landtag von Niederösterreich. V. Session der V. Wahlperiode. 11. Sitzung am 11. Februar 1954.

einem Speisezettel aufgewartet, und die Ge­
richte, die darauf gestanden sind, haben Ihnen
scheinbar nicht geschmeckt. Infolgedessen ist
es sehr schnell ruhig geworden um diese
Korruptionsparteigeschichte. Man mußte da,·
her einen neuen Wahlschlager finden. Gott sei
Dank, haben Sie sich (zu. den Sozialisten ge­
wendet) gedacht, also fangen wir mit der
Arbeitslosigkeit als Wahlschlager an!

Das Problem der Arbeitslosigkeit ist sehr
schwierig und ernst. Sie wissen, daß wir uns
hier im Hohen Haus schon stundenla'ng über
die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit nach
den veI1schiedensten Richtungen den Kopf
zerbrochen haben. Sie wissen aber auch, daß
praktisch aus dem Grund nichts .- zumindest
nichts Entscheidendes - unternommen wer­
den konnte, welil die zur Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit zur Verfügung stehenden
Mittel eben ,immer viel zu gering sind. Er­
innern Sie sich doch daran, was wir anläß­
lich der Budgetdebatte über die Jugend­
arbeitslosigkeit gesprochen haben. Sie alle
wiissen, daß im heurigen Jahr der erste starke
Kriegsgeburtsjahrgang unserer Jugend aus
den Schulen entlassen wurde. Ich habe seiner­
zeit hier im Hohen Haus vorgeschlagen, man
möge im Sinne einer zusätzlichen Einstellung
von Jugendlichen in Lehrstellen den kleinen
Meistern, die sich keine Lehrlinge halten
können, weil sie die fi'uanzielle Belastung der
Lehrlingshaltung nicht tragen können, eine
Subvention geben, eine Subvention, die gar
nicht so groß sein muß, daß sie die ganze
durch den Lehrling verursachte Belastu'ng
ausgleicht, aber eine Subvention in einer
Höhe, daß zumindest ein Teil der Kosten, die
der Lehrling verursacht, hereingebracht wird.
Ich haben Ihnen vorgerechnet, daß mit einem
Betrag von drei Millionen Schilling 1000 neue
Lehrplätze für junge Menschen geschaffen
werden können. Mit diesem Betrag könnten
1000 arbeitslose junge Leute in den Arbeits­
prozeß eingegliedert werden. Geschehen ist es
aber nicht! Sagen Sie mir, auf welchem
anderen Sektor wäre es möglich, durch die
Bereitstellung eines Betrages von drei Mil­
lionen Schilling ein ganzes Jahr lang 1000 Ar­
beiter zu beschäftigen? Durch meinen Vor­
schlag aber wäre eine Möglichkeit gewesen,
auf allerbilligste Art und Weise diese große
Zahl von Arbeitsplätzen zu schaffen.

Meine sehr verehrten Herren, mit Phrasen,
mit Resolutionen usw. kommen wir nicht
weiter! Wenn es Ihnen wirkHch darum zu tun
ist, die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, dann
können auch Sie - das habe ich Ihnen schon
einmal gesagt - selbst entscheidend mit­
wirken.

Ein Weg, den ich auch in der letzten Land-

tagssitzung aufgezeigt habe, bestünde darin,
daß Sie dort, wo Sie als Bürgermeister die
Machtmittel in der Hand haben, dafür sorgen,
daß die einzelnen Gemeinden Arbeitslose ein­
stellen, wie z. B. in der Gemeinde Wiener Neu­
stadt, in der Gemeinde Stockerau usw. Ich
habe Ihnen dafür Beispiele in der letzten
Sitzung gebracht.

Sie müssen zugehen, daß auch die Stadt
Wien ihre Arbeiten wegen der großen Kälte
eingestellt hat. Ich habe Ihnen Mitteilung ge­
macht von der Felszuhige, die während der
besonders kalten Zeit gezahlt werden muß
und die es mit sich bringt, weil die Arbeit in
diesen kalten Tagen viel langsamer vonstatten
geht als zu normaler Zeit, daß eine vierfache
Verteuerung eintritt, so daß es aus wirt­
schaftlichen Gründen nicht möglich war,
während dieser kalten Periode die Leute wirk­
lich arbeiten zu lassen. Sie müssen aber auch
zugehen -,das habe ich Ih'nen auch gesagt --,
daß man es aus sozialen Gründen ablehnen
muß, Arbeiter bei 20 Grad Kälte hinaus­
zujagen und zu zwingen, zu arbeiten, weil das
keine Arbeiterfreundlichkeit, sondern eine
Arbeiterschinderei wäre. Diese Zeiten sind
Gott sei Dank vorbe1.

Die kalte Witterung hat nun nachgelassen.
Es wird möglich sein, mit dem ersten Früh­
lingstag, der ja in Kürze anbrechen wird, auf
mehr als 1000 Baustellen im Lande mit der
Arbeit zu beginnen. Damit wird der Arbeits­
losigkeit ein entscheidender Schlag versetzt
werden. Die Zahl der Arbeitslosen wird daher
herabsinken. Zweifellos wird die Arbeitslosig­
keit nicht vollständig verschwinden, das kann
man auch nicht verlangen, aber sie wird auf
ein wirklich erträgliches Maß herabsinken.
Daß das möglich s-ein wird, ist die Tat der
ÖVP, die 233 Millionen Schilling zu diesem
Zweck aufgebracht und bereitgestellt hat.
(Lebhafter Beifall bei der Volkspartei.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. H r e b a c k a.

Abg. HREBACKA: Hoher Landtag! Wir
konnten am Mittwoch der vergangenen Woche
vom Dritten Präsidenten dieses Hauses,
Herrn Abg. Endl, hören, daß die ÖVP voraus­
schauend und planend in unsere Wirtschaft
eingreife. Wenn man diese Worte so hört,
dann fällt einem unwillkürlich ehl, wieso es
dann z. B., wenn die ÖVP seit 1945 hier im
Lande wirklich maßgebend ist, an der Pielacll
bei Rennersdorf der Fall sein kann, daß die
Papierfabrik Piatnik, die während des Krieges
ihre Wehr verlor und dadurch die Wasser­
kraft einbüßte, bis zum heutigen Tag diese
Wehr und damit die Wasserkraft nicht er-

l
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auf Betonböden und vor ihren Augen, vor den
Fenstern, sind diese 400 Tonnen Kohlen ge­
legen. Sie müs,sen uns beweisen, ob Sie auch
in Ihren Wirtschafts'kreisen es machen kön­
nen, daß Sie, trotzdem die Kohlen draußen
liegen, planend und voraus{;chauend sagen:
Wir frierE"ll zwar, aber wir werden beI' der
Kälte weiterarbeiten, damit wir die Arbeiten
nicht unterbrechen müssen und bis zum näch­
sten Anschluß unseren Kohlenvorrat haben.
Was ich gesagt habe, kann von der Bezir'ks­
hauptmannschaft St. Pölten 'nachgewiesen
werden. Als man uns damUlls die Kohlen­
vorräte beschlagnahmen wollte, ist uns dieser
Kohlenvorrat gebliehen, denn der Bezirks­
hauptmann hat gesagt, er sei z,war bereit, die
Weisungen der Regierung zu erfüllen und zu
trachten, daß sie erfüllt werden, aber er sei
erschüttert von meinem damaligen Bericht
über die Lage im Betrieb.

Ich muß weiter darauf hinweisen, daß es
vor allem ein Teil der heutigen ArbeitSIlosen
war, die auf uns gehört haben, als anfangs
Dezember 1949 die KPö im Traisental und
auch im übrigen Niederö'sterreich von einem
Betrieb zum anderen gefahren ist und die
Ar,beiter und Angestellten aufgefordert hat,
sofort eine Überbrückungshilfe von 600 S pro
Arbeiter und Angestellten zu verlangen und
weiter zu fordern, daß die Nazilohnsteuer
herunter muß. Ich kenne keinen öVPler, der
damals den Arbeiterin gesagt hat, das kann
man nicht ver'1angen. Wir Sozialisten waren
es, die vor die Arbeiter hingetreten sind und
gesagt haben, daß diese 600 S für alle Ar­
beiter zusammen einen so großen Betrag aus­
machen, daß die Gewerbetreibenden nicht im­
stande sein werden, diesen Betrag aufzu­
bringen. Nicht Sie von der öVP, sondern wir
Gewerkschaftler, wir SoziaHsten waren es, die
das den Al1beitern gesagt haben. (Zwischen­
rufe des Abg. Dubovsky.) Ihr habt ja etwas
anderes wollen, Ihr hättet damals schon gerne
diese 300.000 Arbeit,slosen gesehen. Wir aber
waren imstande, den Arbeitern das zu er­
klären, und sie haben an uns geglaubt und
auf uns gehört. Sie haben auf uns gehört,
weil sie geglaubt haben, daß in diesem Lande
eine Wirtschaftsdemokratie erstehen wird.
Diese Wirtschaftsdemokratie müßte es einem
Abg. Erneck'er verbieten, daß er in einer
solchen Weise über die arbeitslosen Frauen
spricht. Wir g!lauben, daß eH die Frauen ver­
dient haben, daß sie, wenn sie Arbeit
brauchen, auch Arbeit erhalten, und wenn sie
schon keine Arbeit erhalten können, wenig­
stens die Arbeitslosenunterstützung be­
kommen.

Herr Abg. Hainisch hat uns das letzte Mal
erklärt, die Bauarbeiter s,ind Saisonarbeiter,

halten konnte, so daß dieser Betrieb bei der
ersten Krise in der Papierindustrie voll­
ständig zum Stillstand kam. Im übrigen sieht
die Pielach bei Rennersdorf so aus, daß di,e
arbeitslosen Papierarbeiter bei jeder Hoch­
wassergefahr auch noch Gefahr laufen, aus
ihren Häusern flüchten zu müssen, weil der
Dammschutz gänzlich ruiniert ist.

Sie sa,gen we,iter, daß Sie mit Ihrem voraus­
schauenden und planenden Eingreifen in die
Wirtschaft das ernste Problem der Arbeits­
losigkeit unter Umständen schon in den
ersten Frühlingstagen wieder in Ordnung
bringen werden. Ich muI3 in diesem Zusam­
menhang daran erinnern, daß eine der ÖVP
nahestehende Wirtschaftsgruppe in der
letzten Zeit einen Antrag an ehe Regierung
gestellt hat, in dem sie verlangt, daß 35.000
sanitäre 'Waren, wie Waschtische und Klo­
sette, aus Ostdeutschland nach Österreich ein­
geführt werden. Ich bin Keramikarbeiter und
erinnere die Herrschaften daran, daß wir mit
zirka 200.000 Stück, die wir im Jahre in der
österreichischen Keramikproduktion erzeugen,
erst zwei DrittE'! unseres Bedarfes befriedigen.

. Wir vernehmen also mit Schrecken, daß sich
Wirtschaftsgruppen der öVP ernstlich mit
dem Gedanken tragen, aus Ostdeutschland
35.000 Stück dieser sanitären Waren nach
Österreich einzuführen. Wir Keramikarbeiter
sind bereit, bei der Liberalisierung den Druck
vom Westen auszuhalten, weil wir uns unserer
Fachkenntnis bewußt und auf unsere Arbeits­
methoden stolz sind. Wir erzeugen billiger als
der Westen, aber billiger als die Skla,ven­
arbeiter in Ostdeuts.chland sind wir nicht,
weil wir in Österreich unter gewerkschaft­
lichem Schutz stehen, was den ostdeutschen
Arbeitern fehlt.

Wir konnten auch hören, wie die Öster­
reichische Volkspartei über die Arbeitslosen
denkt. Der Herr Abg. Ernecker kann es
drehen wie er will, wir haben ihn gut ver­
standen, als er gesagt hat, daß mehr Frauen
als Männer in seinem Arbeitsbereich arbeits­
los sind. Er hat daran die Frage geknüpft,
ob nicht doch die eine oder andere dieser
Frauen nur die Arbeitslosenkarte und keine
Arbeit haben will. Ich muß den Herrn Ab­
geordneten Er'uecker daran erinnern, daß wir
im Winter von 1946 auf 1947 in unserem Be­
trieb die Werkstätten nicht heizen konnten,
obwohl wir einen Vorrat von 400 Tonnen
KohJe vor den Fenstern draußen li.egen ge­
habt haben. Damals hat man monatelang
weder Kohle noch Rohware bekommen. Wir
sind daher von unserem Vorrat von 400 Ton­
nen nicht heruntergegangen, und die Frauen
haben im Winter bei Frost in der kalten
Werkstätte gearbeitet. Die Frauen standen
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sie haben früher keine Arbeitslosenunter­
stützung gehabt, oder zumindest nicht die
gleiche wie die anderen Arbeiter, jetzt aber
haben sie die Arbeitslosenunterstützung und
sie sind daher vielleicht so nach dem Rezept
des Abg. Ernecker unechte Arbeitslose. Der
Herr Abg. Hairnisch hat weiter gesagt, daß
der Mieterschutz an der Wohnungsnot schuld
sei. Ich bin acht Jahre in die Schule ge­
gangen und habe s'Oviel Rechnen gelernt, daß
ich sagen kann, daß der Mieterschutz nicht an
der Wohnungsnot schuld sein ka'nn. Der
Herr Abg. Hainisch glaubt, von den Mietern
soviel Miete verlangen zu müssen, damit er
seinen Hausherrn einmal ihre Renten be­
zahlen kann, die sie fordern, dazu moch die
Betriebs- und die Instandhaltungskosten. Da
muß ich sagen, daß wir Arbeiter wahrschein­
lich mehr davon verstehE'H, als ihr Gewerbe­
treibenden. Leider führt ihr die Wirtschaft
und nicht wir, darum schaut sie so aus.
(Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Der Herr Abg. Hainisch hat weiter gesagt,
die 44-Stunden-Woche der Bauarbeiter würde
die BaukostEn eventuell um 25 Proz·ent er­
höhen. Nun "Herr Lehrer", dazu kann ich
Ihnen nm' sagen, daß vor dem Kriege ein
Bauarbeiter einen Stundenlohn von 1.20 S ge­
habt hat, heute bekommt er 6.60 S, er hat
also fünfeinhalbmaI soviel. Ich weiß nicht,
welche Rolle Sie, Herr Abg. Hainisch, in Ihrer
Gemeinde spielen, aber vielleicht werden auch
Sie einmal einen Kostenvoranschlag für einen
Gemeindebau einholen müssen. Sie werden
dann daraufkommen, daß der Bau zehn- und
elfmal soviel kostet als vor dem Kriege, und
Sie: sagen jetzt, der Bauarbeiter, der nur fünf­
Einhalbmal soviel verdient wie vor dem Kriege,
würde, wenn er statt 48 Stunden nur 4'1 Stun­
den arbeitet und gleiche Bezahlltng erhält,
die Baukosten um 25 Prozent erhöhen. Bei
manchen Gewerbetreibenden sind wir solche
Verteuerungen schon gewöbnt, wenn vier
Stunden Arbeitszeit eingespart werden. Wenn
man den Herrn Abg. Hainisch so reden hört,
so könnte das schon so sein. Aber es gibt Gott
sei Dank noch andere Gewerbetreibende, bei
denen dars nicht der Fall ist. Wir könnten
noch genügend Beispiele bringen, die zeigen,
daß Sie überall in der Wirtschaft, wo Sie
leider noch soviel zu reden haben, einen der­
artigen Schaden, wie es die jetzige Arbeits­
losigkeit mit sich bringt, anrichten. Wir Ar­
beiter sehen es tagtäglich in den Betrieben
der Notstalndsgebiete, daß hunderte Arbeite'!.'
und hunderte Frauen vor den Betrieben
stehen und bitten, sie irgendwo arbeiten zu
lassen. Wahrscheinlich sind das auch die un­
echten Arbeitslosen! Zu uns kommen aber
nicht nur die Arbeitslosem, sondern im

Trai'sental z. B. kommt so mancher USIA­
Arbeiter, dm' zwar noch beschäftigt ist, zu
uns und fragt, ob er nicht bei uns arbeiten
könne, weil er unter Verhältnissen arbeiten
muß, die ihn dazu bringen, daß er doch ver­
sucht, aus dem USIA-Betrieb herauszu­
kommen. Das allle9 erleben wir. (Abg. Dubov­
sky: Wenn die USIA keine Betriebe errichtet,
7cönnen die Arbeiter nicht arbeiten!)

Wenn hier vom Phrasendreschen geredet
wurde und von einem Sturm im Wasserglas
die Rede wa'r, dann können wir Sozialisten
dazu nur sagen, daß wir nicht 'nur im Oktober
1950 dafür eingetreten sind, daß Öster­
reich frei blieb, sondern daß wir auch vier
Jahre vorher, trotz Not und ~unger, das
gleiche gemacht haben, weil wir eben an
dieses Österreich, an diese Demokratie glau­
ben. Da braucht uns also niemand, auch kein
kommunistischer Vertreter, Rezepte geben.
Wir wissen ja, daß die Kommwnisten sich
darüber freuen, wenn es uns schlecht geht. Sie
hetzen, und sie haben nie etwas anderes ge­
tan. Sie fühlen sich stark, solange sie je­
mand hinter sich haben, weil sie glauben, daß
sie sich da alles erlauben können.

Wir kö'nnen Ihnen sagen, daß der Großteil
der Arbeiter ganz gut weiß ~-- sie haben es
bei den Betriebsrats,wahlen be,wiesen und sie
werden es der ÖVP auch bei der nächsten
Wahl beweisen -, wie es in diesem Lande
tatsächlich ausschaut. Sie versprechen, Sie
werden mit dem ersten Frühlingstag alles in
Ordnung bringl€ln. Meine Herren von der ÖVP,
warum dann der Streit, wenn Sie es ernst
meinen? (Abg. Stangler: Wer redet davon?)
\Vairum 300.000 Arbeitslose, wenn Sie ohne­
hin, wie Präsirdent Endl sagt, vorausschauend
planen? (Abg. Stangler: Was haben Sie in
Wilhelmsburg schon für die Beschäftigung
der Arbeitslosen gemacht? Warum v.:ird dort
nichts getan? Was haben Sie in Wilhelmsburg
in den letzten Wochen auf dem Gebiete der
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit gemacht?)
Die Wasserleitung! (Abg. Stangler: In den
letzten Wochen, habe ich gefragtJ) Eine
Wasserleitung haben wir gemacht, von der
wir die Hälfte der Kosten zu tragen haben.
Das wissen Sie aber nicht, Herr Lehrer! Die
Volksschüler von früher sind auf einem
höheren Niveau als die Lehrer Ihres Schlages
von heute! (Beifall bei der SPö. - Abgeord­
neter Stangler: Seien Sie vorsichtig mit Ihren
Äußerungen!)

PRASIDENT SASSMANN (das Glocken­
zeichen gebend): Herr Abg. Hrebacka, ich

muß Sie zur Ordnung rufen!
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Abg. HREBACKA (fortsetzend): Wir sind
auch schon zu anderen Zeiten für öster'reich
eingetreten. Da müssen Sie recht stad slein
und sich zurückhalten! Damals haben Sie sich
gefürchtet, die Verantwortung zu tragen. Wk
erleben das jetzt schon zweimal in einer
Generation. Sie werden niemand mehr hinter
dem Ofen hervorlocken, weder durch Drohun­
gen noch durch Bündnisse mit anderen, weder
mit Schrecken noch durch Lockrufe.

Die Bevöl'kerung weiß, wie sich die Arbeit~r
in Österreich durchsetzen können. Wenn sich
die Arbeiter durchsetzen werden, wird es auch
den Gewerbetreibenden besser gehen. Sie
müssen es ja heute schon spüren, daß die
300.000 Arbeitslosen den Gewerbetreibenden
nicht so viel Aufträge geben können wie
früher. Wenm 'sich diese Menschen nichts
mehr kaufen können, dann wird vor allem
auch der Ge,werbetreibende weniger ein­
nehmen.

Der Herr Abg. Hainisch hat heute, wie ich
bereits erwähnt habe, gesagt, der Mieter­
schutz sei schuld an der Wohnungsnot, ohne
Mieterschutz würden nämlich die Privatem
bauen. (Abg. Hainisch: Die Gemeinden ver­
langen höhere Mieten!) Er soll einmal die
vielen hunderttausend Rentner fragen, wo sie
das Geld hernehmen sollen, wenn man den
Hausherren neue Millionen geben will. (Ab­
geordneter Zach: Der größte Hausherr ist die
Gemeinde Wien.) Sie hätten in den Jahren
1934 bis 1938 ja den Mieterschutz, das
Mietengesetz, aufheben können. Sie hätten
das ohne weiteres tun können. Sie flauseIn ja
nur! Sie wissen, daß es nicht möglich ist,
aber Sie flause~n, obwohl Sie wissen, daß das
Mieteng,es.etz jedem Hausherrn seit 32 Jahren
die Möglichkeit gibt - mit Ausnahme der
Kriegszeit, damals hat man es nicht ge­
konnt -, wenn es notwendig ist, eine Er­
höhung des Instandhaltungsizinses zu be­
antragen. Die Erhöhung des Instandsetzungs­
zinses wird von jeder Mietkommission in
einem. wirtschaftlich tragbaren Ausmaß be­
willigt.

Wer soll denn die Renten für die Haus­
herren aufbringen? Etwa die 700.000 Rentner,
die 300.000 Arbeitslosen, die 100.000 Eisen­
bahner und die schätzungsweise 50.000
anderen ·öffentlich Angestellten? Das wird
wohl auch der Herr Abg. Hainisch nicht
wissen. Da würde wahrscheinlich auch er
steckenbleiben. Es gibt also schon eine
Phrasendrescherei, aber eine ganz einseitige,
und zwar seitens der ÖVP. (Beifall bei der
SPö.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. Z ach.

Abg. ZACH: Meine sehr verehrten Frauen
und Herren! Hoher Landtag! Gerade mein
sehr verehrter Herr Vorredner hat wieder be­
wiesen, wieweit er es' mit der Sachlichkeit
ernst nimmt. Er hat da unter anderem die
Behauptung aufgestellt, daß eben nur wieder
wir an der Wohnungsnot und an allen Folgen
schuld sind. Nun, meine sehr verehrten
Herren, wir haben über die'sen Gegenstand
schon e,inige Male ga'ilz ausführlich gespro­
chen und nicht gesagt, daß es jetzt auf ein­
mal anders werden kann. Blicken Sie doch
nach Englland hin, wo während einer ganzen
Wahlperiode die englische Arbeiterpartei die
Führung ,gehabt hat, und sagen Sie uns, was
diese Partei oder die von ihr gestellte Regie­
rung auf dem Gebiete der Wohnungsbeschaf­
fung gemacht hat. Sie ist weit davon ent­
fernt gewesen, Maßnahmen zu ergreifen, die
die Wohnbautätigkeit auf eine neue Grund­
lag'e stellen. Und nicht von heute stammt das
Übel; da,s ist schon von lange her, weil man
eine Regelung, die man als eine Kriegsmaß­
nahme getroffen hatte, dann zu einer Dauer­
maßnahme gemacht hat. (Abg. Hainwch: So
ist das!) Denn wäre dazumal das Wohnungs­
wesen d('n aUgemeinen wirtschafUichen Be­
dingungen angeglichen worden, dann würden
die öffentlich Angestellten heute wie da­
mals wieder ein Quartiergeld haben, wir
würden den Mietzins automatisch langsam in
den Arbeitslohn der Arbeiter eingegliedert
haben, und wir hätten, so wie in Westdeutsch­
land, in einem Jahr prozentuell die gleiche
Zahl von Wohnungen bauen können, weil
dort nicht nur öffentliche Gelder, sondern
auch Privatgelder in Bewegung gek()lffim~n

sind. (Abg. Hainisch: Sehr richtig!) Die
Wirtschaft muß eben entweder nach Grund­
sätzen der freien Wirtschaft oder nach sozia­
listischen Grundsätzen geführt werden. Eine
Mischung, nämlich auf einem Gebiet der. Wirt­
schaft die Zwangswirtschaft und auf anderen
Gebieten die freie Wirtschaft, ist auf die
Dauer unerträglich. (Abg. Hainisch: Sehr
richtig!) Wir wollen nicht, daß die Arbeiter
die Miete nicht bezahlen können, wir wollen
auch nicht, daß den Arbeitern irgend etwas
genommen wird, sondern wir sind der Mei­
nung, Wenn unsere Ideen, die wir seit Jahr
und Tag hier vertreten, von der So'zialisti­
sehen Partei nicht immer systematisch ve,r­
hindert, sondern endlich Wirklichkeit wevden
dann werden wir zu einer Wirtschafts~
belebung größten Stils kommen. Gerade auf
dem Wohnungslsektor ist es möglich, private
Gelder und ,öffentliche Gelder zusammen so
einzusetzen, daß die größtmögliche Wirkung
erzielt wird. Man kann nicht einfach einen
Beweis so führen, daß man sagt: Ihr wollt,
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daß die Arbeiter bei dem gleichen Lohn einen
höheren Mietzins zahlen. Im Neustädter
Gemeinderat habe ich in einer vertraulichen
Sitzung über diesen Gegenstand einmal länger
gesprochen. Was wal' die Folge? Daß wir uns
nachher gefunden und gesagt haben, es müsse
hier ein vollständiger Wandel Platz greifen.
Wie kommt ein kleiner Beamter dazu, daß er
in Wiener Neustladt für eine Wohnung, die er
von der sogenannten Heimat-Genossenschaft
bekommt, eine monatliche Miete von 240 bis
280 S bezahlen muß (Abg. El'necker: Hört!
Hört!), während sein Arbeitskamerad in
einem Haus wohnt, das nach dem ersten
Weltkrieg errichtet worden ist und schönere,

~ größere und bes,ser ausgestattete Wohnungen
hat, nur 65 S Miete zahlt? Ja, wo bleibt denn
da Ihr soziales Verständnis, Ihre soziale Ge­
rechtigkeit? (Abg. Stangler: Das 'ist Ihre
Planwirtschaft! )

Wir wollen nichts anderes, als auf diesem
Sektor endlich eine annähernde Gerechtig­
keit herbeiführen. Vorgestern ist z. B. eine
Frau weinend zu mir gekommen und hat mir
gesagt, ihr Mann sei aus Überanstrengung,
weil er sich mit dem Wohnbauförderungs­
beitrag des Landes aus eigener Kraft und mit
eigener Arbeit ein kleines Heim schafft,
körperlich zusammengebrochen. 'Während es
auf der einen Seite Leute gibt, die ihre letzte
Arbeitskraft einsetzen, um endlich ein schir­
mend Dach über ihr Haupt zu bekommen,
wird von anderer Seite gesagt, an den der­
zeitigen Verhältnissen in der Wohnwirtschaft
darf nichts geändert werden. Wäre das nicht
eine soziale Tat, wenn wir gemeim:am einen
Ausgleichsfonds schaffen würden - oder
r.ennen Sie ihn wie Sie wollen -, in welchen
diejenigen, die eine schöne Wohnung haben
und dafür einen lächerlichen Mietzins z:lhlen,
durch zwei, drei, vier oder fünf Jahre eine
Kleinigkeit einzuzahlen hätten, um den armen
'l'eufeln, die siedeln wollen, oder die das Un­
glück haben, erst später eine Wohnung zu be­
kommen, uni für die sie einen höheren Miet­
zins zahlen müssen, zu helfen. Ich habe mir
bei der Gemeinde Wiener Neustadt die Namen
von fünf verschiedenen Mietern ausheben
lassen, die für annähernd die gleiche Woh­
nung fünf verschieden hohe Mietzinse, und
zwar von 35 S bis zu 135 S, zahlen. Wenn
man das einen Idealzustand nennt, dann muß
ich sagen, müssen wir die Hoffnung auf eine
sachliche Einstellung IhrerseHs zu dieser
Angelegenheit aufgeben. Die Wohnungsfrage
und die Mietenfrage lassen sich nicht durch
Verdächtigungen beheben, sondern nur durch
eine ehrliche Einstellung zu dieser ganzen
Frage. Das wollte ich zur Wohnungsfrage
sagen.

Sie erheben immer den Ruf, wir könnten
viel mehr Arbeit schaffen, wenn der Zinsfuß
herabgesetzt wird; billiges. Geld soll gegeben
werden. Ich frage Sie, meine sehr verehrten
Herren, was hat denn die einzlige private
Großbank österreichs, die ArbeiterJ)ank
- alle übrigen Banken sind über Ihren An­
trag verstaatlicht, nur auf Ihre eigene Bank
haben Sie vergessen, daß sie auch verstaat­
Echt worden wäre -, zur Ermäßigung des
Zinsfußes beigetragen? Was hat denn die
größte Sparkasse ös.terreichs, die Sparkasse
der Gemeinde Wien, auf diesem Sektor ge­
macht 't Sie hat schon etwas gemacht, näm­
lich kurzfristige Gelder bei den Geldinstituten
zu möglichst hohen Zinsen eingelegt. Ich
könnte Ihnen noch ein anderes sogenanntes
Wirtschaftsförderungsinstitut der Gemeinde
Wien, die AuLokreditstelle der Gemeinde
Wien, nennen, die 14 und 16 Prozent Zinsen
verlangt. Das nennt sich Zinsfußherab­
setzung zur Förderung der Wirtschaft!

Dann wird gesagt, die Arbeitslosigkeit wird
nur deswegen verursacht, weil die öVP-Man­
datare nichts machen. Dabei widersprechen
Sie sieh selbst. So hat Präsident Wondrak in
der letzten Landtagssitzung wörtlich gesagt:
Es wird doch keinen vernünftigen Menschen
geben, der verlangen würde, daß jetzt ein
Arbeiter bei diesen Kältetemperaturen zur
Arbeit hinausgejagt wird. Der Herr National­
rat Horr hat hingegen zu der Zeit, wo eine
noch größere Kälte war, als sie jetzt ist, ge­
sagt, es sei selbstverständlich, daß trotz der
Kälte die Wasserbautell und alle diese
Arbeiten durchgeführt werden können. Wer
also so spricht, nämlich, daß man bei 20 und
mehr Grad Kälte im Freien arbeiten kann,
der war weder in Sibirien in Gefangenschaft
noch im KZ. Oder wollen Sie sich der gleichen
Gefahr aussetzen, wie es einem Herrn Ihrer
Partei in unserem östlichen Nachbarland
passiert ist, der auch verlangt hat, daß bei
dieser Kälte im Freien gearbeitet wird. Dort
slind nämlich 200 Arbeiter aufmarschiert und
haben diesem Herrn gesagt: Du gehst selbst
heraus und zeigst uns, daß du bei dieser
Kälte nur z,wei Stunden draußen bleibst und
arbei ten kannst; nur dann sind wir über­
zeugt, daß es geht. Aber wenn du im schönen
warmen Zimmer sHzt, so hat es sich über­
haupt aufgehört, von uns so etwas zu ver­
langen.

Verdrehungen erster Sorte werden immer
wieder geliefert. Vor z,wei Jahren halbe ich
bei den Budgetberatungen gesagt, es gibt ge­
wisse Arbeitergruppen, die unbedingt eine
Atempause im Winter brauchen. Ich habe die
Ziegeleiarbeiter genannt und gesagt, wenn
diesen Arbeitern bei ihrer schweren Arbeit
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ständig der Schweiß über den Buckel
herunterinnt, so halten sie dieses Arbeits­
tempo zehn Monate nicht durch. 'Was hat man
aber in der "Arbeiter-Zeitung" heuer und
voriges Jahr darüber geschrieben? Man
schrieb, der Zach sagt, die Arbeiter wollen
im Winter nicht arbeiten. Ist das eine sach­
liche Einstellung zu diesen Dingen? Nein!

Nun zur Frage der Arbeitslosigkeit. Hat
man vergessen, daß im heurigen September
bei den Böhler-Werken 200 Arbeiter abgebaut
wurden? Hat man vergessen, daß bei den
gleichen Werken in den letzten zwei Jahren
1400 Arbeiter durch Einzelkündigungen und
MasEenkündigungen arbeitslos gemacht wur­
den? Und das in einem verstaatlichten Be­
trieb! Wenn man natürlich weiß, daß man
damit verschiedene Abs'ichten verbindet -­
wir kennen sie ganz genau -, dann dürfen
Sie sich nicht wundern, wenn wir auch ein­
mal dazu sprechen. In der Hütte Liezen, wo
ein verhältnismäßig kleiner Arbeitersiiand
ist, hat man im vergangenen Jahr auch
250 Arbeiter gekündigt. Ich könnte Ihnen
noch eine ganze Reihe solcher Fälle auf­
zählen. Ich frage Sie, wieviel Verstärkungs­
arbeiter sind denn bei Einbruch der schlEch­
ten Witterung bei den Bundesbahnen ein­
gestellt worden, bei einem Betrieb, der einen
Abgang von 1,4 Milliarden aufzuweisen hat?
Haben Sie einmal ausgerechnet, wieviel jeder
einzelne Einwohner Österreichs, vom Säug­
ling bis zum Greis oder zur Greis,in, jährlich
für diesen Abgang bezahlen muß? Und trotz­
dem keine Verstärkung der Belegschaft! Und
es gäbe dort soundso viele Arbeiten! Wir
haben niemals davon gesprochen, aber wenn
es so weitergeht, wie es seit den letzten zehn
\Vochen der Fall ist, daß man getastet hat,
ob die Arbeitslosigkeit der richtige Schlager
sei, den man bis zu den nächsten Landtags­
wahlen durchziehen kann, dann werden auch
wir reden. Ich weiß nicht, ob Sie dabei
bleiben, aber Sie sind dabei, die Klaviatur ab­
zutasten, ob das österreichische Volk dabei
mitsingen oder mitschreien wird. Vor den
Nationalratswahlen hat man zuerst den
Starhemberg-Rummel aIs Wahlschlager ver­
sucht, dabei hat aber nicht viel heraus­
geschaut. Dann kam als Wahlschlager der
große Bankenrummel ; der kann und darf
Ihnen nicht vergessen und verziehen werden,
weil Sie dadurch mit der gesamten äster­
reichischen Wirtschaft ein frevelhaftes Spiel
getrieben haben. Wenn die österreichische
Bevölkerung nämlich nicht so tapfer gewesen
wäre und standgehalten hätte, dann .wäre
durch Ihr frevelhaftes Spiel unsere gesamte
Wirtschaft in den Abgrund gestürzt.

Meine sehr verehrten Herren der Sozialisti-

sehen Partei, wir wissen schon, was Sie
wollen! Sie glauben, daß wir uns das heraus­
locken lassen, das Sie dann für sich aus­
nützen wollen. Nein, der Herr Harr und der
Herr Dlah und deren Leute müssen zur
Kenntnis nehmen, daß wir uns :hundert­
prozentig von den Gesetzen der Wirtschaft
leiten lassen und nicht von einem gehässigen
Schreiberling. (Beifall bei der ÖVP. - Ruf
bei der ÖVP: Sehr richtig!) Ich will ~ar nicht
den Namen dessen aussprechen, der diese
Tonart angeschlagen hat. Sie kennen ihn alle.
Er hat jetzt die gleiche Rolle übernommen,
wie jene, die im Jahre 1923 ,begonnen und
dann in Etappen den 27. Juli 1927 und das
darauffolgende Werk vollbracht haben. (Zu­
stimmung bei der öVP.) Es ist daher unsere
Aufgabe, ruhig zu bleiben und das zu ver~

teidigen, was unbedingt notwendig ist.
Wir mußten in letzter Zeit folgendes er­

leben. Als in unseren Reihen gesagt wurde,
daß es nicht angehe, daß aus gewissen Grün­
den ein neuer Generaldirektor der Bundes­
bahnen bestellt werde, hat sich die Eisen­
bahnergewerkschaft sofort zum Wort ge­
meldet und gesagt: Man soll da ja kein Spiel
beginnen, denn wir sind bereit, alles einzu­
setzen, um unseren Willen durchzudrücken.
Glauben Sie ja nicht, daß unsere Bevölkerung
über die verstaatlichten Betriebe so denkt wie
noch vor einiger Zeit! Ich wurde schon öfter
aufgefordert, hier oder irgendwo anders einen
Antrag einzubringen, daß die Angestellten
bei allen staatlichen Betrieben die gleichen
Begünstigungen haben saHen. Es geht nicht
an, daß die Bevölkerung für den Betriebs­
abgang der Bundesbahnen eine Viertel­
milliarde Schilling zuzahlen hat, Sie aber,
obwohl es ganz eindeutig im Gesetz fest­
gelegt ist, etwas anderes machen wollen, als
das Gesetz sagt. Dies·es Gesetz S1agt nämlich:
Den Generaldirektor der österreichischen .
Bundesbahnen bestellt auf Grund eines
Ministerrats.beschlusses der Herr Bundes­
präsident. Was soll also die Drohung: Wehe,
wehe, dreimal wehe, wenn es jemand ver­
sucht, einen uns nicht. genehmen General­
direktor zu bestellen! Ist das noch vereinbar
mit einer sachlichen Einstellung, die zu
habep Sie immer vorgeben? Nein, das ist die
Androhung von brutaler Gewalt, wie wir sie
von früher her kennen. (Abg. Wondrak: Von
1934! - Weitere Zwischenrufe.) Herr Präsi­
dent Wondrak, wir fürchten auch diese Aus­
einandersetzung nicht, aber wir wollen sie
nicht. (:Abg. Wondrak: Ich nehme das zur
Kenntnis!) Wer will, kann es aber machen.

Ich will noch über eine andere Frage, die
[ehr ernster Natur ist, einige Worte verlieren.
Es ist ganz klar, daß uns auch durch die
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Modernisierung verschiedener Betriebe ernste
Aufgaben auferlegt werden. Das Vöslauer
Kammgarnwerk z. B. ist nicht das einzige
Werk, in dem neue Maschinen aufgestellt
worden sind, durch die Arbeiter eingespart
werden. Schauen Sie sich nur da,s große
Walzwerk . an, wievieI Arbeiter dort über­
zählig geworden sind! (Abg. Hainisch: Bei
der VöESt. gleichfallS!) Wir alle wissen noch
nicht, wie wir uns abschließend zu dem Pro­
blem der Modernis.ierung zu stellen halben,
für die wir viele Milliarden Schilling ein­
gesetzt haben. Ja, wo steckt denn der Erfolg
des großen Geldeinsatzes für die Modernisie­
rung der Betriebe? Die Antwort lautet:
\,\reniger Arbeiter! Wollen Sie uns das viel­
leicht auch ankreiden? Das ist doch eine
Frage, die uns alle mitsammen gleich angeht.
Wir müssen nach Wegen suchen, um den
ar'beitslustigen Menschen Arbeit zu ver­
schaffen. Da gibt es viele, viele Wege. Vor­
aussetzung ist aber eine geordnete Staats­
wirtschaft und eine festgefügte Währung. Das
sind die zwei Voraussetzungen, die erfüllt
werden müssen, um a11 die Dinge, die not­
wendig sind, richtig planen zu können. Lesen
Sie nur die Protokolle und die Zeitungsnach­
richten in den letzten zehn Wochen. Wenn
nur ein positiver Vorschlag von Ihrer Seite
gekommen wäre, der in seiner Ausführung
die Arbeitslosigkeit vermindert hätte, er wäre
von uns aufgegriffen worden. Aber mit all­
gemeinen Forderungen, die zu lesen waren
und die sich noch dazu widersp,rechen, wird
das Problem nicht gelÖost. Wenn man sagt,
man wisse ganz genau, daß die öffentliche
Hand die Arbeitslosigkeit nicht beseitigen
könne und daß die Mittel, die im Landes- und
im Bundesbudget eingesetzt sind, nur eine
gewisse Arbeitssicherung bringen, also nur
einen gewissen Stand von Arbeitern beschäf­
tigen kÖonnen, dann muß man dies den Ar­
beitern ehrlich sagen. Es wäre daher leicht­
fertig, in der Zeit der Kälteperiode das Geld
zu verpulvern und dann in der schönen
Jahreszeit keines mehr zu haben. (Zustim­
mung bei der ÖVP.)

Es ist auch notwendig, daß man sich in
dieser Frage endlich auf die niederö-ster­
reichisehen Verhältnisse besinnt. Es ist recht
schön und gut, wenn man so hochherzig ist
und immer von ganz Österreich spricht. Jedem
Menschen ist aber das Hemd etwas näher als
der Rock, und jedem Landesve,rtreter j,st das
Landesinteresse näher als das Bundesinter­
esse. Und wir sind eben hier im niederöster­
reichischen Landtag in erster Linie Landes­
vertreter, wir haben in erster Linie die Inter­
essen des Landes zu vertreten. Daher ist es
unbegreiflich, daß ein Abgeordneter des

Landtages sagt, es sei doch ganz gleich, ob
in Niederösterreich oder in einem anderen
Bundesland soundso viel Arbeiter beschäftigt
werden. Da müssen wir schon fragen: Wo
liegen denn die Hauptnotstandsgebiete ? In
Niederösterreich liegen sie, im Neustädter
Gebiet, im Traisental, im Triestingtal usw.
Wir müssen daher trachten, daß wir dort
möglichst viel Arbeiter einsetzen können. Da­
für zu sorgen, ist Pflicht und Aufgabe eines
jeden niederösterreichischen LandtagHabge­
ordneten!

Wenn immer so viel von der Arbeits­
beEchaffung geredet wird, so frage ich, warum
ist denn dieses Ybbs--Persenbcug nicht Sochon
lange erledigt worden? Wer hat Ybbs­
Persenbeug durch Verhandlungen freibekom­
men ? In erster Linie unser Lande;;:hauptmann­
stellvertreter Kargl (Zus·timmung bei der
ÖVP), der eine Unzahl von Verhandlungen in
dieser Sache geführt hat. Der Herr Wald­
brunner als Minister der verstaatlichten Be­
triebe war nicht einmal da, um die Unter­
schrift bei diesen Verhandlungen leisten zu
können. Es hat sie der Herr Minister Helmer
in seiner Vertretung leisten müssen. (Ab­
geordneter Stangler: Sehr richHg!) Das sind
die Tatsachen! Und wenn jetzt in der letzten
Zeit gesagt wird, der Minister Waldlbrunner
sei mit gutem Beispiel vora!ngegangen, er
habe an die verstaatlichten Betriebe eine
\Veisung wegen der Arbeitsvergebungen
hinausgehen lassen, dann frage ich Sie:
Wann ist denn diese Weisung ergangen, zu
der Zeit, als Ihre Zeitungen von der großen
Arbeitslosigkeit geschrieben haben oder erst
in den letzten zwei oder drei Tagen? Und
jetzt sagen Sie, die Sozialisten hätten erreicht,
daß die Regierung endlieh eingreife. Aber was
hat denn z. B. der Herr Handelsminister ge­
macht? Er hat bereits im Dezember 1953 den
Großteil der Wiederaufbaufondsmittel ver­
geben, und der Herr Finanzminister hat die
hierfür notwendigen Gelder bereits den ein­
zelnen Stellen überwiesen, die sofort in Bewe­
gung kommen, wenn eben ein bißchen mehr
Sonne scheint und es ein bißchen wärmer
wird. Man hätte also bei der Wahrheit bleiben
müssen und sagen, sobald es die Witterung
erlaubt, haben dieSe und jene Arbeiten ein­
zusetzen, dann würden wir uns viel leichter
finden.

Der Herr Abg. Staffa hat gesagt, es werde
ein gefährliehes Spiel mit den Arbeitslosen
getrieben. Meine sehr verehrten Damen und
Herren, ich sage Ihnen, dieses gefährliche
Spiel wurde alber wahrlich nicht von uniS be­
gonnen. Man hat die Arbeitslosen, ohne ihnen
auch nur eine Stunde Arbeit zu geben, auf­
gewühlt, in ihrem Innersten unruhig gemacht.

T
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ängstlich gemacht. Das ist nicht die Aufgabe
der Volksvertreter. Mir kommt das genau so
vor, wie bei dem Plakat "Rentenklau". Sie
wissen, daß die Aufmachung dieses Pla,kates
gestibitzt war, denn im Krieg war es das
Kohlenklauplakat. Mit diesem Rentenklau­
plakat hat man mit den Ärmsten der Armen
ein frevelhaftes Spiel getrieben. Weinend und
gebrochen sind viele Rentner mit der Frage
zu uns gekommen: Ist es wahr, daß uns die
Rente entzogen wird, ist es wahr, daß uns die
Rente gekürzt wird? Nichts davon ist wahr
gewesen. Es steht vielmehr fest, daß die
Rentner jetzt viel ruhiger schlafen können
als vor der Stabilisierung der Währung, wo
sie schon am 5. und 6. eines jeden Monats
gesagt haben, jetzt müssen sie geschwind,
wenn sie noch Geld hahen, das Wenige ein­
kaufen, weil es vielleicht am Monatsende viel
teurer ist. Jetzt ist das Gegenteil der Fall,
es sagen sehr viele, sparen wir ein bisserl
länger, vielleicht wird das oder jenes billiger
werden. Daß das eine kleine Verminderung im
Konsumgüterverbrauch mit sich bringt, >vie
Abg. Dubovsky angeführt hat, das wußten
wir. Aber wenn das wieder einmal aus­
geglichen ist und die Leute gezwungen sind,
Bedarfsgegenstände zu kaufen, dann wird
sich bald wieder eine große Kaufbewegung
zeigen.

Weil heute soviel von Anträgen und An­
regungen gesprochen wurde, so erlaube ich
mir jetzt folgende aus der Debatte heraus­
kommende und geradezu verlangte Reso­
lutionsanträge zu diesem Gegenstand zu
stellen.

Der erste Antrag lautet (licst):

1. Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Die Landcsregie~ung wird aufgefordert,
die im außerordentlichen Landesvoranschlag
des Jahres 1954 unter den Voranschlags­
ansätzen 63-90 und 63-91 veranschlagten
30 Millionen Schilling für Siedlungszwecke
und für die Wohnbauförderung unverzüglich
zu vergeben."

Wenn die Leute wissen, daß sie das Geld
bekommen, können sie mit der Beschaffung
des Materials usw. sofort beginnen.

Der zweite Antrag lautet (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

..,Die Landesregierung wird aufgefordert,
den unter dem Voranschlagsansatz 519--90
im außerordentlichen Landesvoranschlag für
das Jahr 1954 veranschlagten einmaligen Bei­
trag zum Ausbau allgemeiner öffentlicher
Krankenanstalten in Niederösterreich im Be­
trage von zwei Millionen Schilling unver-

züglich zum Einsatz zu bringen." (Landesrat
Bwchmann: Ist schon fcrtig!) 'Warum haben
Sie es noch nicht gemacht? Das ist so wie
beim Ei des Columbus!

Der nächste Antrag lautet (Ziest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Die Landesregierung wird aufgefordert,
die Verteilung der für das Jahr 1954 bereit­
Etehenden Mittel des Schulbaufonds unver­
züglich vorzunehmen."

D~,zu ist folgendes zu sagen. Diese Gelder
sind ja nur 40 Prozent der Kosten, die die
SchulbautE:n verursachen, 60 Prozent müssen
von dcn Gemeinden in Bewegung kommen.
Diesl' rund 13 Millionen Schilling bringen
noch einmal eineinhalbmal soviel Gelder in
Bewegung. Also, Herr Landeshauptmann­
"tellvertreter Popp, bitte so gütig zu sein und
hier rasche Arbeit zu leisten. (Landeshaupt­
mallllstdlrertreter Papp: Ren Kollege, darf
ich Ihnen sagcn, daß ich vorn Finanz­
rc/erentcl! noch nicht einmal die Mittel aus
1953 zur Giinzc überwiesen erhalten habe.
Ange/ordcrt habc 'ich sie, aber noch nicht bc­
kom. Tri cn.)

Der wdtere Antrag lautet (Ziest):

De')' Huhe Landtag wolle beschließen:

"Die Landesregierung wird aufgefordert,
lJe i der Bundesregierung vorstellig zu werden
und dahin zu wirken, daß die Einschränkun­
gEn der Aufträge für Schoeller und Bleck­
mann in Ternitz unterlassen und die Pro­
duktion der verstaatlichten Betriebe auch
lJach Niederösterreich verlagert wird."

Ich frage Sie, welcher neue Betrieb ist nach
N'iederösteneich gekommen und welcher Be­
tr ieb ist in Niederösterreich ausgebaut wor­
den? Sie werden sagen, ja, daran sind die
BcsatZLlngsmächte schuld. Nein und nochmals
nein, man hat nur für einige Länder ein be­
sonderes Interesse gezeigt.

Und nun der letzte Antrag (Iliest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

..Die Landesregierung wird aufgefordert,
bei der Bundesregierung vorstellig zu werden
und dahin zu wirken, daß die Sicherstellung
der erforderlichen Gelder für den Ausbau des
großen Donaukraftwerkes Ybbs-Persenbeug
ehestens gewährleistet und eine 50prozentige
Beteiligung seitens des Landes Niederöster­
reich ermöglicht wird."

Das ist eine gerechte Forderung, gegen die
kein Landesvertreter etwas einwenden kann.
"'/enn wir wissen, welch große Werke Tirol,
Vorarlberg und auch Steiermark und Ober-
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österreich haben, ist das ein ganz gerechtes
Verlangen. Bei der Lösung dieses Problems
wird sich zeigen, wer in erster Linie Nieder­
österreicher ist. (Landeshauptmannstellver­
treter Papp: Warum hat die ÖVP in Nieder­
österreich für 22 Prozent gestimmt? - Ab­
geordneter Stangler: Haben Sie auch mit­
gestimmt? - Landeshauptmannstellvertreter
Papp: Ju, mit der ÖVP. - Abg. Stangler:
Warum haben Sie nicht dagegen gestimmt? ­
Landeshauptmannstellvertreter Papp: Weil
es ein zweites Verstaatlichungsgesetz gibt und
keine andere 1IIöglichkeit gegeben ist.) Sie
haben aber die Möglichkeit, es zu ändern. Wir
wollen nicht außerhalb des Gesetzes stehen,
fondern dahin wirken, daß ungerechte Be­
stimmungen entfernt werden. Dennoch ist es
wichtig, meine Herren, daß Sie sich besinnen
und ob Sie wanen, daß in Niederöster­
reich große Arbeitsmöglichkeiten geschaffen
werden.

Ihre Einstellung zur Autobahn ist auch
eine Frage, die eine eindeutige Antwort ve,r­
langt. Die eindeutige Antwort kann nur sein:
Da die Gelder für die Autobahn zweck­
gebundene Gelder sind, so kann man nicht
sagen, wenn hier das Geld vorhanden ist, dann
verbaue man es für die Bundes-, Landes­
oder Bezirksstraßen oder verwende es für
Wohnungsbauten. Das ist unmöglich. Das­
selbe gilt in der Flughafenfrage. Auch hier
heißt es, einmal endgültig entscheiden, welche
Lösung in Niederösterreich zuträglicher ist,
die eine oder die andere.

Ich bin fest überzeugt, wenn aBe Kräfte
mobil gemacht werden, daß von dem ganzen
Gerede, von all diesen gemachten und ge­
künstelten Angstschreien nichts anderes
übrigbleiben wird als ein bisser! ein Hauch,
den die Winde sehr bald verwehen. Wir wer­
den dann sagen können, es ist endlich so weit
gekommen, daß die Niederösterreicher wieder
Arbeit und Brot haben und daß· Frieden und
vor allem anderen wieder Freude eingekehrt
ist. Denn solche Artikel, die wir zu lesen be­
kommen, und solche Reden, die wir gehört
haben, nehmen dem Menschen den Frieden
und damit die Freude. Das alte Sprichwort
muß Wahrheit werden: "Glücklich, wem Ar­
beit eine Lust und keine Last ist", also wem
Arbeit eine Freude ist! Und wenn es ein
bisserl wärmer ist, werden wir aBe eine
Freude an der Arbeit haben! (Beifall bei der
ÖVP.)

I

Abg. Landesrat STIKA: Hohes Haus!
Lassen Sie mich außerhalb der politischen
Atmosphäre dieses Saales die Frage der
Arbeitslosigkeit beleuchten, um vor al,lem
auch unsere Stellungnahme zu diesem großen
Problem aufzuzeigen.

Hochgeschätzte Abgeordnete der ÖVP! Sie
machen den Fehler, daß Sie alles, rosig sehen.
Sie erwarten, daß dann, wenn die Sonne
wieder scheint, die ganze Arbeitslosenlfrage
beseitigt ist. Sie glauben, die Zahl der
Arbeitslosen wird wegschmelzen wie der
Schnee in der Sonne. In der Zwischenzeit in­
dessen bemühen Sie sich, mit der Mathematik
nachzuweisen, daß die Arbeitslosigkeit in
Oesterreich und in Niederösterreich ohnehin
nicht groß ist. Wir können Ihnen da nicht
folgen. Wenn Sie der Weltöffentlichkeit, vor
allem der österreichischen Öffentlichkeit vor
Augen führen, daß unser Export gestiegen
ist, daß gleichzeitig unser Import gegenüber
dem Jahre 1952 um zehn Prozent gesunken
ist, daß unsere Steuereinnahmen um 1,7 MU­
liarden Schilling höher sind, als sie seinerzeit
im Budget für 1953 vom Nationalrat be­
schlossen wurden, daß die Spareinlagen auf
fünf Milliarden Schilling angestiegen sind,
daß die N ationa,lbank Gold und Devisen im
Werte von 7,6 Milliarden Schilling in ihren
Tresors verwahrt, daß der Fremdenverkehr
im heurigen .Tahr 1,5 Milliarden Schilling ein­
gebracht hat, und wenn Sie außerdem sHgen
-- vor allem durch Ihren Sprecher Doktor
Kamitz --, der Schilling stehe an der Spitze
aller europäischen Währungen, dann muß ich
Sie wirklich fragen: Glauben Sie, daß die
300.000 Arbeitslosen - wenn ich deren An­
gehörige dazurechne, sind es 450.000 Men­
schen - an diesen Feststellungen wahrhaftig
eine Freude haben?

Wir können Ihnen auf diesem Wege nicht
folgen, weil wir die Dinge ganz anders sehen
als Sie. Sie sprechen ununterbrochen von einer
Saisonarbeitslosigkeit. Gerade in diesem
Punkt sind wir längst darüber hinaus, Ihnen
zu folgen. Sie wollen der Bevö1lkerung ein­
reden, wenn der Frühling kommt - wie Zach
gesagt hat, ist er schon in einigen Tagen
da --, dann ,ist alles in dulce jubilo, dann
braucht niemand mehr Angst haben, keine
Beschäftigung zu finden.

Herr Kollege Zach, die durchschnittliche
Zahl der Arbeitslosen ist in den letzten drei
Jahren von nicht ganz 117.000 auf 184.000
gestiegen! Wo bleiben denn da Ihre Rezepte?
Die Spareinlagen sind ununterbrochen ge­
wachsen, bei jeder Veröffentlichung der
Nationalbank ist ein höherer Stand der
Devisenbestände zu verzeichnen und trotzdem

PRÄSIDENT ENDL (der
den Vorsitz übernommen hat):
gelangt Herr Abg. Landesrat

DRI'f'TER
mittlerweile
Zum Wort
S t i k a.
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haben wir eine steigende Arbeitslosigkeit,
Herr Kollege Zach! Wir können daher Ihren
Argumenten absolut nicht folgen. (Abgeord­
neter Zach: Was habt Ihr dagegen gemacht?)
Sie wollen aber auch gar nicht verstehen,
warum wir Ihnen nicht folgen können. Wir
sehen die Dinge von einer ganz anderen
Warte aus. Ich werde Ihnen einige Beispiele
bringen. Wenn Sie die Berichte der National­
bank verfolgen würden, müßten Sie selbst er­
kennen, daß die Dinge nicht so einfach zu
lösen sind. Sie würden beispielsweise fest­
stellen, daß im Jahre 1953 ein Rückgang des
Welthandels um 37 Milliarden Dollar ein­
getreten ist. (Landesrat Waltner: Ist daran
die Ö"VP s'chuld?) Glauben Sie, daß es uns
möglich gewesen wäre, zu verhindern, daß
auch unser Land von dieser Entwicklung ge­
streift wird? Glauben Sie, daß wir etwas tun
hätten können, von dem Übel, das sich da vor
unseren Augen abspielt, nicht gestreift zu
werden? (!Zwischenrufe. - Abg. Zach: Sie
sind so gescheit und geben uns kein Rezept!
Geben Sie es uns!) Sie haben gesagt: "Jeder,
der arbeiten will, wird seinen Arbeitsplatz
finden." Meine Herren, wir werden Sie beim
Wort nehmen! (Abg. Stangler: Nehmen Sie
sich auch selber bei der Nase! Sie regieren
mit!) Schauen Sie, mit Ihnen rede ich ja
nicht. (Weitere Zwischenrufe des Abg. Stang­
161".) Nein, nein, lieber Freund, es kommt
nicht auf die Lautstärke an, nehmen Sie das
zur Kenntnis! Es genügt, wenn ich Ihnen das
s,:lge. (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP.)

Worauf bauen wir nun unsere Annahme?
Ich will Ihnen die Lage in einigen Staaten als
Beispiel vor Augen führen.

Amerika: Ein Land, das Sie bewundern,
das Land, das uns geholfen hat, ein Land, das
für Ihre freie Wirtschaft, für die freie
kapitalistische Wirtschaft ein Vorbild ist.
Dort ist die Stahlproduktion im Jahre 1953
auf 77 Prozent gesunken. Der Auftrags­
bestand, meine Herren, ist von 730 Millionen
Dollar binnen dreier Monate auf 603 Millionen
Dollar abgesunken. Die Kupferproduktion ist
die niedrigste in Amerika seit dem Juli 1952.

Frankreich: Die Stahl- und Eisenproduk­
tiün ist um über eine MiUion Tonnen gesun­
ken, die Rohstahlproduktion um eine Million
Tonnen. Die Walzwarenerzeugung ,ist von
7,8 Millionen Tonnen auf sechs Millionen
Tonnen abgesunken.

Deutschland: Da bitte ich zur Kenntnis zu
nehmen, daß Deuts,chland vier Millionen Ton­
nen Kohle auf den Halden liegen hat. Vier
Millionen Tonnen! 14 Hochöfen wurden ge­
löscht. 14 Hochöfen! Die WalZJwarenemeugung
ist von 5,5 Millionen Tonnen auf 2,2 Millionen
Tonnen gesunken. (Abg. Zach: Er schlägt

sich selbcr ins Gesicht! Abg. Ernecker :
Und Österreich soll ausgenommen sein?) Die
Stahlproduktion in Deutschland ist um 20 bis
25 Prczent abgesunken. Auch ein Preisverfall,
wie er noch nie da war, macht sich bemerk­
bar. Ich muß das unterstreichen, weil das
nicht ohne Folgen für uns sein wird.

Aber auch die Montanunion, meine Herren
von der ÖVP dieses Hauses, konnte diesem
Rückgang der Stahl- und Kohlenproduktion
und dem Preisverfall bei der Stahl- und
Kohlenproduktion nicht Einhalt gebieten. Sie
war nicht imstande, auf den nationalen Kon­
junkturverfall in ItaHen und in Deutschland
irgendwie belebend einzuwirken. In Italien
sind Stahlwerke eingesteHt worden. Das sind
Dinge, an denen wir nicht vorbeigehen kön­
nen. (Abg. Zach: Warum dann das Geschrei:
Die ÖVP ist schuld!?) Jeder ernste Mensch
muß sich mit dieser Frage beschäftigen. ('An­
haltende Zwischenrufe bei der ÖVP.
Landeshauptmannstellvertreter Papp: Zwi­
schenrufe wie in einem Wirtshaus!)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Ich bitte
um Ruhe ! (Landeshauptmannstellvertreter
Papp: Warum so nervös) meine Herren?)

Landesrat Abg. STIKA (fortsetzend): Ich
muß mehr schreien als in einer Versammlung.

In der ganzen Welt voUzieht sich eine wirt­
schaftliche Umgruppierung. Das ist unsere
Sorge, die wir haben und die wir hier deut­
lich zum Ausdruck bringen. Glauben Sie, daß
die österreichische Wirtschaft so konsolidiert
ist, daß sie so große Rückschläge, die sich
jetzt in der Weltproduktion und in der Welt­
wirtschaft bemerkbar machen, ertragen kann?
Oder glauben Sie, daß wir eine Insel der
Seligen sind, daß das alles an uns vorüber­
gehen wird? Glauben Sie, daß Sie sagen
können: Meinetwegen kann bei einem wirt­
schaftlichen Erdbeben alles zusammenstürzen,
bei uns wird alles stehenbleiben ! Das ist doch
kein Standpunkt eines ernsten Menschen und
vor allem kein Standpunkt einer ernsten
Partei, die doch - Hand aufs Herz! - diese
Fragen prüfen muß. Und ich nehme doch an,
daß wir es mit einer ernsten Partei zu tun
haben. (Präsident SASSMANN übernimmt
wieder den Vorsitz.) Der konjunkturelle
Rückschlag in der Weltwirtschaft und in der
Weltproduktion wird unserer Ansicht nach
sich auch bei uns sehr, sehr bald und viel­
leicht sehr tief fühlbar machen. Vorläufig
haben wir noch eine aktive Handels- und
Zahlungsbilanz. Wir leben also noch von dem
Erfolg des Jahres 1953. Aber unsere Investi­
tionsgüterindustrie - den Herren, die im
Finanz- und Wirtschaftsaus,schuß waren, habe
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ich die Zahlen mitgeteilt - ist bereits rück­
gängig. Z. B. ist gegenüber dem Jahre 1952
die Produktion gesunken in der Elektro­
industrie um 20 Prozent, in der :Maschinen­
industrie um 18 Prozent, in der Fahrzeug­
industrie um vier Prozent und in den Gieße­
reien um 22 Prozent. Der Absatz im letzten
Quartal des Jahres 1953 war in diesen
Zweigen sogar um 30 Prozent geringer als
wnst. Das ist in Österreich der Fall, nicht in
Amerika, nicht in England, nicht in Frank­
reich, nicht in Belgien, sondern bei uns. Wir
sind also schon im Schatten des Pwduktions­
rückganges auf den Weltmärkten und in den
großen gewaltigen Industriestaaten. Hier liegt
die große Gefahr für uns, meine Herren. Wir
fühlen sie bereits, denn das Absinken der
Produktion bringt automatisch eine Ver­
schärfung des Konkurrenzkampfes auf dem
\Veltmarkt mit sich, un1 werden wir diese
Verschärfung bestehen können? Die Export­
preise sind gesunken im Jahre 1951 um
51 Prozent, die Importpreise um acht Proz·ent.
Glauben Sie, daß wir unsere Preise noch
tiefer senken werden können? Das ist die
Frage, die ich an Sie in dieser ernsten Stunde
stelle, meine HerTen, und sie ist es, die uns
bewegt, Ihnen ins Gewissen zu reden, daß
etwas geschehen muß hier in diesem Lande,
daß wir nicht stehe;bleiben können und daß
Sie nicht sagen dürfen, das sei üble Dem­
agogie, was wir Sozi sagen. Ist das nicht
unsere Pflicht, als v€rantwortliche politische
Partei im Lande darauf ununterbrochen auf­
merksam zu machen?

Sie konnten mich in Ihrer ganzen Diskus­
sion nicht davon überzeugen, d8ß Sie sich des
Ernstes der Situation, des Ernstes der Ge­
fahren, die unserer Wirtschaft von auswärts
drohen, vollkommen bewußt sind. Die Rück­
schläge in der Produktion haben zwei Ge­
fahren, nicht nur die Gefahr des Ansteigens
der Arbeitslosigkeit, sondern auch die Gefahr,
daß es zu einer Erschütterung der fimmziellcn
Grundlage unserer ganzen \Virtsch8ft kommt.
Ich werde Ihnen das gleich beiweisen.

Dic Verschuldung der österreichisehen
Wirtschaft macht jetzt 19 1\1illiarden Schil­
ling aus; davon hat die Industrie elf Mil­
liarden, das Gewerbe 2,2 Milliarden, der
Handel drei Milliarden, die L:mdwirtschJft
1,2 Milliarden und die Länder und Gemeinden
ungefähr 600 Millionen Schilling zn tragen.
Das sind Betrüge! Aber das allein wäre viel­
leicht gar nicht die große Gefahr. Die größere
Gefahr liegt noch wo anders! Über den
Schuldnern hängt nämlich das Damokles­
schwert der kurzfristigen Verschuldung. Von
diesen 19 Milliarden Schulden entfallen auf
dreimonatliche Verpflichtungen sechs Mil-

liarden, d. h. sie sind in drei Monaten fällig.
Die Gewerbetreibenden, die da sind, sollen
Ihnen EGgen, was es bedeutet, eine Fällig;keit
mit drei Monaten zu haben. Sie werden Ihnen
klar und deutlich sagen, daß zwölf Wochen
bald um sind, nach welchen die Fälligkeit der
Schuld eintritt. Von den 19 Milliarden haben
3,9 Milliarden eine FäHigkeit von drei bis
12 Monaten, von über ein.em Jahr 1,4 Mil­
liarden und von über fünf Jahren 7,7 Mil­
liarden. Wenn es nicht gelingt, diese kurz­
fristigen Schulden in langfristige Industrie­
obligationen umzuwandeln, dann kann die ge­
ringste Erschütterung auf den Weltmärkten,
eHe geringste Erschütterung in der Welt­
produktion das gar.ze Wirtsehafts.ge,bäude ins
Wanken bringen, das wir seit dem Jahre 1945
in österreich aufgebaut haben und das noch
lange nicht so richtig untermauert ist. Aber
nun die Kehrseite! Wir haben volle Kassen
und große Devi8enbestände, aber eine ver­
schuldete Wirtschaft und zlwei MHliarden ein­
gefrorene Spareinlagen. Wir freuen uns, daß
die Sp8reinlagen auf fünf Milliarden gestiegen
sind, aber wir vergessen, daß sie verzinst
werden müssen, jedoch tot in den Kassen
liegen. Ich habe kürzlich einen Bericht von
ocr Länderbank gelesen, der monatlich er­
scheint. Darin wird ausgewiesen, daß die
Flüssigkeit 58 oder 59 Prozent der Mittel be­
trägt. Wissen Sie, was das bedeutet? Das be­
deutet, daß mehr als die Hälfte des von den
B8uli:en verwalteten Kapital8 verzinst werden
muß, ohne daß e3 in der Wirtschaft arbeitet.
Früher einmal haben wir uns alle darüber
aufgeregt, daß das Geld bei den Leuten in
der Tischlade liegt und jetzt hortet man das
Geld einfach bei den Kreditinstituten. Ist das
nicht genau so gefährlich, ist das nicht genau
so eine Gefahr für die gesamte Wirtschaft,
und kann die österreichische Wirtschaft diese
ungeheure Last tragen? Ich glaube kaum.
Sie sagen, wir haben sanierte Banken und Sie
sagen weiter, daß wir uns aus eigener Kraft
~aniert haben. In Wahrheit haben wir uns
aber auf Kosten der Wirtschaft saniert, nicht
aus eigener Kraft. Daher stehen wir auf dem
Standpunkt, daß hier Wandel geschaffen
werden muß, und es ist eine unserer primär­
sten Forderungen, daß die Bankrate gesenkt
wird. Sie ist in Amerika, in Deutschland, in
J<~rankreich und auch in England gesenkt wor­
den, warum läßt man sich bei uns so lange
Zeit? Neben dieser Forderung, die ja auch die
Forderung Ihrer eigenen Wirtschaft ist, ver­
langen wir noch die Senkung des Zinsfußes
für Bankenkredite. Auch dieser muß her­
unter. Es ist unmöglich, daß heute noch für
kurzfristige Kredite elf bis zwölf Prozent ge­
fordert werden. Man muß geraderzu Glück
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haben, um für 8 oder 8 y:! Prozent für irgend­
eine Gemeinde ein Darlehen zu bekommen.
Dabei sagen die Geldinstitute, das s,ei noch
billig, bei einem anderen Geschäft verdienen
sie elf und ziwölf Pmzent. So können die Dinge
nicht weitergehen, sie bilden für die Wirt­
schaft eine Gefahrenquelle ohnegleichen. Ich
sehe schwarz für die Zukunft, wenn wir nicht
die Kraft haben alle miteinander - da gibt
es kein Beiseitestehen ---, hier Wandel zu
schaffen. Billiges Geld für unsere Wirtschaft,
Entschuldung der Wirtschaft, das sind die
primärsten, dringendsten Forderungen, die
wir haben!

Meine Herren, ich korrune aus einem arm­
seligen Bezirk. Von insgesamt 90.000 Ein­
wohnern sind 18.000 Rentner, davon ein
Drittel Arbeitslosenrentner. Wollen Sie etwa
behaupten, daß Ihre Argumente, die Sie vor­
gebracht haben, bei diesen 18.000 Menschen
Gehör finden'? (Abg. Zach: Das kapiere ich
nichtf)

Mein Bezirk ist aber nicht das einiZige Not­
standsgebiet. Es gibt neben dem Triestingtal
ein Traisen- und Gölsental, wo dieselben Ver­
hältnü,:se herrschen. Wandern Sie einmal
durch diese schönen Gegenden, sehen Sie sich
das Leben dort an und schauen Sie sich die
verödeten Landstriche an! Diese befinden
sich heute noch in dem Zustand wie in den
Jahren 1945 bis 1947. Wir fordern daher, daß
in diesen Notstandsgebieten Notstands­
arbeiten gemacht werden. Es genügt da nicht
eine vom Landtag bereitgestellte Summe, die
es ermöglicht, an 1000 Al'beitsstellen 7000
Arbeiter unterzubringen. Nehmen Sie den
Blcistift zur Hand und rechnen Sie einmal
nach, Sie werden daraufkommen, daß es schon
rein technisch ein Undi'ng ist, wenn auf jede
ArbeitssteUe nur sieben Leute kommen.

Nehmen Sie doch die Lage der Arbeitslosen
ernst! Sie dürfen nicht glauben, daß die Mm­
sehen alles, was Sie hier in der Rage hinaus­
posaunen, als richtig annehmen. Verlangen
Sie es wenigstens nicht von uns, daß wir es
glauben, wenn Sie es schon der Öffentlichkeit
zumuten, daß sie diesen Worten glauben soll.

Wie werden in anderen Staaten diese
Fragen behandelt'? AllCh dafür kann ich
Ihnen einige Beispiele bringen. Ich komme
wieder auf Frankreich zurück. Frankreich ist
ein Land, das heute eine sehr starke, ich
glaube sagen zu können, noch auf höchsten
Touren laufende Rüstungsindustrie hat. Da­
neben bröckelt die Konsumgüterindustrie
langsam ab. Die franz·ösische Regierung - es
ist eine bürgerliche Regierung -- hat sich
mit dieser Frage beschäftigt. Der 1'1inister­
präEident Laniel hat sich den Plan von Faure
vorlegen lassen -- daß Ist der Wirtschafts-

minister seiner Regierung. In einer eingehen­
den Sitzung des Gesamtkabinetts wurde dieser
Plan beschlossen. Was beinhaltet der Plan '?
Erschrecken Sie nicht! Die unteren Stufen
der Löhne der Arbeiter werden um 15 Prozent
pro Stunde erhöht. Die Staatsbeamten be­
kommen 3000 franzö'8ische Francs pro
Monat Zuschuß. Die Überwälzung der Lohn­
erhöhungen und des Zuschusses für die
Staatsbeamten auf die Preise ist verboten.
Durch die Konsumsteigerung ist es zu einer
Konjunktursteigerung gekommen. Alles
Forderungen, die auch wir österreichische
Sozialisten vertreten. Aber durchgeführt
wird es nicht in österreich, sondern in Frank­
reich.

Der französische Plan sieht auch die Aus­
dehnung der öffentlichen Investitionen vor.
Das ist auch etwas, was wir fordern. In
Frankreich ist dieser Plan im Programm tier
bürgerlichen Regierung enthalten. Von Ihnen
aber wird es uns übel angekreidet, wenn
wir Sozialisten uns anmaßen, eine solche
Forderung zu erheben. Ich verstehe Sie wahr­
haftig nicht, obwohl ich bei solchen Fragen
sehr tolerant bin.

Der französische Plan verlangt auch eine
Verbilligung der Kredite, eine Sache, über die
ich schon gesprochen habe. Weiter verlangt
er die Förderung der industriellen Investi­
tionen, eine Forderung, die wir auch in
Österreich vertreten müssen. Diese Investi­
tionen sind bei uns nur deshalb ins Stocken
geraten, weH die Kredite in unserem Lande
viel zu teuer sind. Mit den jetzigen Industrie­
krediten kann niemand seinen Betrieb aus­
weiten, gar nicht davon zu reden, neue Be­
triebe zu errichten. Die Tage der ERP-Hilfe
sind vorüber. Diese ERP-Hilfe war übrigens
für Niederösterreich nie ausschlaggebend,
weil man sie uns vorenthalten hat, das wissen
Sie genau so wie ich.

Schließlich enthält der französische Plan
die Absicht, für langfristige, etwa zehn- bis
fünfzehnjährige Industriekredite, zehn Mil­
liarden französische Francs breitzustellen.
Sehen Sie, das ist eine Sprache! Zehn- bis
fünfzehnjährige Industriekredite werden von
der französischen Regierung für Investitionen
der Industrie zur Verfügung gestellt und mit
einer Garantie des Staates ausgestattet.

Deutschland! Für den Laien ist Deutsch­
land heute noch ein lebhaft pulsierendes Land,
das hohe Produktionszahlen erreicht und das
einen gigantischen Aufstieg im Export zu
verzeichnen hat. Aber die Regierung beschäf­
tigt sich schon heute mit gewissen Maß­
nahmen. Ich habe Ihnen sehon eingangs
meiner Ausführungen gesagt, daß die deutsche
Montanindustrie und die deutsche Investi-
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tionsgüterindustrie im Absinken ist. Diesen
Umstand hat dit Bonner Regierung sofort
zum Anlaß genommen, um sich mit der Frage
zu beschäftigen. In Deutschland besteht dafür
ein wissenschaftlicher Beirat am Sitz des
Wirtschaftsministeriums des Herrn Prof. Er­
liard, den Sie besser kennen als ich. 'Welche
Vorschläge hat nun dieser Beirat gemacht?
Er kommt eingangs seiner Ausführunglrn zu
folgender Feststellung: Zur Sicherung der
wirtschaftlichen Expansion muß der Wieder­
aufbau fortgeführt werden, weil er noch nicht
abgeschlossen ist. Die Lobenshaltung der Be­
völkerung liegt noch weit unter dem Niveau
der westlichen Welt. Und nun verlangt dieser
Belrat : Steigerung des Konsums; Wachstum
der Industrie; kreditäre Konsumfinanzierung ;
steuerliche Erleichterungen; Steigerung der
Investitionstätigkeit dureh Senkung des
Kapitalzinses und durch Kreditausweitung
für die Industrie und das Gewerbe; öffent­
liche Investitionen, um die konjunkturellen
IWcksehlä,ge aufzufangen; EtaÜ"ansätze mit
Sperrvermerk für öffentliche Investitionen in
allen öffentlichen Haushaitsplänen der Länder
und auch der Gemeinden, die erst für den
Fall einer Krise in Anspruch zu nehmen sind.
Das ist Deutschland!

Ich nenne noch ein Land: Amerika.
Amerika erzeugt 50 Prozent der Welt­
produktion. Die Hälfte der gesamten We1t­
produktion entfällt auf die amerikanische
Industrie, die daher einen der maßgebendsten
Faktoren in der Welt darstellt. In Amerika
ist ein star·kes Absinken der Produktion in­
folge der Einstellung des Krieges in Korea
und der damit verbundenen Reduzierung der
Rüstungskosten zu verzeichnen. Auch in
Amerika gibt es einen Beirat, der dem Präsi­
denten Eisenhower unterstellt ist. Dieser Bei­
mt, das Council oof Economy, hat für den
Fall, daß s'ich die Arbeitslosigkeit noch mehr
steigern sollte, folgende Vorschläge gemacht:
16,5 Milliarden Dollar sind sofort bereit­
zustellen. 5356 Bauprojekte darunter
Hafenanlagen und große Straßenbauten ­
sind in Angriff zu nehmen. Er schlägt weiter
vor: Ausbau der Sozialversic:herung und Aus­
bau der Arbeitslosenunterstützung. Also im
Gegensatz zum Herrn Graf will man in
Amerika die Soz.ialversicherung und die
Arbeits·losenversicherung verbreitern, damit
der Konsum gehoben wird. Weitere Vor­
schläg-e des Beirates in Amerika: Senkung
der Zinssätze trotz der niedrigen z.weieinhalb­
urozentigen Bankrate; eine Steuer- und
Budgetpolitik, die sich den wirtschaftlichen
Notwendigkeiten jeweils anpaßt. also eine
flexible Budgetpolitik ; Bundeskredite an alle
Einzelstaaten, Städte und Gemeinden für In-

vestition3zwecke. Haben wir so etwas bei uns?
Gibt es etwas Ähnliches bei uns? Welche
Mühe kostet es doch, von der Bundesregie­
rung für das Land Niederösterreich einige
lumpige Millionen zu erreichen! Das bedeutet
monatelangen Kampf und langwierige Aus­
einandersetzungen. Weitere Vorschläge des
amerikani:::chen Beirates: Erhöhung der
Stundenlöhne um 75 Cents. In Amerika be­
steht also nicht die Angst vor der Besteue­
rung, die der Herr Kollege Hainisch hier aus­
gesprochen hat. (Abg. Ernecker : Die Ameri.­
kaner haben mehr Geld als wir, s·ie haben uns
Geld geschenkt!) Ja, so denken die Leute in
Schwechat! ('Heiterkeit!) Das hat mit Geld
gar nichts zu tun, das ist eine rein wirtschaft­
liche Frage. Ich kann leider "SchwechaHen"
nicht einen Vortrag halten. (Abg. Ernecker :
Warum Amerika mit .österreich vergleichen?
Das unfreie österreich vergleicht er mit
Amerika!) Weiter wird vorgeschlagen, daß
Amerika eine aktive Konjunkturpolitik zu
machen hat.

Was geschieht gegenüber dem allen aber
bei uns, meine Damen und Herren? Bei uns
werden wir Sozialisten beschimpft, Sie be­
mühen sich nachzuweisen, daß aHes, was wir
Sozialisten tun und fordern, nichts anderes
als Demagogie sei. Aber darüber werden
andere zu entscheiden haben, ob das, was wir
fordern, wahrhaftig Demagogie ist. Sie (zur
Seite der öVP gewendet) haben sich die
Sache besonders leicht gemacht. Der Herr
Landeshauptmann hat ganz einfach das ver­
lesen, was ihm die Fachreferenten auf­
gE'schrieben haben. Ich will hier den Tech­
nikern nicht nahetreten, denn die Techniker
wissen selbst, daß das, was der Herr Landes­
hauptmann hier verlesen hat, nicht das ist,
was wir in Niederösterreich brauchen, näm­
lich ein klares, scharf umrissenes Programm,
das sofort in Angriff genommen werden muß,
vor allem in den Gebieten, wo die Not am
größten ist. Nur ein einziges Programm
haben Sie erstellt, und das ioSt auf vier oder
fünf Jahre aufgeteilt, es ist das Programm
für die Flußregulierungen von der Schmida
angefangen usw., wie halt die einzelnen
Flüsse heißen. Sie haben gesagt, wir hätten
keine Anträge gestellt und unsere Aufforde­
rungsanträge, die wir im Ausschuß unter­
mauert haben, seien nach Ihrer Ansicht durch
die Erklärung des Herrn Landeshauptmannes
gegenstandslos geworden.

Ich habe Ihnen schotn gesagt, was wir von
der Erklärung deoS Herrn Landeshauptmannes,
wie er sie hier abgegeben hat, halten können.
Jede Arbeitslosigkeit ist für den Betroffenen
ein Unglück, aber darüber hinaus auch für die
ganze Nation, meine Herren! Wie die Über-
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schwemmungskatastrophe ein großes Unglück
für Niederösterreich war, ist es auch die
Arbeitslosigkeit. (Abg. Zach: Wer hat das
bestritten?) Und so wie wir Sozialisten bei
der Hochwasserkatastrophe dafür eingetreten
sind, daß für die Geschädigten praktisch
etwas geschieht, so haben wir zumindest auch
das Recht, von Ihnen zu fordern, daß in der
Frage der Arbeitslosigkeit etwas Positives,
Sichtbares, Erreichbares geschieht. Durch
jede Einstellung eines Arbeitslosen erhöhe
ich den Konsum, unterstütze ich die KOTIsum­
industrie, jeder Arbeitslose aber, der auf der
Straße bleibt, erzeugt einen zweiten Arbeits­
losen. Jeder Arbeitslose, den ich unterbrilfge,
gibt wieder einem anderen Beschäftigung.
Das ist das große Rätsel, und deshalb fordern
wir, daß in der Frage der Arbeitslosigkeit
eine fühlbare Entlastung erfolgt. Wir fordern,
daß auch das Land Niederösterreich zur
Linderung dieser großen Not seinen Beitrag
leistet, nicht mehr und nicht weniger. Und
das ist es, was uns bewogen hat, die Dinge
hier immer wieder zur Sprache zu bringen.
Wir kämpfen für die Aufrechterhaltung des
Produktionsvolumens in unserem Lande. Das
ist aber nur durch erhöhte Investitionen der
öffentlichen Hand zu erreichen. Damit meinen
wir den Bund, das Land, aber auch die Gemein­
den. Ich selbst habe die Bürgermeister der
Gemeinden auf,gefordert, Mittel zur Behebung
der Arbeitslosigkeit bereitzustellen. Die Ab­
geordneten in diesem Saale, die Bürger­
meister sind, die werden Ihnen das bestätigen.
Wir treten a,lso nicht nur an den Bund heran,
sondern wir kommen auch zu den Gemeinden
und natürlich auch zu Ihren Gemeinden. Die
Gemeinden haben hier eine ungeheure Ver­
pflichtung zu erfüllen, denn sie haben an dem
Elend selbst mitzutragen und daher auch mit­
zuhelfen, daß das Elend beseitigt werden
kann.

Wir fordern weiter Förderung des Exports,
Ausweitung des Konsums und Erhöhung der
Löhne. Wir sind eine Partei, die für die Voll­
beschäftigung ist. Wir haben die Forderung
nach Vollbes.chäftiguug in unser Programm
hineingenommen, wir haben daher die Ver­
pflichtung, dafür einzutreten. Wie wir die
Vollbeschäftigung durchführen woUen, das
haben wir in unserem Wirtschaftsprogramm
veröffentlicht, und zwar durch Au'sbau der
Wasserkräfte, volle Elektrifizierung der
Bundesbahnen, Hebung der Landwirtschaft,
Schaffung neuer gewerblicher und indu­
strieller Produktionsstätten ! Dieses Pro­
gramm haben wir im Sommer 1953 veröffent­
licht. Ihre Antwort darauf war: Was die
SPÖ da fordert, führt schnurgerade zur In­
flation! Wir brauchen uns darüber nicht

näher auseinanderzusetzeu, denn ich wÜr'de es
für verlorene Mühe halten. Ich sage Ihnen
nur, daß wir Sozialisten die größten Gegner
der Inflation sind, denn jede Inflation be­
lastet den Arbeiter und Angestellten auf das
schwerste. Wer Waren oder sonst etwas zu
verkaufen hat, braucht keine Inflation zu be­
fürchten, wer aber nur seine Arbeitskraft
- ob manuelle oder gei,stige - zu verkaufen
hat, hat die schwerste Bürde bei einer In­
flation zu tragen. Das wiss,en wir, daher ist
der Vorwurf, daß wir eine inflationistische
Wirtschaftspolitik betreiben, nicht am Platze,
er ist fehl am Platze, und keiln Mensch wird
Ihnen glauben.

Die Frage der Arbeitsbeschaffung ist in
unseren Augen keine poiitische Frage. Wir
haben für alle arbeitschaffenden Maßnahmen
hier in diesem Hause und in den Ausschüssen
gestimmt. Wir werden für alle wirtschafts­
fördernde Maßnahmen, die Sie hier auf die
Tagesordnung setzen, stimmen, aber nur
dann, wenn sie echt und nicht mit politischen
Forderungen Ihrerseits verbunden sind, denn
mit der Not der Arbeitslosen kann maID keine
Politik treiben. (Abg. Endl: Der Herr Landes­
hauptmann hat keine unechten Maßnahmen
gesetzt!) Das lehnen wir ab, das müssen Sie
zur Kenntnis nehmen. Die ÖVP glaubt, aus
den wirtschaftlichen Notwendigkeiten eine
Machtfrage machen zu können. (Abg. Endl:
Liegt und ganz ferne!) Gerade Sie, Herr Vize­
präsident, haben gesagt: Wir von der ÖVP
sind die Mehrheit, wir lassen uns nichts mehr
dreinreden! (Abg. Endl: Das ist eine Lüge,
ich habe gesagt, wir lassen uns nicht an die
Wand drücken!) Das ist Machtpolitik, die
hier zutage tritt. Machen Sie sie weiter,
meine Herren, aber verges'sen Sie nicht, daß
der Staat und seine Wirtschaft mit dem
sozialen Frieden steht und fällt. Wer den
sozialen Frieden in diesem Staat stört, der
ist ein Totengräber dieses Staates! (Lebhafter
Beifall bei der SPÖ. - Rufe: Sehr richtig!)
Das sage ich Ihnen! (Abg. Stangler: Soll d(LS
eine Feststellung oder eine Drohung sein!) In
Ihren Reihen sind gewisse Elemente, denen
der soziale Friede nicht paßt. Gehen Sie
diesen Weg, wenn Sie glauben, ohne Arbeiter
oder gegen die Arbeiter jemals in diesem
Staat regieren zu können. Dieser Weg führt
aber dann zu einer ähnlichen Katastrophe wie
im J ahr8 1934. Damals haben Sie mit ähn­
lichen Methoden begonnen, Ulnd der Staat ist
untergegangen. Nur durch einen Zufall der
Weltgeschichte ist er wieder erstanden. Wenn
er aber jetzt wieder durch eine PoliUk, die
ich für wahnsinnig halte, zugrunde g,eht, dann
steht er nicht mehr auf, dann ist eis endgültig
vorbei. In der Welt haben sich gewaltige Ver-
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änderungen vollzogen. Damals im Jahre 1934
hat der Weg in Berlin geendet. Wenn Sie
heute denselben Weg gehen, dann endet er in
Moskau, weil· Berlin nicht mehr ist. Das
nehmen Sie zur Kenntnis. Wenn Sie glauben,
Machtpolitik treiben zu können, dann kann
ich Sie daran nicht hindern, aber ich ka'nn
Ihnen eines sagen: Es gibt nur ein e n politi­
schen Kurs: entweder den politischen Kurs
des Ballhausplatzes oder den politischen Kurs
des Minoritenplatzes ! Beide nebeneinander
kann es nicht geben. Nehmen Sie das zur
Kenntnis! (Abg. Zach: Sehr interessant!)
Sie werden aber wahrscheinlich erst zu spät
daraufkommen, wie richtig das ist, was ich
gesagt habe. (Abg. End!: HoffenUich nicht
der Kurs der Wienzeile!)

Die Forderungen, die wir aufgestellt haben,
si~nd gerecht und billig. Wir fordern nichts
Unmögliches, das können Sie uns wirklich
nicht vorwerfen, wenn wir die Interessen der
Arbeiter und Angestellten in diesem Land"
vertreten, die in ihrer übergroßen Za.hl unsere
Wähler si'nd. Wir haben auf unsere Fahne die
Forderung nach Vollbeschäftigung geschrie­
ben, wir werden sie auch aufrechthalten (Ab­
geordneter Endl: Das haben auch wir au,f
unsere Fahne geschrieben!) und für die Ver­
wirklichung dieser Forderung kämpfen.
Wen~n Sie heute unseren Antrag als gegen­

standslos ablehnen, sehr verehrte Anwesende,
dann ist damit der Gegenstand nicht von der
Tagesordnung gestrichen. Er ist deshalb
nicht gestrichen, weil wir nicht schweigen
werden, weil wir nicht schweigen können.
Nehmen Sie zur Kenntnis: nicht scl1weigen
können! Wir haben die Interessen unserer:
Wähler zu vertreten, und unsere Wähler
haben ein Interesse a'n der wirtschaftlichen
Entwicklung.

Ich muß Ihnen aber noch etwas sagen. Seit
dem Jahre 1945 bis zum Jahre 1953 waren es
die Arbeiter und die Angestellten, die den
Wiederaufbau der Wirtschaft dieses Staates
ermöglicht haben. (Ruf bei der ÖVP: Die
Bauern nicht?) Obwohl es schon gesagt
wurde, unterstreiche ich das noch einmal.
Glaubern Sie aber ja nicht, daß man deshalb,
weil es dem Staat jetzt vielleicht etwas
bes,ser geht, Menschen um ihre Errungen­
schaften, um die sozialen Früchte ihrer
Leistung bringen kann! (Abg. Ernecker :
Wer? Wer? -- Abg. EndZ: Wer will das? Das
ist doch eine Verdrehung! Wer hat denn mit­
gestimmt tür die Sozialgesetze im Parla­
ment?) Der Präsident Eisenho-wer hat am
3. Februar anläßlich einer Pressekonferenz
über die Wirtschaftslage in Amerika folgen­
den Satz gesagt - er gilt auch für unser
Land, er gilt auch für Österreich: "Wir

dürfen nicht außer acht lassen, daß die
Blüte der Vereinigten Staaten auf dem Ge­
deihen der breiten Arbeitermassen beruht."
Sie haben gehört: "auf dem Gedeihen der
Arbeiter beruht"! Das ist auch bei uns der
Fall! Die 350.000 Arbeitslosen - zusätzlich
ihrer Angehörigen - sind ein Warnungs­
zeichen für alle. (Abg. Endl: Sagen Sie, Herr
Landesrat Stika, sind wir Kapitali,sten oder
;ind wir auch Arbeiter?) Ich kann mich
darauf nicht einlassen (Abg. Endl: Na also!J,
aber wie die Arbeiterinteressen vertreten
werden, das spielt eine große Rolle (Abg. Er­
necker: Trau dich! Heraus damit!), und die
Vertretung dieser Inter;es-sen spielt in der
öVP nicht die erste Rolle. (Abg. Endl:
lVarum? Weil wir uns trauen, die Wahrheit
zu sagen?) Sie ziehen an einem Stmng mit
der KP. (Abg. Endl: Mit der KP haben um
nichts Z1b tun!)

Wir werden also hier unsere Pflicht er­
füllen. (Abg. Endl: Wir auch!), aber auch die
Interess.en der Arbeiterschaft wahren, die wir
zu vertrete'TI haben. (Beifall bei der SPö. -­
Zwischenrufe bei der ÖVP.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. Feh I' i n ger.

Abg. FEHRINGER : Sehr geehrte Mit­
glieder des niederösterreichischen Landtages!
Der Herr Landesrat Stika hat uns - ich
möchte sagen - einen sehr interessanten
Vortrag gehalten. Die Haltung, die er ein­
genommen hat, war sehr amerikanisch. Er
sprach über die Zusammenhänge der Welt­
wirtschaft und ihre Auswirkungen auf Öster­
reich. Ich möchte Sie aber nicht fragen, was
Sie gesagt hätten, wenn der Herr Landes­
hauptmann Steinböck unsere Anfrage von
diCi:oem Gesichtspunkt aus beantwortet hätte.

In Ihrem Minderheitsbericht steht ein
lapidarer Satz: "Entscheidend ist, daß es in
Niederösterreich nahezu 60.000 Arbeitslose
gibt." Ich weiß aber nicht, wie ein Landes-

. regierungsmitglied bei der Debatte in diesem
Hause über den Arbeitsmarkt in Österreich
zu solchen Ausführungen gelangen kann.
(Landeshauptmannstellvertreter Papp: Das
verstehen Sie wirklich nicht!) Herr Landes­
hauptmannstellvertreter, das wird auch die
niederöste,rreichische Bevölkerung nicht ver­
stehen.

Es wurde heute zum x-ten Male von Zahlen
gesprochen und sogar dem Herrn Landes­
hauptmann vorgeworfen, daß er in seinem
Bericht ein Spiel mit Zahlen getrieben ha:be.
( Landeshauptmannstellvertreter Papp: Das
glaube ich!) Die Sache geht so weit, daß
nicht nur Zahlen verdreht werden - zum

i
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Beispiel 56.000 auf 65.000, aber das kann ja
passieren ~, sondern es wird sogar vom
Herrn Abg. Staffa behauptet, der Herr
Landeshauptmann hätte gesHgt, die Arbeits­
losigkeit sei nicht so arg im Niederösterreich.
Meine sehr geschätzten Herren, wenn Sie so
zu ernsten Ausführungen Stellung nehmen,
dann wird es nicht möglich sein, diesl2s Pro­
blem in Zusammenarbeit irgendwie gedeihlich
zu behandeln.

Ich möchte überhaupt einmal feststellen,
daß es keine Partei gibt, die nicht die Voll­
beschäftigung auf ihre Fahne geschrieben
hätte. (Zustimmung bei der ÖVP.) Die
Arbeitsmarktlage bewegt sich gleichsam zwi­
schen zwei Grenzsteinen. Den einen möchte
ich die Vollbeschäftigung nennen und den
anderen die Arbeitslos,igkeit. Da ergibt sich
nun schon aus diesen beiden Grenzen die Mög­
lichkeit, die Arbeitslosigkeit so zu kenn­
zeichnen, daß ich die Zahl der vorgemerkten
Arbeitsuchenden und die Zahl der Beschäf­
tigten heranziehe. Solange Sie sich nicht be­
mühen, bei der Beurteilung der Saehlage dieSle
beiden Zahlen in ein Verhältnis zu bringen,
werden Sie immer die Absicht --- wenn auch
nieht offen - zur Schau tragen, daß Sie den
Leuten etwas vorspiegeln. Wichtig ist, daß
die Verhältniszahl von die3en beiden Ex­
ponenten richtig errechnet ulld damit die
Lage: gekennzeichnet wird.

Wenn wir gegenüber Dezember 1952 um
42.000 mehr Beschäftigte hatten und um 50GO
weniger Arbeitslose, dann werden Sie zu­
geben, daß ich nicht das richüge Bild Erhalte,
wenn ich nur immer die Arbeitslosenziffern
miteinander vergleiche. Ich möchte daher an­
regen, daß mit Indexziffern die Sachlage
richtig gekennzeichnet wird.

Etwas, was auf Ihrer Seite immer einen
Widerspruch auslöst, ist die Betrachtung über
echte und unechte Arbeitslosigkeit. Es ist
selbstverständlich, daß jeder, der arbeiten
will, der Arbeit sucht und geneigt ist, unter
allen Umständen Arbeit anzunehmen, ein
echter Arbeitsloser ist. Ich möchte Ihnen nur
ein Beispiel anführen. Ein Walzenführer bei
einer Baufirma wird arbeitslos, weil die Bau­
tätigkeit eingestellt ist. Und nun hätte er die
Möglichkeit, in einer Kistentischlerei unter­
zukommen und Arbeit zu bekommen. Die Ent­
lohnung ist nach dem Kollektivvertrag der
Kistentischler geringer als die Arbeitslosen­
unterstützung, die der Mann auf Grund seiner
Einzahlungen als Walzenführer hat. Dieser
arbeitslose Walzenführer Hagt nun: Ich gehe
doch dort,hin nicht arbeiten, damit ich weniger
verdiene, als ich Unterstützung erhalte. Ich
muß Sie nun fragen: Ist das ein echter oder
l1nechtel' Arbeitsloser?

Ich möchte selbst Ihre Stellungnahme zu
diesem Problem beleuchten. Oft wurde dar­
über schon gesprochen, daß im Jahre 1937
die Arbeitslosenunterstützung eine Fürsorge­
maßnahme war, daß sie aber derzeit einen
Versicheru~ngsanspruchdarstellt und daß da­
her ein größerer Personenkreis bei den
Arbeitsämtern vorgemerkt ist. Ich möchte
Ihnen nun dazu nicht meine oder unsere
Überlegungen vorsetzen, sondern Ihnen nur
sagen, was im Orga'n der So'zialisüschen Par­
tei in der Steiermark, in der "Neuen Zeit",
vom 9. Mai 1953 im Leitartikel zu lesen war.
Da stand nämlich (liest): "Wir wissen, daß
im vergangenen Winter die Bauarbeiter den
Löwenanteil der Arbeit1slosigkeit bestritten
haben. Wenn man beispielsweise einige Bau­
unternehmü'ngen des obersteirischen Indu­
striegebietes herausnimmt, so wird man bald
feststpllen können, daß die Arbeiter, die nicht
zum Stammkader gehören, fast auslschließlich
aus dem Burgenland oder aus den südöst­
lichen Teilen der Steiermark, also aus fast
rein landwirtschaftlich bestimmten Gebieten
kommen. Nach Beendigung der Bausaison
kehren diese Menschen wieder in ihre
Heimatorte zurück und melden sich ord­
nungsmäßig bei ihren zuständigen Arbeits­
ümtern als arbeitslos an." Dann schreibt der
Artikel noch über die vielen Motorräder, die
bei den Arbeitsämtem stehen und daß es
diesen unechten Arbeitslosen nicht allzu
schlecht geht. Dann heißt es in dem Artikel
wörtlich weiter (liest): "Das muß einmal
offen ausgesprochen werden, wenn man das
Elend der echten Arbeitslosen, also jener, die
wirklich einzig und allel'll von ihrer Unter­
stützung mit ihrer ganzen Familie leben
müssen, kennengelernt hat." Also selbst ein
Presseorgan Ihrer Partei stellt fest, daß eH
eine echte und eine unechte Arbeitslosigkeit
gibt. Ich finde es also wirkHch als dem­
agogisch, wenn unsere Hinweise, daß die Zahl
der unechten Arbeitslos'en die Zahl der echten
Arbeitslosen erhöht, von Ihrer Seite mit sol­
chen Argumenten abgetan werden, wie es
Ihre Redner getan haben.

Ich möchte mir aber noch erlauben, auf
folgende Stelle in Ihrem Minderheitsbericht
hinzuweisen. Da heißt es auf der ersten Seite
im dritten Absatz (liest): "Obwohl nach dem
Stand der Witterung kein Anlaß für die Ein­
stellung oder Einschränkung der Bautätig­
keit gegeben war, nahm in der Folge die Zahl
der Arbeitslosen ständig zu." Ich möchte Sie
einladen, sich einmal den Westbahnhof anzu­
schauen. Sie sehen dort die ganz neuen,
modernen, schön gesehwungenen Dächer über
den Bahnsteigen, sie sind teilwei,se gestützt,
der Mörtel ist herabgebröckeIt, an einer Stelle
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ist das ga:nze Dach eingestürzt und die Rip­
pen der Eilsenkonstruktion ragen in die Luft.
Ich kann mich erinnern, daß im Dezember an
diesen Dächern noch gebaut wurde, man hat
Planen darübergehängt und sogar Koks.öfen
aufgestellt. Ich habe mich über die große An­
zahl dieser Öfen gewundert, die dort ständig
gebrannt haben, um ein Gefrieren des neu­
angeworfenen Mörtels zu verhindern. Heute
fällt aber dieser Mörtel teilweise herunter.
Welcher private Bauherr oder welche öffent­
liche Hand könnte es sich erlauben, so lange
zu bauen, bis der Mörtel nicht mehr trocknen
kann, weil eben die Kälte eintritt, und daher
die ganze Arbeit umsonst ist? Wir können
aber feststellen, daß wir im Herbst wirklich
eine sehr günstige Witterung gehabt haben
und es daher möglich war, die Bautätigkeit
lange durchzuführen.

Sie ,schreiben dann in Ihrem Minderheits­
bericht weiter (liest): "Unter diesen Um­
ständen mußte es jedermann, VOr allem aber
den verantwortlichen Stellen des Landes klar
sein, daß bei Eintritt winterlicher Bedingun­
gen die Arbeitslosigkeit sprunghaft ansteigen
werde." Ich muß zu diesem Satz wirklich nur
ja sagen. Das war uns auch klar und es hat
niemand irgend etwas anderes gedacht. Ich
muß mich aber darüber wundern, daß es Ihre
Partei fertiggebracht hat, mit Ende Jänner,
und zwar am 22. Jänner 1954, Delegationen,
bestehend aus Vertretern der Gewerkschaft
der Bauarbeiter und der Arheiterkammer, zu
den Bezirkshauptleuten zu schicken und zu
fordern, daß ein Sofortprogramm ZUr Über­
brückung des Notstandes gemacht werden
muß. Meine 'sehr geehrten Herrschaften, das
ist Demagogie! Erkennen, daß die Arbeits­
losigkeit entsprechend den Witterungsverhält­
nissen sprunghaft in die Höhe gehen wird und
zur selben Zeit Delegationen mit solchen
Forderungen schicken, das ist Demagogie, da
kanrn ich mir nicht helfen.

Ich muß Sie aber noch auf folgendes auf­
merksam machen. Mir steht hier ein Bericht
für das Jahr 1953 des Landesarbeitsamtes
Niederösterreich zur Verfügung, und aus
diesem Bericht geht klipp und klar hervor:
Schlechter Start im Frühjahr 1953! Sie
schreiben aber in Ihrem Minderheitsbericht
(liest): "Als Beweis diene das Vorjahr,
dessen Arbeitslosenstand, obwohl niedriger
als heuer, nur durch die Erstellung eines
Frühjahrsarbeitsprogramms eingeschränkt
werden konnte." Der Bericht des Landes­
arbeitsamtes sagt beinahe das Gegenteil. Es
entbehrt daher auch diese Stelle in Ihrem
Minderheitsbericht jeder Wahrheit.

Sie haben am 15. Oktober 1953 einen An­
trag auf Erstellung eines Arbeitsprogramms

eingebracht, obwohl nicht nur im allgemeinen,
sondern auch bei den einzelnen Sparten der
Beschäftigten, so in der Metallindustrie, in
den holzverarbeitenden Betrieben, ja sogar in
der Textilwirtschaft, die Monate November
und Dezember 1953 als diejenige heraus­
gestellt werden, in welchen die Beschäftigten­
lage besser war als in den gleichen Monaten
des Vorjahres. Gerade zu dieser Zeit aber
fühlen Sie sich berufen, eine ständig wach­
sende Arbeitslosigkeit festzustellen und dem­
eintsprechende Anträge vorzubringen! Seien
Sie mir nicht ungehalten, wenn ich mich aus
diesen beiden Feststellungen allein des Ein­
druckes nicht erwehren kann, daß Sie einen
bestimmten Z,weck mit Ihren Hinweisen auf
die ständig wachsende Arbeitslosigkeit in
diesem Lande verfolgen. Es ist sicherlich
für Sie ein Erfolg gewesen, daß zugleich mit
diesen Ihren Hinweisen diese Kältewelle ge­
kommen ist, aber gerade jetzt mit ihrem Ab­
klingen wird sich etwas anderes erweisen.

Herr Landesrat Stika hat da.von gespro­
chen, daß das Geld in den Tischladen ge­
hortet wird und es in der Wirtschaft fehlt.
Ich bin mit ihm vollkommen einer Meinung.
(LandeshauptmannstelZvertreter Papp: Hat
er nicht gesagt! - Landesrat SUka: Gehortet
wurde!) Herr Landesrat Stika, darf ich an­
nehmen, daß diese Hortung in der heutigen
Zeit für die Wirtschaft genau so schädlich
ist? Dürfte ich Sie bitten, Herr Landesrat
Stika, mit Ihrem Einfluß im Gewerkschafts­
bund dahingehend tätig zu wirken, daß die
Gelder, welche der Gewerk'schaftsbund hat, in
der gleichen Form, wie es das Land oder ein­
zelne Gemeinden in Niederösterreich machen,
als Wohnbauförderungsbeitrag ausgeschüttet
werden, zumindest zu einem Teil? Wir wissen
ganz genau, wieviel Gelder dort gehortet wer­
den. (Landeshauptmannstellvertreter Papp:
Vielleicht geht sogar unser Finanzreferent
zur Arbeiterbank, um für das Land Kredit zu,
bekommen! -- Abg. Hainisch: Wird er dort
etwas kriegen, Herr Landeshauptmannstell­
jJertreter? - Landeshauptmannstellvertreter
Papp: Er hat schon gekriegt! - Abg. Er­
necker: Wir zahlen jaaueh ein, das sind
umsere Kreuzer! - Landeshauptmannstell­
vertreter Papp: Bist du gewerkschaftlich
organisiert? Abg. Ernecker : Dreißig
Jahre!)

Ich möchte mir dann noch erlauben, auf
folgendes hinzuweisen. Vielleicht können Sie
sich, Herr Landeshauptmannstellvertreter
Popp, erinnern, daß einmal in der Landes­
regierung VOn einem Sonderbauprogramm im
Wasserbau die Rede war. Gleich in einer der
darauffolgenden Landtagssitzungen hat dann
Herr Präsident Wondrak alle jene Fluß-

T
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einem ei11'einhalbfachen oder' mehrfachen -KQJ;!."
sumenten. ,

Ihl- , Forderungsprogramm' enth~lt , bl,lcb."
stäblich alles, es ist gleichsam als d~, ~q-r4l;j·
rungsprogramm der' "Foroerungen "zU k:~i!.
zeichnen. Wenn darum aij.chvotn.~wi~n
Frieden gesprochen wur,de, &.rm ,Jnu.~, 'icp,
sagen, daß, llu'e R.entenlüge nicht ~~' ~..
trägt, den sozialen Frieden zu förde.m.D1ir®. "
diese Lüge werden die Gemüter ni<lht:n.ur er,­
rotzt, sondern sie geraten diariiber,hi.llaW;: J~
Aufregung. Sie'Werden sich des Erfol~,4~Jl '
Sie auf Grund der Rentenlüge'g:ehilJbtbfl;~,
nicht lange erfreuen" denn Lügen4a~1l,"lilw~,
Beine. Wir vonßeröVI' gehen m,ät':.Q~'"
mus den kommenden Land~a.hle~ßJ;!.~~... ". .' "".' .

gegen. . ' " , , ,
~kbezeichn~n siclt immer als eihe"'l?~~,

des. FortschrittlS. Möge doch. aucheiI).m,aJ'-m
Ihrer Gesim1Ul1g dieserFo~hritt~u'v~~.
~eichn€fll sein:! lch g];aube, daß esdB.nnm;ö~.
lieh sein wird, rnitIhnenOOs Pr()bl~1. @Jl'
Arbeitslosdgkeit .' oder jtieA.rbeitsmarktl~~
überhallpt 'saehlichzu diskutieren un.d, .~t
Ihnen zu En:t:Sch1üssen :m k~;diie a1ieJ!;
wir ,unterstreichenkönn,e:il. ,(L"'rtiieS'ha""pf~
marvnstellvertreter Popp: Sie haben jii,'U'llser!i1
Anträge im Ausschuß abgßlehnt! Das'l1B>n.$'~

Sie sa:chliche DiskussiOn!) . " ,
Ich kaIin zu Ihren. Forderungen nur Sagen,

daß unsere.Resolutio~Iiträge,die d~r,Ab~

geordnete:- Zach, " eingebracl1t. hat, kQnkt'ete
Dingeeti,thaiten. "Wenn, auch ,Sie, mitso.lchen
konkretefllDingen kommen,kOmitenWit m(t
Ihnen darü'l:leTreden. (Landesh;J,uptmilJn.,rtoStell­
ve,rtreter' Papp: Lizi,tationNumm,er'dreiH
Herr LaJldeshauptmannstellvertreter, •icll.,bin."
-da:von übe.rzeugt,d:aßw-ir in zWei, drei· Mona­
ten ohne weiteres über die4uswirkun.gendie­
ser Resolutionsanträge reden, :werden können.
(Landeshaupt:mannStellvertr6ter Popp:" ,Wir
werden, sogar !ur Ihre Resolutionsanträge
stimmen! lch'bin rIIUr neugierig;6b$ie aUch '"
tür unsere ..,4.nträge stirwmen Werden. "'- Ab7

geordneter Zach: Die müssen wirunszue:"st'
a'l1schauen! - Landf38hauptmannste~Zvertreter

Popp: Sie haben die Anträge ,nu~ eingebracht,
weil Sie durch unsere Anträge dazu ~zwUn.-

gen waren!) ,
Vollbeschäftigung ~d Arbeitslosigkeit

sind die ',Gre'll:ZSteine. Wenn _Sie glauben,
den ,Grenzstein der Arbeitslosiglreät "so' ver~
setzen zu müssen, daß die ' .A.rbei'tsJnarkt­
verhältniSse in Niederösterreich als 'außer­
ordentlich s,chlecht dargestelltwerden könIiea,
oder wenn Sie glauhen" ihn so zu versetzen, ,
daß der Eindruck entstehen soll, die Haus.
herren: in diesem Lande tunlllichtsgege'n die
ArbeitslQSigkeit, dann haben Sie sich schwer­
stens geirrt. Wir weroen, so wie hei 'allen

r~lierUngsbauten·, (La'tjdeshau'Ptmarmstell­
vertreter Popp': Von de~n ihr nur geredet
habt· für die wir ' aber einen Antrag ein~,. .. .
gebracht haben), von denen in diesem Pro­
gramm die Rede war, in einem ,,Antrag ge­
nannt und diesen hier "eiIllgebracht., Diesen
Antrag'· haben wir abgelehnt. Sie werden: zu­
gebetn, daß das eine Demagogie 'ist, wenn man
auf der anderen: Seite (Landeshauptmann~

stellverlreterPopp: Vom Augusl an habt ihr
das Programm, entwickelt, und· heute sind.
noch nicht einmal die Projekte fertig, rlJicht
eiritinalheute! --- Abg. Flrrdl: Die-sind schon.
längst fertig! ......-' La'fIitßsrat Stika: An der
SchmiM. hat noch keinMB7t8Ch jema,nd, ar~
beitengesehen!)hinhorc~.tund das, was man
hört, dann an einexp. Antrag faßt und ihn ein­
bringt. ':Ell:;', ist im WaJ;lSet.bau 'nicht' rri..öglich,

'bei 'diesen VVftteJ;UngsverhWtndssenArbeiten
an den Flußläufen durchzuführen., Sie werden
scoon sehen, was' gescliJi.eh.t,Sie werden all­
genehm enttäuscht sci.n; und; ich hoffe, daß
Sie, H'err'Landesrat Stika, sich auchwil"klich
ein:lnal-freuen werden können.

Sie haibenübrigens einen Satz ausgesIP!'<?­
chen, der mir sehr gut gefällt. Sies,a.gten :
Wir. leb€n 'von den, ":mrru:ngenschaften des
Jahrr€s1953. Diesen Satz möchte ich wir'klich
hUD!dertprooentigunterstreichen. (Abg. Zach:
Es ist eingetreten, was prophezfJit wurde!)
Dennin dJiesem Jahrte wurde alleß erfüllt; was
wir. versprochen haben. Unsere Versprechun­
geilsind tatsachlicheingetreten, nur Ihr~
Prophezeiungen nicht, die Sie vor den Wahlen
im lahre 1953 ausg~prochen haben. Selbst
die RentelD:lüge war emeS9lche Prophezeiung, ,
d,ie nicl,1.t eingetreten ist. Das können ,Sie
heute nicht ·riiehr~reit€lll. (ZuStim,mu,ng
bei 'dir, öyP. - Heiterkeit bei den Sozia­
listen.),

Herr, Landesrat Stika, Si~ haben gesagt,
der Sparer sei. ein halberK<l!llsum:ent. Das ist
aber .~J:1:r ,zeitbeQingt, nämlich'solang'e er
spart. Wenn. er dann aber seine Ersparnisse
ausgibt, datLn ist' er' vielleicht ein ehieinh'alb~

facher ~Konsument.•~,DaS ist ja lei:zt;en Endes
auch der Zweck. d4s Spare'%1S, daß ich niCht
spare, um immer darben zu mÜSlS'en, sondern
um später größere Ausgaben machen zu kön­
nen:lch kann dann das GeLd ausgeben un.d
dadurch- erreichen, daß es mir eine zeitlang
besser geht. (Landesrat Stika: Da haben Sie
?nich falsch verstanden! Ich- habe ge.'tagt: Die
Spargelder, die,' totliegen, die müssen wir
mobilisieren. Das ist bis heute nicht ge­
Zungen!) Sie haben gesagt': Der Sparer ist
eill,halber Konsument. Ich möchte also
wiederholen: Der Sparer ist nur zeitweise ein
haLber KonsuIne'Ilt; er Wtird aber dann zu
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anderen Gelegenheiten, als gute österreichi­
sehe Arbeiter miser'e Pflicht erfüllen (Ab­
ge(Y1'dneterErnecker: Sehr' richtig!), genau
so Wiez.B. 1950, wo nicht nur sozialistische
Arbeiter auf ihrem PostengestandeJil sind,son­
dern, Gott Sei Dank, auch die "Reaktionäre",
wie sie der Herr Landesrat StIka bezeichnet
hat. Es Ist· nicht unsere Art, jederzeit von
unserem Einsatz für umier Vatedand zu spre­
chen; nichtsdestoweniger möchte ich aber mit
Stolz"~gen~·.Auch die Bauem unseres .. Be­
zirkes sinddaIrtals in der BezirksstlUit'ge­
standen und. habeh dem 'Spuk, der h'erauf­
hoeSchw6ren wurde, ein. jä.heS'IDnde bereIte~.
Anel'kenne~ Sie auch diese Leistung, genau so
\we"-wirdieLeistung Jedes Arheiters in 'der
dam!!ligen Ze~t a~rkennen!So wie wir da­
mils in NIed.€rösteI'I"eich als Grenzwachter
gestanden -sind, so werden wir auch im-der
Arbeitsbeschaffung - Hüt~r des Grenzsteines
"Vollbeschäftigui1g"sein L (Beifall bei -f1~

6VP.)

,'PRX8IDENT'SASSMANN: Herrr' Präsident
Wondrakhat das Wort;.

Abg. WONDRAK:Sehr verehr-teFrauen
undH-euen des Landtages! Es. wurde in der
Diskussionauchdarüher gesprochen, daß die
WiederJwlungder Aussprache -überttas Pro­

,blem 4er Arbeitslosigkeit in .Niederösterreich
eigentlich. nic;ht notwendig wäre. Es .wU,rde
~~~;un,.ddarauflLingewieSen;,daß in der
v~t"~.~nWochein. großen Zügen b~reits
.di~:Fr~ge vom niederösterreichisch-en
i~;~~Il.~'odiskutiert worden ist. Aqer wir
D1~nfe~l>tstellen.,-$ß das~l"gebnisder Aus­
SPrache inder yergangenen Woch~ den
~ie4,e:r;ö.:sterreichischenArbeitslosen· nichts ge"
n~tzthat, .denn d~e Arbeitslosigkeit - das
zeigen die Wocbe:i1be,richte-'der Ar.Peits­

-ämfer- ist weiter gestiegen. Es ist für uns
Sozialisten- eben eine -Selbstverständlichkeit,
daß wir, solang1e die Arbeitslosigkeit .steigt,
nicht RUhe geoonkönIlien, damit das. Land
Niederösterreich das tut, was nur. irgmd
möglich ist, ~ wenigstens eine teilweise :Be­
schränkung der ArbeIt8losJglkeitzu erre,ichen.

Immer wieder' wird das Spielgeapielt, daß
die heutige Arbeitslosigkeit keine echte sä
Es w€'rllen SOIgataUJS sozialistischen zeItungen
einige AbSehnitte -aus einem zuSaninietr-

. hängenden Arti:kel vorgelesen, UIlld man
ghi.u~t damitbeweis.en zu können, -daß auch
wir' SooiaUsten~e Auffassung haben, daß die
300.000 Menschen,die in österreich heute
ohne Besc;häfti.gamgsind, wenigstens zu
einem beträchtlichen Te:ire es nibht notwendig
haben, einen Arbeitsplatz zu suchen. Das Spiel
wird noch dadurch" immer komplizierter ge-.

macht,daß man darauf Verweist, daß die Zahl
der Beschäftigten in österreich beträchtlich
größer geworden sei und .daß schOlli aus
diesem UmstalIldheryorgehe, daßdi,e Arbeits­
losigkeit in dem Ausmaß, wi'e wir Sozialisten
es darstellen, in d,iesem Land nicht bestehe.
Rufen Sie einmal, W'e~ es möglich wäire, die
300.000 Arbeitslosen ZUSammen und gehen

Sie mit den Redeh; die heute hier von Ihrer
seite gehalten wurden, vor di-e:-ArbeitsloS€n
und erzäWIe'li. Sie ihnen diese Dinge! Dann
werden· Sie zu hören' beko,mmen, daß die
M.enschen, die. aus- <der Wirtsehaftaus­
geschaltet sind, für. al'le diese,Di,nge kein Ver-

-ständniS haibeill. - Mit ..allep.th€Q:retiscilen
Zahlen, mit alle~. _volkswirtsehaftHchen
Theorien können, Sie diesen Leut;en ni~t be­
greiflichma<:h.en, daß, es eine Wirtschafts­
ordnung gi-b-t,die es ilmen vElrweigert, wenn
sie· arbeiten woUelIljauch tatsiichlichar];reiten
.zu können. Und dasall~in ist da:s- Entschei­
dende. Es muß eben; WeIm mehr Menschen in
den .Produ,ktionsIl:r~Zeß ·clriströmell',-eine Ent­
wicklung inct,e.r WktSchaft gebe!n~ die ..~er­
mögliGht,diea.BsteigeIide . Zahl .vq-n .. MeIlJSchen
auch wirklich in ... den' Arl>ei1:&py()ze,ß einzu­
schalten. Ist die Wirtschaft dazU nicht in der
Lage, dann beweist sie, dJaßes hundert­
taus06nde Menschengebenrnuß, die jahraus,
jahrein arbeitslos sind.. KÖ!I1Ile-n wir glauben,
daß ma,n-heute d;iesen Zehn-ocMr Hundert­
tausenden von MenscheIl.- - im Durch-sc'hnitt
des verogaIlJgenenJahres waren es mehr als
180.000 - zUDlutenkann,auf lange Zeit
hillJaus ühe,rhaupt keine.Arbej;t zu ha.bell, ja
vielleicht sogar vonständ~ger Arbeitslosig­
keit bedtohtzu sein ?
Wennhi~rdJf1;rüber geredet wurde, -daß die

Bauarbeiter der oberen S.teiermark meistens
aus dem Burgenlandkomanen, die sich, wenn
sie nach Hause, gehen, bei . ihren Arbeits­
ämtern melden Und doch niehtechte Arbeits­
lo.se.seilllsollen, weil sie vleH.!lichtein:e kleine
Wirtschaft haben, eine 2merglWirtschaitbe­
treihen, von der jeder ~eiß, daß sie nicht
davQnlebenkönnen, so müssen wir auch diese
Menschen als echte Arbedtsloseanerkennen,
w'eil sie unter den ·vollstälndig geäJ1derten
Prod1l'ktioIlS'Verhältnissen 'in der Landwii"t­
schaft eben außerstaD:desind, sich mit diesem
kleInen Grund!besitzeirie EXistenz zu sichern.
Sie sind auch nicht zum Vergnügen in den
I!lldustrIeogehieten über' die Sommermonate als
Bauarbeiter .tätig, d'Bnn sie müssen dort unter
Verzicht auf die" gewohnten Wohnungs­
verhältnisse; unter Verzicht auf das Zusam­
menwohnen mit ihrer FamHie und unter dem
Umstand des· zeitraubenden Nachhause­
fah,re'll!S, entweder am Wochenende oder ein"
mal im Mon:at; arbeiten. Das sdnd also lauter
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reden, daß es jetzt so bitter kalt ist, daß es
nicht möglich ist, verschiedene Arbeiten an­
zufangen.

Nun haben wir heute in einem Antrag
einige Dinge gefordert, von denen wir über­
zeugt sind, daß sie eine Notwendigkeit sind.
Die Anträge des Herrn Abg. Zach decken sich
in einigen Fragen wieder mit dem, was wir
gefordert haben. Was fordern wir? Wir ver­
langen, daß unverzüglich die Aufträge,
welche die Land:eSlverwaltung im heurigen
Jahr vergeben kann, hinausgegeben werden,
damit die Arbeitsivorbereitungc1n getroffen
werden können. Es kommt uns daher etwas
sonderbar vor, wenn nun in einem Antrag
des Herrn Abg. Zach die Landesregierung
aufgeforde,rt wird, daß die 30 Millionen Schil­
ling für die Wohnbauförderl1ngsdarlehen
und die 13 Millionen Schilling für den
Landcsschulbaufonds sowie die zwei Mil­
lionen für den Ausbau der Spitäler sofort
bereitgestellt werden sollen. Dazu bedarf
es natürlich keiner Aufforderung, wenn
Sie es mit der Bekämpfung der Arbeitslosig­
keit crnst nehmen, und wenn Sie nicht wollen,
daß das von Ihnen, vom Kollegen Tes-ar an­
gefangen, so oft gebrauchte Wort von
Phrasendrescherei und Demagogie wie ein
Bumerang auf Sie zurückfällt. Die Finanz­
verwaltung dieses Landes braucht nur zu
sagen, daß diese Beträge zur Verfügung
stehen und daß sie verteilt werden können.
Dazu ist, wie gesagt, keine besondere Auf­
forderung nötig, sondern das können Sie, weil
Sie qas Finanzreferat in Ihrer Hand haben,
ohne viel Lärm, ohne Antrag tun. Ich hoffe
nur, daß es dem Finanzreferat möglich sein
wird, diese Beträge auch rasch einzusetzen,
weil es ja darauf ankommt, daß diese Mittel
bei Beginn der Bausaison sofort in die Wirt­
schaft hineingepumpt werden.

Wir haben in einem nächstC'u Punkt
unseres Programmes verlangt, daß aus dem
vielgenannten Flußregulierungsprogramm der
Betrag von 16 Millionen Schilling, der als
Baurate für das heurige Jahr vorgesehen ist,
sofort bereitgestellt wird. Trotz unserer
wiederholten Hinweise darauf, daß es be­
kannt ist, daß die acht Projekte dieses Fluß­
regulierungsprogrammes techniSCh erst teil­
weise so weit vorbereitet sind, um auch tat­
sächlich durchgeführt werden zu können, hat
man uns bis heute nicht das Gegenteil davon
in Form von konkreten Mitteilungen bewiesen.
Wir wissen, daß nur in einem einzigen Fall
ein. Baulos vergeben worden ist und daß die
übrigen Baulose erst teilweise in Vorbereitung
sind; ich betone teilweise, weil die Pläne noch
immer nicht fertig sind. Auf alle diese Um­
stände müssen wir hinweisen.

Erschwernisse,die kein Mensch auf sich
nimmt, wenn er nicht durch seine wirtschaft­
liche Lage genötigt ist, einer Lohnarbeit
nachzugehen. Ich bitte, das zu beachten und
doch damit aufzuhören, die Dinge so anzu­
sehen, daß von einer echten und unechten
'\rbeitslosigkeit gesprochen werden. muß. Es
vird immer einige Men:s,chen geben, die jede
30ziale oder gesellschaftliche Einrichtung zu
ihrem Vorteil auszunützen t,rachten. Dieser
Umstand berechtigt aber nicht, angesichts
eines so großen Heeres von Arbeitslosen, da­
von zu reden, daß diese Menschen einfach
nicht als arbeitslos 'anerkennt werden können.

Wir haben die Meinung vertreten, daß die
Antwort des Herrn Landeshauptmannes auf
die Anfrage, die er sich hat stellen lassen,
uns natürlich nicht genügt. Aus seinen Aus­
führungen und Zahlen haben wir nur gehört,
daß im Jahre 1953 - ich will die Zahlen nicht
wiederhole'll - soundso viele Baustellen mit
soundso vielen Beschäftigten vorhanden ge­
wesen sind, Darum haben wir aber nicht ge­
fragt, und darum fragen auch nicht die
Arbeitslosen. Die Arbeitslosen fragen viel­
mehr darum, wo sie jetzt und wo sie im Früh­
jahr 1954 arbeiten werd'en können. Sie fragen
auch nicht darum, welche Mittel bereitstehen.
Zu der nebulosen Zahl von 233 Millionen
Schilling, die als Globalsumme bekannt­
gegeben wird und mit der man nichts an­
fangen kann, muß man sagen, daß man, wenn
man das Budget noch so gewissenhaft durch­
schaut - ich habe mir diese Mühe genom­
men ---, bei weitem nicht an diesen Betrag
herankommt, der hier leichtfertig als bereit­
gestellter Betrag für Arbeitsbeschaffung an­
gegeben worden ist. Es geht darum, Hoher
Landtag, was kann und was wird geschehen,
damit wir diese Zeit der Arbeitslosigkeit ab­
kürzen kÖ'lmen. Es ist ganz unwichtig, wenn
man immer wieder davon spricht - fast jeder
Redner hat 'sich damit beschäftigt --, bei
20 Grad Kälte Arbeit zu verlangen sei eine
Leuteschinderei, sei ein asoziales Verlangen,
das man nicht stellen darf. Auch wir sind der
Meinung, daß es bestimmte Arbeiten gibt, die
während dieser Kälteperiode nicht gemacht
werden können; das ist unbestritten und das
wird auch niemand sagen. Worauf es aber an­
kommt, ist, daß Vorsorge dafür getroffen
wird, daß diese Arbeiten bereitgestellt wer­
den, damit die Menschen wenigstens in kürze­
ster Zeit die Hoff.nung haben, daß sie wieder
in den Produktionsprozeß eingeschaltet wer­
den. Ich habe schon da8 letzte Mal gesagt,
daß es viel dringender ist, dafür zu sorgen,
daß die Menschen s,chon in kürzester Zeit
sehen, daß irgend etwas gemacht wird, daß
sie also Arb€it finden werden, aIs darüber zu



412 Landtag von Niederösterreich. V. Session der V. Wahlperiode. 11. Sitzung am 11. Februar 1954.

Wir sind auch der Meinung, daß durch die
sofortige Bereitstellung von Mitteln, sei es
durch Aufnahme von Darlehen oder durch
einen Vorgriff auf die Voranschlagskred'ite
des nächsten Jahres, wir in die Lage versetzt
werden, schon heute verschiedenen Menschen
die Zusicherung geben zu können, daß in ab­
sehbarer Zeit ihr Arbeitseinsatz ermöglicht
wird. Wenn wir als Folge dessen ein Sofort­
programmzur Durchführung von öffentlichen
Arbeiten verlangen, so ist das nach unserer
Meinung eine Angelegenheit, die unbedingt
notwendig ist.

Wir sind des weiteren der Meinung, daß in
dieser besonderen Notzeit die Mittel des Vor­
anschlages allein nicht ausreichen und daß
wir daher noch andere Mittel heranziehen
müssen. Wir haben schon wiederholt oft dar­
auf hingewies.en, daß wir der Auffassung
sind, daß der Voranschlag 1954 genügend
Reserven in der Form enthält, daß die Ein­
nahmensätze nicht in dem Ausmaß angesetzt
worden sind, wie sie sich tatsächlich ergeben
werden. Diese Mittel heute schon aus den Ein­
nahmen des Landes herauszuschälen und sie
bereitzustellen, damit man mit der Planung
über die Budgetbildung hinaus beginnen kann,
ist eine Sache, die nach unserem Dafürhalten
eine Selbstverständlichkeit ist.

Wir verlangen ferner, daß aus Bundes­
mitteln ein Notstandsprogramm in unserem
Lande durchgeführt wird. Wer kann gegen
eine solche selbstverständliche Forderung
sein, wird uns doch von beiden Seiten immer
erzählt, daß das Land Niederösterreich im
Vergleich zu den übr:igen Bundesländern be­
nachteiligt worden ist? Es ist natürlich sicher,
daß sich die anderen Bundesländer nicht ohne
weiteres von dem, was sie haben, etwas weg­
nehmen lassen werden. Es wird sicherIich
einer großen Energie des Finanzreferenten
bedürfen - hinter ihm wird in diesem Fall
der ganze Landtag stehen müssen -', wenn
er glaubt, durchsetzen zu können, daß die
Vereinbarungen und Abmachungen, die in
Gesetzen über die Abgabenteilung nieder­
gelegt sind, geändert werden. Wir Sozialisten
~lauben nicht daran, und ich bin über>zeugt,
der Herr Finanzreferent weiß das genau so
wie wir, daß es durch ein einseitiges Handeln
einer Partei nicht möglich sein wird, hier im
Interesse Niederösterrdchs eine Auflocke­
rung zu erzielen. Wir verlangen also, daß
auch Bundesaufträge nach Niederösterreich
vergeben werden, damit auch auf diesem
Wege eine Befruchtung des Wirtschafts­
lebens eintritt.

Unsere Forderungen, das müssen auch die
anderen offen zugeben, enthalten konkrete
Maßnahmen, von denen anzunehmen ist, daß

durch sie die Arbeitslosigkeit in diesem Land
wesentlich gesenkt werden kann.

Es geht nicht an, daß einige Redner von
Ihrer Partei davon sprechen, die Arbeits­
losen, die werden von uns Sozialisten förm­
lich aufgestachelt, sie werden erst zur Er­
regung gebracht. Glauben Sie wirklich, daß
es möglich ist, daß sich der Hohe niederöster­
reichische Landtag bei einem Stand von
30C.OOO Arbeitslosen, wie er gegenwärtig zu
verzeichnen ist, als berufene Vertretung des
niederösterreichischen Volkes mit de>r
Arbeitslosenfrage überhaupt nicht befaßt?
Wenn das der Fall wäre., so müßten Sie in
die ReIhen der Arbeitslosen hinausho>rchen,
was diese sagen würden. Sie würden sagen:
"Die sitzen im Landtag zusammen und nicht
einen Ton reden sie über uns! Sie kümmern
sich nicht um uns! Sie rühren keinen Finger,
um die Not der Arbeitslosen irgendwie be­
seitigen zu können!" Es ist also nach meinem
Dafürhalten die Pflicht des Hohen nieder­
ästerreichischen Landtages., alle möglichen
Maßnahmen in Betracht zu ziehen, die ge­
eignet sind, in dieser schweren Zeit den
Arbeitslosen das Vertrauen zurückzugehen,
daß man ihrer nicht vergessell hat und daß
wir ehrlich bemüht sind, einen Ausweg zu
finden, um ihre augenblickliche schlechte
soz,iale Lage zu verbess'e'rn. Ich erkläre aus­
drücklich, daß wir da nicht schauen, von wo
und von wem die Anträge kommen. Wir sind
aber der Meinung, daß es nur dann möglich
sein wird, gemeinsam) das gesteckte Ziel zu
erreichen, wenn auch die andere Seite unsere
Anträge nach ihrem sachlichen Wert be­
urteilt und bei der Abstimmung darüber von
diesem Gesicht9Punkt aus ihre Entscheidung
trifft.

Ich möchte nun noch einige Dinge heraus­
greifen, die heute hier in der Debatte zum
Ausdruck gekommen sind. In den Anträgen,
die die ÖVP stellt, wird auch Ybbs-Persen­
beug erwähnt. Ich weiß nicht, ob es klug ist
und ob man der Sache dient, wenn der kom­
mende Bau dieses Werkes immer wieder und
von den verschiedenen politischen Parteien
ganz verschieden beurteilt wird. Wir wissen
alle, daß es nicht so war, daß man schon vor
Jahren mit dem Bau von Ybbs-Persenbeug
hätte beginnen können. Das ist nicht richtig.
Ohne einen schriftlich festgelegten Vertrag
konnte man dort mit dem Bau nicht beginnen.
Wir wissen, daß die ersten Entwürfe dieses
Vertrages - wenigstens uns Sozialisten ­
unannehmbar erschienen, weil wir etwas
weiter geschaut haben und weil wir unbedingt
wollten, daß diese Frage mit der kommenden
Ablösesumme für das sogenannte Deutsche
Eigentum in Zusammenhang gebracht werde.
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IWir konnten nicht anerkennen, daß diesH
österreichische Strom, dieser Nibelungen­
strom nicht österreichisch sein soll, daß die
Bauten, die dort mit üsteneichischeffi
Material und mit österreichischen Arbeits­
kräften entstanden sind, deutsches oder gar
russisches Eigentum sein sollen. Zu einer
solchen Form des Vertrages werdsn wir
Sozialisten nie bereit sein. Wir sind daher der
Auffassung, daß man diese Dinge doch nicht
so darstellen soll, wie Sie es getan haben.
Wenn man uns sagt, man müsse trachten, daß
wir 50 Prozent der Anteile an diesem Werk
bekommen, dann kann ich Ihnen darauf er­
wider'n: Mir persönlich ist das ganz uninter­
essant, wer 10 oder wer 50 Prozent hat, viel­
mehr gebaut soll das Werk we,rden, da,s ist
das Entscheidende! (Abg. Ernecker : Das ist
klar, aber bis jetzt ist noch nichts gemacht
worden! - Abg. Endl: Es wird sicher gebaut
werden!) Dazu kommt der Umstand, daß auf
Grund des zweiten Verstaatlichungsgesetzes
Ybbs-Persenbeug ausdrücklich als Sonder­
ges,ellschaft erwähnt ist. E:s müssen daher die
Bestimmungen dieses Gesetzes eingehalten
werden, und die gelten für alle Länder. Wenn
in dem Gesetz drinnensteht, daß 50 Prozent
des notwendigen Kapitals der Bund auf­
zubringen hat, und wenn weiter in dem Ge­
setz steht, daß die anderen Bundesländer über
die restlichen 50 Prozent verhandeln und sich
einigen müssen, dann ist das eine ganz klare
Sprache. Es ist daher wirklich unernst, wenn
man sagt: "Jetzt fordern wir das und jenes",
denn dann muß es ja wer hergeben. Im Gesetz
steht weiter, wenn eine Einigung der Bundes­
länder nicht erzielt werden könnte, dann muß
die Bundesregierung entscheidell. Die Länder
haben sich aber geeinigt, und ich weiß nicht,
ob es mög!.ich sein wird, eine Anderung der
Anteile der verschiedenen Länder U'nter Ein­
schluß des Bundes durchzuführen. Ich fürchte
vielmehr, wenn man die Diskussion auf dieser
Ebene beginnt, daß sich der Bau des Kraft­
werkes verzögert, weil dann eben eine un­
sichere, eine schwankende Situation ent­
stehen könnte. Es ist nun einmal eine Eini­
gung zwischen Bund und den drei Ländern
erzielt, und diese Einigung ist, wie ich glaube,
Grundlage genug für unsere Hoffnung, daß
der Bau dieses Werkes auch durchgeführt
wird.

Daß wir, wie der Kollege Dubovsky gesagt
hat, den Baubeginn schon längst herbei­
sehnen, dieser Zeitpunkt aber aus den ver­
schiedenen Gründen noch nicht da ist, das ist
eine andere Frage, obwohl ich zugestehen
muß, daß es wünschenswert wäre, wenn all
die Dinge, die noch immer als Schwierig­
keiten bezeichnet werden, behoben würden.

Wenn weiter gesagt wurde, wir müssen dem
Bau der Autobahn objektiv gegenüberstehen
und wir saUen ihm die Unterstützung nicht
versagen, so möchte ich dazu auch einige
Worte sagen. Ich habe gelesen -- und ich
glaube, das haben alle Mitglieder des Land­
tages auch gelesen --, daß sich die Bundes­
regierung mit dieser Sache beschäftigt; jch
nehme an, daß dann wahrscheinlich die
Bundesregierung, die sicherlich nicht von
einer Partei a:llein dargestellt wird, über diese
Vrage entscheiden wird. Ich habe se:ither
keine Nachrichten darüber gelesen, daß man
scho-n ein fertiges Programm hätte. Wenn
aber die fünf Millial'den da sind, um die Auto­
bahn' bauen zu können, dann können Sie über­
zeugt sein, daß wir nicht dagegen sind, ob­
wohl ich hierzu neuerlich betonen muß - es
ist das ei'ne, persönliche AuffasiSung von
mir -, daß fch es viel lieber sehen würde,
wenn nur ein TeE dieser Summe dazu ver­
wendet würde, um Wohnungen zu bauen, weil
dals viel mehr Arheitsbes,chaffung darstellt,
und um weiter die niederösterreichis.chen
Straßen und Brücken herzurichten, weil wir
dadurch die Fremden in U~l:s,ere schönen
Alpentäler bringen könnten. Meine Meinung
ist es also, daß man diese fünf Milliarden, die
angeblich auf der Straße liegen, wenigstens
teilweise für andere Zwecke verwenden sollte.
Aber glauben Sie ja nicht, daß auf Grund
dieser meiner subjektiven Einstellung die
Sozialistische Parte:i dagegen sein wird, wenn
es heißt, die fünf Milliarden sind geslichert,
mit dem Bau der Autobahn kann begonnen
werden. Ob diese Mittel zweckgebunden sind,
das heißt, nur für den Autobahnbau verwendet
werden können, weiß ich nicht, ich weiß nur,
daß vorläufig kein einziger Schilling vor­
handen :ist, der .für den Autobahnbau ver­
wendet werden kö'nnte.

Der Flughafen ist auch erwähnt worden
und wird in einem Antrag gefordert. Der Bau
von Flughäfen wird in der modernen Zeit mit
ihren Verkehrs;verhältniS'sen nicht zu um­
gehen sein. Die zentrale Lage Österreichs
wird uns vielleicht gerade auf diesem Gebiet
eine hoffnungsivoJ,Je Zukllnftsaussicht bieten.
Es besteht gar kein Zweifel darüber, daß wir
uns mit allem Nachdruük dafür einsetzen
müssen, daß Flughäfen in unserem Lande er­
baut werden, weil wir glauben, daß wir für
den Trans'itverkehr eine wichtige Station für
ganz Europa sein können. Wenn also hier
etwas vorwärtsgeht, . dann sind wir nur
freudig berührt.

Alle diese Anträge, die hier gestellt wer­
den, sind also, wie Sie sehen, nicht von jener
grundsätzlichen Gegnerschaft zu unserer Auf-



414 Landtag von Niederösterreich. V. Session dr"r V. Wahlperiode. 11. Sitzung am 11. Februar 1954.

fassung, als es vielleicht dargestellt wor­
den ist.

Einige Bemerkungen in der Diskussion
müssen allerdings auf das richtige Maß
zurückgeführt werden. Es hat sich ganz über­
flüssigerweise wieder eine Diskussion über
die Mietengesetzgebung entsponnen. Es wurde
wieder betont -- wir haben das schon einige
Male gehört -, daß das Unrecht in bezug
auf die Mietzinse ausschlaggebend und ein­
schneidend für das ganze österreichische
Wirtschaftsleben sei und daf3 hier ein Un­
glück geschehen sei, das leider fortzeugend
nur immer Böses gebäre. Ich weiß nicht, wie
man dazu Stellung nehmen soll. Ich weiß nur
das eine, daß in der Zeit, in der es keine
Demokratie in diesem Lande gegeben hat,
also von 1933 bis 1945, auch diese Gesetze be­
standen haben und daß man nicht versucht
hat, sie zu eliminieren. Es scheint also, daß es
hier wirklich um ein großes volkswirtschaft­
liches Problem geht. Ich bin davon überzeugt,
daß die österreichische Arbeiter- und
Angestelltenschaft und die kleinen Geschäfts­
leute ohne weiteres - wie das Ihr Redner
ausgeführt hat - einen nach oben regulierten
Mietzins tragen werden, wenn Sie ihr die Mög­
lichkeit geben, ihren Verdienst zu erhöhen.
Der niedrige Lohn aber, den die österreichi­
sche Arbeiter- und Angestelltenschaft derzeit
hat -- wir haben die zweitniedrigsten Löhne
in ganz Westeuropa, hinter uns steht nur noch
Italien -, wird die Betroffenen bei weitem
nicht in die Lage versetzen, diese erhöhten
Mietzinse zu zahlen. Die Erhöhung der Miet­
zinse ist in der heutigen Zeit undurchführbar,
das würde wieder nur zu Gärungen und
Strömungen führen, die dem Urheber wieder
sehr unangenehm wären. Daß dieses Problem
einer Lösung bedarf, wird nicht bestritten.
Diese Lösung, die gefunden werden muß,
kann aber nicht in der Form sein, daß man
der Arbeiter- und Angestelltenschaft den er­
höhten Mietzins zumutet, weil sie einfach
außerstande ist, ihn zu zahlen. (Abg. Endl:
Wer hat das gesagt) kein Mensch hat das ge­
sagt. Nur nicht immer verdrehen!) Es wird
nicht verdreht. Wer sind die Mieter? (Ab­
geordneter Endl: Auch kleine Geschäfts­
leute!) So werde ich mich also ausbessern
und sagen: die Arbeiter und kleinen
Geschäftsleute. Bei mir wird nur das Schwer­
gewicht unterstrichen, Herr Kollege End!!

Wir müssen uns auch dagegen wehren, daß
eine gewerkschaftliche Forderung der Bau­
arbeiter hier in den niederösterreichischen
La'ndtag hineingetragen wird. Was die Bau­
arbeiter fordern, ist wirklich ihre ureigenste
Angelegenheit, und darüber haben wir hier
im niederösterreichischen Landtag nicht zu

entscheiden. Ich bin überzeugt, daß es sich die
gCEamte Bauarbeiterschaft verbieten würde,
sich von hier Vorschriften geben zu lassen.
Wenn aber trotzdem hier diese rein gewerk­
schaftlichen Forderungen, die eben notwendig
sind, weil es ein fre.ies Arbeitsrecht gibt, so
dargestellt werden, was eintreten könnte,
wenn diese Fordernugen hundertprozentig
durchgeführt werden, so möchte ich bitten,
daß man da keine Übertreibungen macht.
Wenn es die Bauarbe,iter wirklich durch­
setzen könnten, daß ihre Arbeitszeit um vier
Stu71den in der Woche verkürzt wird und sie
dabei aber den gleichen Lohn bekommen, so
würde das eine Lohnerhöhung von nur neun
Prozent bedeuten. Jeder Mensch, der sich in
der Bauwirtschaft umtut, weiß aber, daß der
Arbeitslohn innerhalb der gesamten Kosten
einer Bauarbelt 40 bIS 45 Prozent, in ein­
zelnen Fällen auch 50 Prozent ausmacht, so
daß also die neunprozentige Lohnerhöhung
nur eine Erhöhung der Baukosten um vier bis
fünf Prozent bedingen würde und nicht, wie
gesagt wul'de, um 25 Prozent. Gewiß, die Bau­
kostc'H sind überhöht, sie sind über den
Durchschnitt der übrigen Indizes hinaus, und
jede Verteuerung des Bauens würde eine
s8hmerzliche Einschränkung des BauvolumEns
mit sich bringen, das gebe ich ohne weiteres
zu. Aber Übertre,ibungen in der Art, daß
schon wieder diese nimmersatten Arbeiter mit
ihren Lohnforderungen schuld sind, daß dic
Baukosten um ein Viertel steigen, in die Dis­
kussion des niederösterreichischen Landtages
hineinzuwerfen, halte ich nicht für zweck­
mäßig.

Wenn ich diese Ausführwngen gemacht
habe, so bitte ich verstellen zu wollen, daß
unsere Anträge nichts anderes enthalten, als
daß wir den Arbeitslosen zeigen wollen, daß
wir ihre Sorgen kennen und daß wir in dem
bescheide71en Rahmen des Landes Nieder­
österreich - das unterstreiche ich -- unseren
Beitrag zu leisten bemüht sind, um die
Arbeitslcsigkeit zu senken und vor allem um
die Zeit des Arbeitslosendaseins zu verkürzen.

Es ist falsch, wenn man immer nur von
den Bauarbeitern spricht, die jetzt arbeitslos
sind. Die statistischen Zahlen vom Ende des
Monats Jänner haben gezeigt, daß nur 35 Pro­
zent der gemeldeten Arbeitslosen der Bau­
industrie angehören, das ist also etwas über
100.000; fast 200.000 Menschen kommen aus
den übrigen Industriezweigen, und das ist es,
was uns besonders beunruhigt. Diese 200.000
Menschen werden, wenn die Sonne wärmer
iCcheint, nicht sofort, wie Sie behaupten, in
ihrer Zahl zurückgehen, weil tiefere wirt­
schaftliche Verhältnisse schuld sind, daß s,ie
ihre Arbeitsplätze verlore'll haben. Ich bitte
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also nicht zu übersehen, daß wir an die'Se
Menschen denken müssen und daß der Staat
und das Land die Verpflichtung haben, dafür
zu sorgen, daß auch für diese fast 200.000
Menschen, die nicht aus der Bauwirtschaft
stammen, Arbeitsplätze geschaffen werden.
Das macht ja das Problem so schwierig. Den
Kollegen, die davon gesprochen haben, daß es
einer gemeinsamen anstrengenden Arbeit
sicherlIch gelingen wird, im Kampf um die
Schaffung Von Arbeitsplätzen wenigstens
einen Teilerfolg zu erringen, gebe ich voll­
kommen recht, denen stimme ich restlos bei.

Ich hoffe, daß bei der heutigen Abstimmung
auch uns.ere Anträge angenommen werden. In
Verbindung mit den anderen Anträgen wer­
den sie vielleicht doch jenes Ergebnis zeitigen,
das sich die Arbeitslosen erwarten. Diese
werden dann sehen, daß alle Parteien ihr
möglichstes getan haben, damit diese 'Schreck­
liche Arbeitslosigkeit wenigstens teilweise
~ehoben wird. Wenn wir das erreichen, wer­
den wir die Diskussion über diesen Punkt
vielleicht abschließen können. Kommen wir
aber nicht zu einem solchen einvernehmlIchen
Einverständnis, dann wird morgen oder über­
morgen wieder darüber gesprochen werden
müssen, weil wir uns dem Drängen und Ver­
langen der Arbeitslosen nicht entziehen kön­
nen. Daher wäre es zweckmäßig, durch An­
nahme unserer Anträge die heutige Diskus­
sion mit dem Ergebnis abzuschließen, daß die
niederösterreichischen Vertreter ihre Pflicht
gegenüber den Arbeitslosen vollständig und
restlos erfüllt haben. (Beifall bei der SPö.)

PRÄSIDENT SASiSMANN: Zum Worte ge­
langt Herr Abg. Sc h ö bel' I.

Abg. SCHÖBERL: Hohes Haus! Wenn auch
ich heute Ihre Zeit beanspruche, so bitte ich
darüber nicht ungehalten zu sein. Ich werde
mich bemühen, mich möglichst kurz zu fassen.

Wenn in der Landtagssitzung der ver­
gangenen Woche und am heutigen Tage
hauptsächlich über das Thema Arbeitslos,ig­
keit und Arbeitsbeschaffung gesprochen
wurde, so gestatte ich mir die Aufmerksam­
keit des Hohen Hauses auf eine Möglichkeit
zu lenken,' die eventuell geeignet wäre, einen
wesentlichen Beitrag zur Milderung der
Arbeitslosigkeit zu liefern, und zwar ist diese
Möglichkeit auf dem Gebiete der Förderung
des Fremdenverkehrs gegeben. Das ganze
österreichische Volk hat aufgeatmet, als die
Demarkationslinie an der Enns gefallen ist.
Wohl sind die Schranken an der Ennsbrücke
gefallen, meine sehr geehrten Herrn, aber die
Erfahrung hat gezeigt, daß uns noch andere
Schranken hindern, die Förderung des Frem­
denverkehrs so in die Wege zu leiten, wie e,s

sein soll. Wenn heute von der Errichtung
einer Autobahn gesprochen wurde und mein
Vorredner, Herr Präsident Wondrak, gesagt
hat, daß man das Augenmerk auch auf den
Ausbau der Straßen wenden soll, so schließe
ich mich dieser Behauptung vollinhaltliCh an,
zumal es 'notwendig geworden ist, Gebiete für
den Fremdenverkehr zu erschließen, die sehn­
süchtig darauf warten, und zumal dies auch
einem Wunsch unserer ganzen niederöster­
reichischen Bevölkerung entspricht.

Es hat heute schon derr Herr Abg. Staffa
den Ruf nach der ~rric.htung zusätzlicher
Baustellen erhoben und die Vergebung von
Aufträgen verlangt. Auch der Herr Abgeord­
nete Dubovsky hat von der Belebung des
Inlandmarkte3 ge,sprochen. Es erscheint mir
daher nichts günstiger zu sein als gerade ein
Projekt, das in der letzten Zeit bereits in der
Öffentlichkeit besprochen wurde. Die meisten
Mitglieder des Hohen Hauses kennen die
StraßenverhäItnisse in einem der schönsten
Fremdenverkehrsgebiete Niederösterreichs, in
der Wachau. Die Erfahrung hat gezeigt, daß
man seitens des Westens dem Besuch dieses
schönen Gebietes lebhaftes Intere.sse zu­
wendet. Die Erfahrung hat aber auch gezeigt,
daß die Leute, die uns besuchen kommen,
diese weite Reise nur' mittels groß,en Re,ise­
autobussen durchführen, die ganz modern
ausgestattet slind und zirka 50 SitzplätcZe auf­
weisen. Wer die StraßenverhäUrrisse ,in der
Wachau kennt, der wird mir auch bestätigen,
daß es nicht möglich ist, in dieses Gehiet mit
einem großen Reiseautobuszu kommen, weil
dort zuerst die Straßen entsprechend ver­
breitert werden müssen. Es ist daher in der
letzten Zeit wiederholt von seiten der Be­
vÖ}kerung in der Wachau der Notschrei hör­
bar geworden, daß es höchstes Gebot wäre,
diesem Gebiet ein besonderes Augenmerk zu­
zuwenden, um den Fremdenverkehr in dieses
Gebiet lenken zu können. Es ist daher von
uns dankbarst begrüßt worden, daß Herr
Landeshauptmanrustellvertreter Kargl in der
letzten Zeit den Ausbau einer Straße durch
die Wachau angeregt hat.

Meine sehr verehrten Mitglieder des Hohen
Hauses! Der Bau dieser Straße ist eine un­
bedingte Notwendigkeit, denn sowohl die
Wirtsc.hafttreibenden als auch die landwirt­
schaftliche Bevölkerung in der Wachau exi­
stieren heute unter den schwierigsten Ver­
hältnissen. Wenn nun heute der Herr Landes­
hauptmannst'ellvertreter Kargl beabsichtigt,
sobald sich die Möglichkeit dazu ergibt, den
Straßenzug durch die Wachau von Krems bis
Persenbeug auszubauen, dann entspricht das
nur dem Wunsch der arbeitenden Bevölkerung
des ganzen Gebietes.
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Ich rechne es mir daher zur großen Ehre
an, daß ich als zuständ.iger Mandatar dieses
Gebietes heute Gelegenheit habe, anläßlich
dieser Landtagssitzung einen Resolutions­
antrag einbringe'n zu können mit folgendem
Inhalt (liest):

"Die Landesregierung wird aufgefordert,
alles zu veranlassen, damit der Bau einer
Donauuferstraße von Krems bis Persenbeug
ehestens ermöglicht wird."

Ich hoffe, daß dieser Resolutionsantmg
auch Ihre Zustimmung findet. Er liegt im
Interesse der gesamten niederösterreichischen
Bevölkerung. (Beifall bei der ÖVP.j

PRÄSIDENT SASSMANN : Die Red'nerliste
ist emchöpft. Der Herr Berichterstatter hat
das Schluß;wort.

Berichterstatter HILGARTH (Schlußwort):
Auf Grund der Ausführungen der zahlreichen
Redner verzichte ich auf das Schlußwort und
bitte den Antrag des gemeinsamen Finanz-­
und Wirtschaftsausschusse,s anzunehmen.

PRÄSIDENT SASSMANN : Es liegt vor
der Hauptantrag des gemeinsamen Finanz­
und Wirtschaftsausschusseis, ferner liegen
auch Resolutions- und Aufforderungsanträge
vor.

Ich lasse zuerst über den bereits verlesenen
Hauptantrag abstimmen. (Nach Abstimmung
über den Antrag des gemeinsamen Finanz­
und Wirtschaftsausschusses) : An gen 0 m­
men.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die
gestellten Aufforderungs- und Resolutions­
anträge.

(Nach Abstimmung über den ersten Punkt
des Aufforderungsantrages des Abg. Staffa,
betreffend Maßnahmen zur Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit im Lande Niederösterreich) :
A b gel e h n t. fLandeshauptmannstellver­
treter Popp: Wo bleibt da Ihre Sachlichkeit?
- Weitere Zwischenrufe.)

(Nach Abstimmung über den zweiten Punkt
des Aufforderungsantrages des Abg. Staffa,
betreffend Sofortprogramm für Flußregulie­
rungen): Ab gel e h n t.

(Nach Abstimmung über den dritten Punkt
des Aufforderungsantrages des Abg. Staffa,
betreffend Sofortprogramm zur Durchfüh­
nmg öffentlicher Arbeiten): Ab gel e 11 n t.

(Nach Abstimmung über den vierten Punkt
des Aufforderungsantrages des Abg. Staffet,
betreffend Bereitstellung von N otstands­
mitteln durch den Bund für öffentliche Ar­
beiten): Ab gel e h n t. (Landeshauptmann­
stellvertreter Popp: Ein Antrag tür N ieder­
österreich! - Abg. Endl: Ihr könnt ja für
unsere Anträge stimmen!)

(Nach Abstimmung über den fünften Punkt

I des Aufforderungsantrages des Abg. Staffa,
betreffend Freigabe der Budgetmittel des
Bundes zur Durchführung öffentlicher Ar­
beiten ,in Niederösterreich) : Ab gel e h nt.

(Nach Abstimmung über den Resotutions­
antrag des Abg. Dubovsky, betreffend einen
allgemeinen Abbau- und Entlassungsstopp in
Niederösterreich) : Ab gel e h n t.

(Nach Abstimmung über den Resotutions­
antrag des Abg. Dubovsky, betreffend Maß­
nahmen gegen die Benachteiligung Nieder­
österreichs zur wirksamen Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit): Ab gel e h n t.

(Nach Abstimmung über den Resolntions­
antrag des Abg. Dubovsky, betreffend den
Sofortbeginn der Arbeiten beim Donaukraft­
werk Ybbs-Persenbeug): Ab gel eh n t.

(Nach Abstimmung über den Resolutions­
antrag des Abg. Zach, betreffend Aufforde­
rung der Landesregierung, die unter Vor­
anschlagsansatz 63-90 und 63-91 ver­
anschlagten 30 Millionen unverzüglich zu ver­
geben): An gen 0 m me n. (Landeshaupt­
mannstellvertreter Popp: Nun, Herr Professor
Zach, wo ist die Demagogie? Ist das Ihre
Sachlichkeit? )

(Nach Abstimmung über den Resolutions­
antrag des Abg. Zach, betreffend den Vor­
anschlasansatz 519-90): An gen 0 m m e n.

(Nach Abstimmung über den Resolutions­
antrag des Abg. Zach, betreffend Verteilung
der für das Jahr 1954 bereitstehenden Mittel
des Schulbaufonds) : An gen 0 m m e n.

(Nach Abstimmung über den Resolutions­
antrag des Abg. Zach, betreffend Verlagerung
der Produktion der verstaatlichten Betriebe
nach Niederösterreich) : An gen 0 m m e n.

(Nach Abstimmung über den Resolutions­
antrag des Abg. Zach, betreffend 50prozentige
Beteiligung des Landes Niederösterreich am
Donaukraftwerk Ybbs-Persenbeug): A n­
gen 0 m me n.

(Nach Abstimmung über den Resolutions­
emtrag des Abg. Schöberl, betreffend den Ban
einer Donauuferstraße Krems-Persenbeug):
A n gen 0 m m e n.

Mit Zustimmu'ng des Hohen Hauses setze
ich das im heutigen Verfassungsausschuß
verabschiedete Geschäftsstück, Zahl 510, noch
auf die Tagesordnung der heutigen Sitzung.
(Nach einer Pause): Keine Einwendung.
(Landcsha1cptrnannstellvertreter Popp: Bei
sachlich orientierten Mitgliedern des Land­
tages natürlich keine Einwendung.)

Ich ersuchef;laher den Herrn Abg. Kuchner,
die Verhandlung zur Zahl 510 einzuleiten.

Berichter1statter Abg. KUCHNER: Hoher
Landtag! Ich habe ll'J.mens des Verfassungs­
ausschusses über das Auslieferungsbegehren
des Bezirksgerichtes Tulln, Abteilung 2, Zahl
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nach dem
Strafakt

zugrunde

an sich und setzte seine Fahrt fort. Da der
Name des KraftwagenJenkers beim kurzen
Vorweisen des Ausweises nicht festgestellt
werden konnte, wurde das Gendarmerie­
postenkommando Stockerau um Ausfor­
schung und Einvernahme des Lenkers er­
sucht.

Bei seiner Vernehmung durch Beamte des
Gendarmeriepostens Stockerau gab Landtags­
abgeordneter Hainisch zu, die Bundesstraße
an der in der Anzeige bezeichneten Stelle und
zu angegebener Zeit tatsächlich mit einer Ge­
schwindigkeit von z,irka 40 Stundenkilometer
befahren zu haben, jedoch bei der erwähnten
Straßenkreuzung weder ein privates noch ein
gendarmerieeigenes Fahrzeug wahrgenommen
zu haben, er hätte daher auch niemanden in
seiner körperlichen Sicherheit gefährden
können. Ein Stoppze.ichen habe er an der
Straßenkreuzung nicht gesehen. Der ihn an­
haltende Gendarmeriebeamte habe ihn in
ziemlich barschem Tone mit folgenden Worten
angehalten: ,Haben Sie das Stoppzeichen da
vorne nicht gesehen; ich werde Sie anzeigen,
zeigen Sie mir Ihren Führerschein.' Darauf­
hin habe er ihm seine Abgeordneten­
legitimation und den Führerschein über­
geben, die ihm der Gendarmeriebeamte nach
Einsicht wieder ausgefolgt habe."

Ich bringe diesen Sachverhalt mit dem Er­
suchen zur Kenntnis, über das Aus'1ieferungs­
begehren des Bezirksgerichtes Tulln Beschluß
zu fassen.

Der Verfas,sungsausschuß stellt folgenden
Antrag an das Hohe Haus (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Dem Begehren des Bezirksgerichtes TuIln,

Abt. 2, Zahl U 1266/53, vom 18. Jänner 1954,
betreffend Auslieferung des Landtagsabgeord­
neten Edmund Hainisch wegen Übertretung
der §§ 431 und 312 Strafgesetz, wird nicht
Folge gegeben."

PRASIDENT SASSMANN: Zum Wort ist
niemand gemeldet, wir kommen daher zur Ab­
stimmung. (Nach Abstimmung): A n­
gen 0 m me n.

Somit ist die Tagesordnung der heutigen
Sitzung erledigt.

Es werde'n folgende Ausschüsse ihre
Sitzungen abhalten: Finanzausschuß sogleich
nach Plenum im Herrensiaal. Nach Beendi­
gung dieser Sitzung des F,inanzausschusses
hält der gemeinsame Schulausschuß und
Finanzausschuß zur Nominierung der
Berichterstatter ebenfalls im Herrensaal eine
Sitzung ab.

Die nächste Sitzung wird im schriftlichen
Weg bekanntgegeben werden.

Die Sitzung ist geschlos1sen.
(Schluß der Sitzung um 20 Uhr 12 Min.)

U 1266/53, vom 18. Jänner 1954, betreffend
Landtagsabgeordneten Edmund Hainisch,
Übertretung der §§ 431 und 312 Strafgesetz,
zu berichten.

Mit Schreiben vom 18. Jänner 1954, G.-Z.
1266/53, hat das Bezirksgericht Tulln dem
Präsidenten des niederösterreichischen Land­
tages mitgeteilt, daß gegen den Landtags­
abgeordneten Edmund Hai'llisch, wohnhaft in
Stockerau, Hauptstraße 21, auf Grund der
Anzeige des Gendarmeriepostenkommandos
Tulln und des Antrages des staatsanwalt­
schaftlichen Funktionärs vom 15. Jänner 1954
auf Bestrafung des Beschuldigten wegen
Übertretu'ug nach §§ 431 und 312 StG., das
Strafverfahren eingeleitet wurde. Gleichzeitig
ersucht das Gericht um Zustimmung zur
strafrechtlichen Verfolgung des Landtags­
abgeordneten Edmund Hainisch wegen der
obengenannten Delikte.

Dem Auslieferungsbegehren liegt
dem Ersuchen angeschlossenen
U 1266/53 folgender Sachverhalt
(liest) :

"Landtagsabgeordneter Edmund Hainisch
fuhr am 23. November 1953 um zirka 8 Uhr
mit dem Pkw., Kennzeichen N 9010, im Stadt­
gebiet von Tulln von der Wilhelmstraße
(Bundesstraße Nr. 19) in die Franz-Josef­
Straße, wobei er das an der Straßen­
kreuzung Wilhelmstraße-Franz-Josef-Straße_
Bahnhofstraße angebrachte Stoppzeichen
nicht beachtete und mit unverminderter
Geschwindigkeit die Kreuzung übersetzte.
Hierbei wurden der von der Bahnhofstraße
in die Kreuzung einfahrende Lenker des
gendarmerieeigenen Motorrades mit Bei­
wagen, Patrouillenleiter Leopold Muck, und
der im Beiwagen mitfahrende Gemeinde­
diener Rupert Kainzbauer in ihrer körper­
lichen Sicherheit gefährdet. Infolge Nicht­
beachtung des Stoppzeichens und über­
fahrens der Kreuzung mit unverminderter
Geschwindigkeit mußte der Patrouillenleiter
Leopold Muck, um einen Zusammenstoß zu
vermeiden, das Motorrad mit Be.iwagen jäh
abbremsen und nach links in die Trauentor­
gasse verreißen.

Da der Lenker des Personenkraftwagens
die Fahrt fortsetzte, nahm Patrouillenleiter
Leopold Muck dessen Verfolgung und An­
haltung auf. Nach Anhaltung durch das
Gendarmerieorgan erklärte Landtagsabgeord­
neter Edmund Hainisch unter Vo.rweisung
seines Ausweises als Abgeord'neter des nieder­
österreichischen Landtages: ,Hier haben Sie
meinen Ausweis und zeigen Sie mich bei der
Rohrpost an.' Nach der Darstellung der An­
zeige nahm Abgeordneter Edmund Hainisch
nach dieser Bemerkung den Ausweis wieder




